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Die Herrschaft der Minderwertigen 


Nach dem Ersten Weltkrieg erschien in 
Deutschland ein mit Mitteln der westdeut- 
schen Schwerindustrie finanziertes Buch mit 
dem Titel „Die Herrschaft der Minderwer- 
tigen“. Es wurde in Kreisen des national- 
liberalen Bürgertums propagiert und über- 
schattete damals die geistige Auseinander- 
setzung der radikalen Rechten mit der 
marxistischen Linken. Das Buch war ein 
Versuch, dem Bündnis von Schwerindustrie 
und nationalem Bürgertum eine gegen die 
„schwarz-rote“ Koalition gerichtete Stoß- 
kraft zu verleihen. Im Hintergrunde stan- 
den die Männer um Hugenberg, die den 
Bogen von Ostelbien zur Ruhrindustrie 
spannten. Was die verschiedenen Kräfte, 
ostelbische Feudalherren und Großindu- 
strielle teils neureicher Herkunft, einte, 
war ihre Spekulation auf die Geburt eines 
national-militänten Machtstaates. Die Ma- 
gnaten der Stahlindustrie witterten das 
große Rüstungsgeschäft, die Ostelbier die 
Morgenröte einer neuen feudalen Epoche. 
Auf eine ähnliche Situation treiben wir mit 
dem Näherrücken der Wahlen von 1957 
wieder zu. Das Jahrzehnt ignoranter und 
gewaltwilliger Politik geht zu Ende. Mit 
den weltpolitischen Gewichtsverlagerungen 
taucht, trotz aller bisherigen Gegensätze, 
die Möglichkeit einer „schwarz-roten“ 
Koalition für die westdeutsche Bundes- 
republik auf. Es gibt bereits in Rechtskrei- 
sen eine Spekulation auf diesen Zeitpunkt, 
weil er „die zur Sammlung der nationalen 
Kräfte erforderlichen Millionenbeträge von 
Industrieseite her gewährleisten würde". 
Das Managertum an der Ruhr nämlich, das 
neben westlichen Freunden die Bonner 
Koalition aus seinem Geldtopf bisher ge- 
speist hat, würde, so spekuliert man, wenn 
die Wahlen des Jahres 1957 eine „schwarz- 
rote” Koalition zustande brächten, seine 
millionenschweren Hände von den nicht- 
marxistischen Kräften dieser Koalition ab- 
ziehen, um sich mehr auf die sich dann 
sammelnde Rechte zu konzentrieren. 

Aber die Herrschaft des Minderwertigen 
in der Epoche schwerindustrie-gesteuerter 
CDU-Politik hat im Bewußtsein unserer 
politisch denkenden und mitverantwort- 
lich fühlenden Zeitgenossen in West- 
deutschland zu tiefe Wunden gegraben, 
als daß man nach den Wahlen von 1957 
mit ähnlichen Scherzen wie in den zwan- 
ziger Jahren bloß eine „nationale Rechte" 
gegen eine „schwarz-rote Koalition" aufzu- 
möbeln brauchte. Nicht als ob die Rechts- 
kreise in Westdeutschland dann weniger 
korrupt wären als vor 30 Jahren, nicht als 
ob sie dann weniger „nach der Futter- 


krippe“ drängten, weniger um ihr „Mandat 
vor allem“ besorgt wären als heute. Aber 
die Wunden, die die Herrschaft des Minder- 
wertigen in dieser Epoche schwerindustrie- 
gesteuerter CDU-Politik gegraben haben, 
lassen sich nicht mit Heftpflastern heilen. 
Es sind die Wunden einer weltweiten west- 
lichen Krisensituation, die mit ihren infla- 
tionären und arbeitskritischen Erscheinun- 
gen sozialrevolutionäre Kräfte auf den 
Plan ruft, die sich nicht mehr für ein Lin- 
sengericht ihre politische Substanz abkau- 
fen lassen können, 

Die neue nationale Erhebung vollzieht sich 
nicht mehr in den Formen der zwanziger 
und dreißiger Jahre. Sie hat diese vielmehr 
zur Voraussetzung. Sie lebt in der Epoche 
nach der schwerindustrie-gesteuerten Poli- 
tik (sich anmaßend christlich-demokratisch 
bezeichnender Kräfte), wie sie auch in einer 
nach-nationalsozialistischen Epoche lebt. 
Sie geht nicht den Weg der konservativen 
Revolution, weil das Konservative in ihr 
überwunden, das heißt eingeschmolzen ist 
wie das Soziale und das Liberale. Sie hat 
das Politische seiner Ganzheit gemäß im 
Griff und läßt sich nicht auf nur eine Seite 
ziehen, weder auf die des Großkapitals, 
noch auf die des sozialistischen Kollektivis- 
mus, auch nicht auf die einer konservati- 
ven Reaktion. Die neue nationale Erhe- 
bung bezieht ihre Kräfte nicht aus den Mil- 
lionen der Schwerindustrie, sondern aus der 
durch die zehnjährige Herrschaft des Minder- 
wertigen geschaffenen Situation, in der alle 
Welt nach einem revolutionären Wandel 
der gesellschaftlichen Verhältnisse verlangt 
und die Massen eine politische Kraft nur 
glaubwürdig finden werden, wenn und so- 
fern diese die gesellschaftlichen Verhält- 
nisse zu wandeln in der Lage ist. 

Die Herrschaft des Minderwertigen beginnt 
eben nicht erst mit einer „schwarz-roten“ 
Koalition. Das Minderwertige hat bereits 
die jetzt zu Ende gehende Epoche bestimmt. 
10 Jahre Herrschaft falscher Leitbilder ha- 
ben die Spaltung Deutschlands schier un- 
verrückbar werden lassen und die west- 
deutsche Republik in die weltpolitische 
Isolierung geführt. 10 Jahre dieser Herr- 
schaft haben die Ansätze eines militanten 
Totalitarismus geschaffen und die Aushe- 
bung des westdeutschen Menschenpoten- 
tials gegen alle Vernunft und Verfassung, 
gegen die rechtsstaatlichken Grundlagen 
dieser Republik gesetzgeberisch vorberei- 
tet. 10 Jahre dieser Herrschaft haben das 
westdeutsche Regiment zu einer Belastung 
für alle freundschaftlichen Gefühle der 
Deutschen zum Westen werden lassen und 
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die Gefahr eines antiwestlichen Ressen- 
timents in Westdeutschland heraufbeschwo- 
ren, wie sie umgekehrt der östlichen Pro- 
paganda ihre Argumente zugespielt haben 
und Bestätigung widerfahren ließen. 

10 Jahre dieser Herrschaft haben die sich 
nach dem Zusammenbruch wieder erheben- 
den christlichen Kirchen in den Verruf einer 
Förderung des Militarismus und den Ver- 
dacht des Büttels der internationalen Hoch- 
finanz gebracht. Sie haben den gläubigen, 
kirchenfreundlichen, zugleich friedliebenden 
und verantwortungsbewußten Menschen in 
eine tiefe, tragische und gefährliche Gewis- 
senskrise gegenüber Rom und der ver- 
beamteten Evangelishen Kirche Deutsch- 
lands getrieben. 10 Jahre dieser Herrschaft 
haben die Errichtung der Leitbilder des 
Minderwertigen besorgt, einen zynischen 
Materialismus in Westdeutschland als die 
„Weltanschauung“ der Pseudo-Eliten und 
der breiten Massen ausgebildet und alle 
herkömmlichen Wertrangordnungen syste- 
matisch zerstört. 10 Jahre dieser Herrschaft 
haben die mittelständischen Kräfte zum 
Ruin oder an den Abgrund ihrer Existenz 
gebracht, Sie haben die öffentliche und 
private Korruption an die Stelle überkom- 
mener Redlichkeiten gesetzt und so die 
Überreste eines ungebrochenen Berufs- 
beamtentums zersetzt. Sie haben den Mam- 
monismus in das kulturelle Leben getragen 


und den Aufbau unserer Städte in die 
modernistische Gleichmacherei geleitet. 
Sie haben — mit einem Worte — für die 


Herrschenden alle politische Legitimation 
verwirkt. 

Diese 10 Jahre haben lediglich das eine 
Gute: Sie haben eine Bewußtseinskrise 
heraufgeführt, aus der ein Volk nicht ohne 
die Urbesinnung auf seine gesellschaft- 
lichen Grundlagen herausgelangen kann. 
Sie haben die kapitalistische Hintergrün- 
digkeit von Währungszerfall und Wirt- 
schaftskrise, von mangelhafter Außenpoli- 
tik und totalem Staat so unauslösclich in 
das Schicksal des Einzelnen eingegraben, 
daß das antibolschewistishe Trauma der 
Deutschen sich lösen wird in der Richtung 
einer angemessenen Zwischenstellung 
zwischen Scylla und Charybdis, wie sie 
unserer geopolitischen Lage entspricht und 
ohne deren Bewältigung wir als Volk keine 
Geschichte haben. Sie werden uns am Ende 
zu den Überlegungen zwingen, wie wir 
denn das Ganze neuordnen müssen, um 
weder in die Unfreiheit und Gleichmacherei 
des östlichen Kollektivismus abzugleiten 
noch in die Unbarmherzigkeit der kapita- 
listisch-totalitären Kriegsmaschine. 


Erneute Heraufkunft einer „schwarz-roten“ 
Koalition könnte zwar die Sammlung der 
nationalen Gruppen beschleunigen. Allein 
eine solche Sammlung als rein mechanische 
Begleiterscheinung der veränderten partei- 
politischen Konstellation kann keine ge- 
schichtsbildende Kraft auslösen, selbst und 
erst recht nicht, wenn sie auf dem Millio- 
nenpolster der internationalen Hochfinanz 
aufruht. Die gegenwärtige Sucht nach den 
Surrogaten politischer Wirklichkeit, die 
sich in der hektischen Suche nach neuen 
attraktiven Namen äußert, um die sich eine 
solche Sammlung vollziehen könnte, folgt 
aus der Verzweiflung neuerungswilliger 
und einsichtiger Kräfte, die aber selbst mit 
der geistigen Bewältigung der Gegenwart 
nicht mehr fertig werden. Die Sucht be- 
weist, daß man seine eigene Hoffnungs- 
losigkeit auf den Schultern herkulischer 
Übermenschen abladen möchte. 


Die Herrschaft des Minderwertigen würde so 
auch zur Verlockung für die Minderwertigen, 
die an die Macht drängen, aber ihren Aus- 
weis zur geistigen und politischen Bewäl- 
tigung der Zeit gar nicht erst erbracht ha- 
ben, Diese würden nur auf ihre suggestiv- 
demagogischen Qualitäten, auf ihren tak- 
tischen Befähigungsnachweis zurückgreifen. 
Auch sie sind Verachter einer geistigen 
Auseinandersetzung und wären nur die 
neuen Werkzeuge des internationalen 
Großkapitals, als dessen „nationale“ Be- 
auftragte gesteuert. 


Die Herrschaft des Minderwertigen end- 
gültig abzulösen, setzt neue Leitbilder vor- 
aus. Alles krampfhafte Suchen nach kom- 
menden führenden Persönlichkeiten führt 
zu nichts, wenn diese nicht zugleich die 
Aufgaben der Zukunft geistig bewältigt 
haben. Die Bewältigung dieser Arbeit wird 
um so größere Fortschritte machen, je grö- 
Ber das allgemeine Verlangen nach ihr wird. 
Jenes Verlangen muß an die Stelle der Be- 
gierde nach Abgeordnetenmandaten und 
taktischen Machtpositionen treten. 


Die Ablösung einer Herrschaft des Minder- 
wertigen ist Aufgabe, die einer sozialen Ge- 
samtheit gestellt ist. Die geistige Klärung 
neuer Leitbilder erwächst nur auf dem 
fruchtbaren Boden eines mitdenkenden und 
mitopfernden Volkes. Für jeden Einzelnen 
von uns ist daher die Frage, inwieweit er 
sich selbst innerlich reif gemacht hat für die 
Wandlungsprozesse, die auf uns zu kom- 
men, oder inwieweit er sich — trotz aller 
Suche nach den Taktikern — noch der Herr- 
schaft des Minderwertigen ergibt. 


VOLK UND WELT 


Weltpolitische Umschau 


Dritte Kraft und Restauration 


Die Formel von der „Dritten Kraft“ kenn- 
zeichnete bisher die Selbstbehauptung 
freier Völker zwischen Ost und West. Ge- 
genwärtig droht sie, als Parole machtpoli- 
tischer Reaktion im Lager der Kolonial- 
mächte verfälscht und mißbraucht zu wer- 
den. Mit Sorge fragen die jungen Völker 
Afrikas und Asiens, ob auch der jüngste 
Vorstoß des westdeutschen Bundes- 
kanzlers in der Europa-Frage etwa von 
dem Zweck diktiert sei, den alten Kolonial- 
mächten in der Stunde des Zusammen- 
bruchs ihrer äußeren Machtpositionen bei- 
zuspringen. Die Gefahr einer Verquickung 
der klein-europäischen Integrationspolitik 
unter Mißbrauch des kontinentalen Groß- 
raum-Gedankens mit der Verteidigung an- 
tiquierter Kolonialpolitik geht auch aus 
dem Kommunique zum Abschluß der 
deutsch-französischen Saarverhandlungen 
hervor. Adenauer hatte die Katze aus dem 
Sack gelassen, als er in seiner Brüsseler 
Rede den Suez-Konflikt unbekümmert zum 
Anlaß nahm, um die Wiederaufnahme sei- 
ner westeuropäischen Integrationspläne — 
im Seitenblick auf die gescheiterte EVG — 
mit der Notwendigkeit einer gemeinsamen 
Verteidigung bedrohter kolonialer Besitz- 
titel zu begründen. Es mögen dabei tak- 
tische Überlegungen eine größere Rolle ge- 
spielt haben als grundsätzliche Überzeu- 
gungen, bei Adenauer insofern, als er die 
schwierige Lage der Franzosen und Eng- 
länder für seine Pläne ausnutzen möchte. 
Der westdeutsche Kanzler stellte vielleicht 
nicht zu unrecht dabei in Rechnung, daß 
die alten Kolonialmächte daran interessiert 
sind, den durch Kolonialismus unbelasteten 
guten deutschen Namen für sich dienstbar 
zu machen, wobei Adenauer als Gegenlei- 
stung insbesondere die britische Zustim- 
mung zu seinen karolingischen Absichten 
erhofft. Das aber wäre ein schlechtes Ge- 
schäft für die deutsche Position in Europa 
und in der Welt. Denn es würde uns nicht 
nur in Mißkredit bei den afro-asiatischen 
Völkern bringen, vielmehr auch den Be- 
griff der „dritten Kraft” zur Parole restau- 
rativer Zielsetzungen im Westen verkeh- 
ren. 

Der Widerhall, den seine Brüsseler Rede 
gerade bei den Befürwortern der west- 
lichen Vorschläge in der Suez-Frage gefun- 
den hat, muß bei den um ihre Unabhän- 
gigkeit besorgten jungen Völkern geradezu 
den Verdacht bestärken, daß der Europa- 


Gedanke nunmehr als Deckmantel für im- 
perialistische Kreuzzugsstimmungen miß- 
braucht werden soll. Von hier aus erweist 
sich, daß das gegenwärtige westdeutsche 
Regime nicht nur eine Belastung für die 
prowestlichen Gefühle der Deutschen, son- 
dern auch für das Ansehen der Europa- 
Idee in der Welt darstellt. Es wäre ein ver- 
hängnisvoller Start für ein vereinigtes 
Europa, wenn dieses ausgerechnet als reak- 
tionäres Produkt des Widerstandes gegen 
die fällige Liquidation einer Epoche zu- 
stande käme, die dem Kontinent im Be- 
wußtsein der erwachenden Teile der 
Menschheit mehr Schande als Ehre einge- 
bracht hat. Die jungen Völker begrüßen 
durchaus das echte Bemühen Europas zur 
dritten Kraft zwischen Ost und West em- 
porzusteigen. Aber ein solches Bemühen 
setzt voraus, daß Europa sich wirklich um 
eine dritte Form zwischen westlichem 
Kapitalismus und östlichem Kollektivis- 
mus bemüht und darüber hinaus seine gei- 
stige und materielle Potenz in den Dienst 
des Aufbruchs zu einer Neuordnung der 
Welt stellt, 

Die britischen Vorbehalte zum Europa- 
Vorstoß Adenauers zeigen bereits an, daß 
man in England höchstens daran denkt, 
Deutschland als Festlandsdegen zu be- 
nutzen und selbst Europa nur als Hand- 
langer zu mißbrauchen in einem Augen- 
blick, da man von seinen amerikanischen 
Verbündeten verlassen ist. 


Drei Jahrhunderte lang haben die Kolonial- 
mächte für ein Spottgeld Rohstoffe und 
Lebensmittel aus den Räumen Afrikas und 
Asiens bezogen, um dann ihre Produkte 
zu teueren „Weltmarkt-Preisen” auf den 
gleichen Märkten zu verkaufen, deren po- 
litische Unterwerfung sie sich durch das 
sogenannte Prinzip der offenen Tür mit 
Gewalt erzwangen. Die jetzt erwachenden 
Völker wissen um das groteske Mißver- 
hältnis, das zwischen den Export- und Im- 
port-Preisen der afrikanischen und asiati- 
schen Länder besteht. Sie befürchten, daß 
ein unter der Fahne des Kolonialismus ad 
hoc vereinigtes Europa zu der alten Me- 
thode unrechtmäßiger Ausbeute fremder 
Rohstoffe und Länder zurückkehren könnte. 
Von daher ist es notwendig, den gegen- 
wärtigen Täuschungsversuch mit der Formel 
von der dritten Kraft zu entlarven und sich 
von denen zu distanzieren, die in Wahr- 
heit gegen eine echte dritte Position Euro- 
pas und für dessen Eintritt zugunsten des 
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westlichen Imperialismus sind. Auch die 
freien afro-asiatischen Völker sollten die- 
sem Betrugsmanöver nicht dadurch zum 
Opfer fallen, daß sie das Bemühen aller 
verantwortungsbewußten Europäer um 
eine dritte Position zwischen Ost und West 
in einen Topf werfen mit dem Mißbrauch 
dieser Formel durch die westeuropäische 
Restauration. 

Europa kann nur daran interessiert sein, 
daß die säkulare Bedeutung der im Suez- 
Konflikt heraufdrängenden Entscheidung 
rechtzeitig von allen europäischen Nationen 
erkannt und im Sinne einer für die Zukunft 
wegweisenden, d. h. die Freundschaft der 
afro-asiatischen Völker suchenden und 
sichernden Lösung ihren Ausdruck finden 
wird. Das deutsche Volk, ganz gleich, was 
seine Regierungen tun, ist jedenfalls nicht 
bereit, seinen guten Namen für eine kolo- 
nialistische Restauration verschleißen zu 
lassen. Wir wünschen Freundschaft mit 
den wahren Selbstbehauptungskräften der 
Welt, weil sie die eigentlichen Repräsen- 
tanten der Freiheit und einer neuen Welt- 
gerechtigkeit sind), 


Deutsches Rechtsgutachten zur Suez-Frage 


Die von dem britischen Premierminister 
angebotene Lösung des Suez-Konfliktes, 
der jetzt vor dem Weltsicherheitsrat zur 
Verhandlung steht, ist für Ägypten unan- 
nehmbar. Ägypten hat von sich aus alle 
positiven Schritte unternommen, um die 
Interessen der Kanal-Benutzer, soweit sie 
sih auf die Freiheit und Sicherheit der 
Sciffahrt im Kanal beziehen, zu gewähr- 
leisten. Es hat sich sogar bereit erklärt, zur 
Sicherung der Freiheit der Kanaldurchfahrt 
sich der UNO-Kontrolle zu unterstellen. 
Inzwishen hat sich der politische Aus- 
schuß der Arabischen Liga geschlossen hin- 
ter den ägyptischen Rechtsanspruch im 
Suez-Kanal-Konflikt gestellt. Er verurteilte 
jede Ausübung politischen, wirtschaftlichen 
und militärischen Druckes, durch die der 
Verhandlungsgrundsatz und die Lösung des 
Konflikts in Übereinstimmung mit der 
Charta der Vereinten Nationen mit fried- 
lichen Mitteln in Frage gestellt wird. 

Ein außerordentlich bedeutsames Gutachten 
zur Suez-Frage legt soeben die „For- 
schungsstelle für Völkerrecht und auslän- 
disches öffentliches Recht der Universität 
Hamburg“ vor?). Die von Dietrich Rausch- 
ning besorgte Zusammenstellung des ein- 
schlägigen Materials (bis zur Anrufung des 
Sicherheitsrates) gelangt in ihrer Analyse 
zu dem Ergebnis: „Im gegenwärtigen Streit 
um den Suez-Kanal spielen die Vermögens- 


interessen der Aktionäre... nur eine unter- 
geordnete Rolle. Das Anliegen Großbritan- 
niens und Frankreichs ist mehr darauf ge- 
richtet, ein politisch bedeutsames Recht 
fremder Staaten auf Betrieb des Suez- 
Kanals durch die unter französisch-briti- 
scher Leitung stehende und mit französisch- 
britischem Kapital arbeitende Suez-Kanal- 
Gesellschaft zu verteidigen ... Das Recht 
fremder Staaten, von Ägypten zu verlan- 
gen, daß die Suez-Kanal-Gesellschaft den 
Kanal betreibt, könnte als Recht zwischen 
Staaten nur völkerrechtlich begründet wer- 
den. Im Völkerrechtgewohnheitsrecht läßt 
sich aber ein Satz, daß ein Staat eine 
international benutzte Verkehrseinrichtung 
nicht durch Enteignung in seine Regie 
überführen dürfe, nicht nachweisen oder 
auch nur begründen. Auch aus der Form, 
in der die anderen Seekanäle wie der 
Panama-Kanal, der Kieler Kanal oder der 
Kanal von Korinth betrieben werden, läßt 
sich ein solcher Anspruch nicht ableiten... 
Da durch das Verstaatlichungsgesetz eine 
Enteignung gegen Entschädigung erfolgt 
ist, kann die Verstaatlichung unter dem 
Gesichtspunkt des Schutzes des Ausländer- 
vermögens nicht rechtswidrig sein... Das 
Verstaatlichungsgesetz hat die völkerrecht- 
liche Lage am Suez-Kanal nicht verändert, 
insbesondere ist das in der Konvention von 
1888 garantierte Recht auf freie Durchfahrt 
nicht angetastet ... . Großbritannien und 
Frankreich haben...mit einem bewaffneten 
Einschreiten gegen Ägypten gedroht. Diese 
Drohung steht im Widerspruch zu Art. 2 
Abs. 4 der Satzung der Vereinten Natio- 
nen, die jede Drohung mit Gewalt außer 
im Falle der Selbstverteidigung (Art. 51) 
oder von militärischen Sanktionen absolut 
verbietet... Aus dem Gesagten ergibt sich, 
daß eine Lösung des Streitfalles ohne die 
Mitarbeit Ägyptens nicht möglich ist. Es 
dürfte daher den Interessen der West- 
mächte am meisten dienen, mit Ägypten 
auf der Grundlage des Menon-Planes, der 
ihren sachlichen Forderungen gerecht wird, 
zu verhandeln und dabei darauf hinzu- 
arbeiten, daß die Verpflichtungen Ägyp- 
tens objektiv bestimmbar in einem völker- 
rechtlichen Vertrag festgelegt werden.“ 


') vgl. hierzu Alexander Andrae, Deutsch- 
land bei den Völkern der „Dritten Form“, 
Der Ruf Nr. 19/1956, S. 3 

”) Der Streit um den Suezkanal, Analyse, 
Materialien, Bibliographie, Veröffentlichun- 
gen der Forschungsstelle für Völkerrecht 
und ausländisches öffentliches Recht, Nr. 27, 
Hamburg 1956, hektographiert, 187 Seiten, 
zusammengestellt und bearbeitet von Diet- 
rich Rauschning. 


Die Kommunistische Partei Israels 
HANS NIEDERMEIER 


Es wird meist nicht beachtet, daß die Kommunistische Partei Israels eine der älte- 
sten politischen Parteien dieses Landes ist. Vor fünfunddreißig Jahren gab es noch 
keine Mapai oder Allgemeine Zionistenpartei und auch keine fortschrittlichen 
Zionisten, ganz zu schweigen von der Mapam, die eine Neugründung ist. Eine 
aktive kommunistische Partei gab es dagegen schon vor mehr als drei Jahrzehn- 
ten in Palästina, wenngleich diese inzwischen viele Umwandlungen durchgemacht 
hat, die sich jedoch im wesentlichen nur auf ihren Namen bezogen. Anfangs hieß 
sie MOPS (die hebräische Abkürzung für Sozialistische Arbeiterpartei), zwischen- 
durch JKP, PKP und „Die Fraktion“, und neuerdings nennt sie sich MAKI („Kom- 
munistische Partei Israels"). Sonst ist aber in dieser Partei fast alles beim alten 
geblieben. Auch ihre Stärke hielt sich immer auf gleicher Höhe. Bei den Wahlen 
für den ersten Histadrut erhielten die Kommunisten 6 von 86 Mandaten und er- 
reichten damit einen Höhepunkt ihres Einflusses. Seitdem konnten sie nie mehr 
als 2—4 v.H. aller Stimmen auf sich vereinigen!). 

Die ersten Kommunisten kamen 1919 als Einwanderer nach Erez Israel (Pa- 
lästina). Seit ihren Anfängen verfolgte die Kommunistische Partei dort folgende 
drei Ziele: 1. Unterstützung der arabischen Nationalisten; 2. Bekämpfung des 
Zionismus; 3. Bekämpfung des britischen Imperialismus. 

Was den dritten Punkt betrifft, so wurde die kommunistische Parteilinie 
mehrfach geändert. Mit Ausbruch der deutsch-sowjetischen Feindseligkeiten stellte 
die Kommunistische Partei den Kampf gegen England vorübergehend ein. 


Die Entwicklung bis 1941 


Schon anläßlich der Araberunruhen im Mai 1920 erklärten kommunistische 
Sprecher, diese seien durch „zionistische Provokateure“ hervorgerufen worden. 
Die kommunistische Bewegung hatte damals noch keinen anerkannten Führer 
und war trotz ihrer geringen Stärke in zwei Gruppen gespalten, die sich erst 1923 
vereinigten. Eine Zeitlang setzten sich die Kommunisten dafür ein, Palästina als 
Mandatsgebiet der Türkei zu übergeben, die man in Moskau für „fortschrittlicher“ 
hielt als England. Aber ihre Hauptaufgabe erblickten sie in der Förderung der 
arabischen Nationalisten-Bewegung und der Bekämpfung der „romantisch-natio- 
nalistischen Ziele der Bourgeoisie” (des Zionismus), die sich in Palästina nur einen 
neuen Markt zu schaffen sucht. 

Bei den Arabern hatten die Kommunisten nur wenig Erfolg. Von den Juden 
überredeten sie ein paar Hundert zum Verlassen Israels und zur Heimkehr in die 
Sowjetunion, ihr geistiges und geographisches Heimatland. Bei ihrer Tätigkeit 
unter den Arabern beschränkten sich die Kommunisten zunächst darauf, Tele- 
gramme an verschiedene arabische Konferenzen zu richten. So sandten sie 1927 
an die von den Husseinis beherrschte VII. Arabische Nationalversammlung eine 
Denkschrift, in der sie diese als „allein rechtmäßige Vertretung der Araber Palä- 
stinas“ anerkannten. Die arabische Nationalbewegung befand sich damals noch in 


1) Anmerkung der Schriftleitung: Zur innerpolitischen Struktur Israels vgl. den 
Abschnitt „Israel“ in dem für den ganzen vorderen Orient zuständigen und instruktiven 
Werk von Horst Eliseit: Halbmond um Israel — Das neue Gesicht Arabiens. Safari-Verlag 
Berlin 0.J., GzIn., 578 Seiten mit 146 Fotos auf Kunstdrucktafeln, 7 Textkarten und 
2 Ausschlagtafeln. 
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gemäßigter Opposition zum Zionismus und wurde deshalb im August 1926 von 
den Kommunisten „verräterischer Feigheit”" bezichtigt. 

Zwei Jahre später hatte die arabische Bewegung diese „verräterische Feig- 
heit“ überwunden. 1929 kam es zu Ausschreitungen gegen die Juden, und diese 
neue „revolutionäre Situation“ kam den Kommunisten sehr gelegen. Sie hofften, 
sich der Führung des Aufruhrs bemächtigen und die „zionistischen Eindringlinge 
und Parasiten aus dem Lande jagen zu können“. Aber mit der Ausführung dieses 
Planes klappte es nicht, schon weil die meisten Opfer dieser Unruhen keine „zio- 
nistischen Eindringlinge”“, sondern Angehörige der alten jüdischen Einwohner- 
schaft waren, die dem Zionismus wenig Sympathie entgegenbrachten. Die Ko- 
mintern erteilte der Kommunistischen Partei Palästinas eine schwere Rüge, weil 
es ihr nicht gelungen war, die Initiative an sich zu reißen, beschuldigte sie in einer 
besonderen, am 16. Oktober 1929 veröffentlichten Resolution „pazifistischer 
Hemmungen“ und forderte ihre sofortige Arabisierung. Mit anderen Worten: 
zahlreiche jüdische Mitglieder sollten ausgeschlossen und stattdessen unter den 
Arabern neue Mitglieder geworben werden. Die Parteiführung sperrte sich zwar 
anfangs gegen diese Weisung, gab aber schon im folgenden Jahre klein bei und 
gestand auf dem 7. Parteitag im März 1930: „Wir hatten uns in ein jüdisches Ghetto 
abgekapselt und die arabische Frage unter jüdischen Gesichtspunkten betrachtet.“ 
Um den im Zug der Arabisierung aus der Kommunistischen Partei ausgeschlosse- 
nen jüdischen Mitgliedern ein anderes Betätigungsfeld zu schaffen, wurde die 
„Arbeiter-Fraktion“ gegründet, deren Aufgabe darin bestand, den Juden die 
neue kommunistische Taktik zu erklären. Ziel dieser Propagandaaktion war es 
jedoch nicht, unter der jüdischen Bevölkerung Mitglieder zu werben, da die Partei 
keine jüdischen Anwärter mehr aufnehmen durfte. Von nun an bemühte sich die 
Kommunistische Partei, möglichst noch arabischer als die arabischen Nationalisten 
zu sein. Zum Ersten wie zum Zweiten Makabäer-Sportfest suchten sie Unruhen 
und einen Marsch auf Tel-Aviv zu organisieren. An die Deutschen von Sarona 
wurden Aufrufe verteilt, den jüdischen „Eindringlingen“ kein Land abzutreten, 
und die Araber wurden aufgefordert, jüdische Landkäufer mit den Waffen davon- 
zujagen. 

Die Rolle, die die jüdischen Kommunisten bei den Aufständen von 1936 bis 
1939 spielten, wird im allgemeinen überschätzt. Grundsätzlich waren sie wohl 
bereit, die Anhänger des Mufti zu unterstützen, doch waren sie zahlenmäßig 
schwach, und für Juden war es schon aus praktischen Gründen schwierig, mit den 
aufständischen Arabern zusammenzuarbeiten. Die Kommunisten zettelten zwar 
einige Überfälle auf jüdische Niederlassungen an, aber dabei kamen, soweit be- 
kannt, keine Menschen ums Leben. Die arabischen Kommunisten dagegen, von 
denen viele bei Zusammenstößen mit der Haganah und englischen Truppen fie- 
len, erlitten während des Aufstandes blutige Verluste. Viele andere wurden ver- 
haftet. Ende 1938 war den arabischen Kommunisten praktisch das Handwerk 
gelegt. Gleichzeitig verloren sie bei den Juden jeglicnen Einfluß. Sie hofften nun 
auf einen Waffenstillstand. Als die Engländer 1939 ihr Weißbuch veröffentlichten, 
wurde dieses Dokument von der kommunistischen Presse Palästinas als großer 
Triumph für die arabischen Nationalisten gefeiert. 

Inzwischen hatte sich der Schwerpunkt auf die Außenpolitik verlagert. Der 
Abschluß des deutsch-sowjetischen Paktes von 1939 zwang die Kommunisten 
sich auf die neuen sowjetischen Parolen umzustellen. War das schon andernorts 
recht schwierig, so war es für die Kommunisten Palästinas besonders schwer, die 
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dort lebenden Juden für die Forderung nach „sofortigem Friedensschluß mit Hitler" 
zu gewinnen, was sie in mehreren Aufrufen tatsächlich versuchten. Diese pein- 
liche Lage führte zu einer Spaltung der Partei, als die Emethgruppe (Spartakus- 
bund), die gegen die Parole „Friede mit Hitler” rebellierte, eigene Wege ging und 
dafür die „Neutralisierung des Nahen Ostens” propagierte. 

Damals wurden mehrere Führer der KP verhaftet, und die Aktivität der Par- 
tei wurde erheblich gedrosselt. Aber die KP-Zeitung „Kol Ha’am“ (Volksstimme) 
erschien weiter. Ihre Artikel sind heute eine interessante Lektüre. Als die Alliier- 
ten Syrien besetzten, schrieb „Kol Ha’am": „Auf diese Weise wird Palästina un- 
weigerlich in den Krieg verwickelt. Trotzdem unterstützen die Zionistenbanden 
nach wie vor den britischen Imperialismus.” (Mai 1941). Über den Zweiten Welt- 
krieg wußte das kommunistische Organ zu sagen: „Der britische Imperialismus 
hat diesen Krieg provoziert. Ihn zu führen, ist nicht unsere Sache, sondern aus- 
schließlich Sache der Briten.” (29. September 1940). 

Dies blieb auch dann noch der Kehrreim ihrer Propaganda, als italienische 
Flugzeuge Tel-Aviv angriffen und etwa 200 Personen den Bomben zum Opfer 
fielen. Die Kommunisten ließen wissen, dies Ereignis sei nur eine Folge der bri- 
tisch-zionistischen Provokation. Auch widersetzten sie sich der Mobilmachung, 
die sie als „zionistischen Trick zur Beseitigung der Arbeitslosen” bezeichneten 
(4. Mai 1941). Die erhaltenen Flugblätter der Jahre 1940/41 sind ein interessanter 
Beitrag zur Psychopathologie; die wenigen Verteiler fürchteten bedeutend mehr. 
von der Menge gelyncht, als von der englischen Polizei verhaftet zu werden. 
(Vgl. hierzu J. Halperin, Israel ve Ha’Kommunism, Tel Aviv 1951.) 


In Krieg und Nachkriegszeit 

Nach Beginn des Ostfeldzuges änderte sich die kommunistische Partei- 
linie natürlich, wenn auch nicht sofort. Erst war man ziemlich ratlos und wußte 
nicht, ob man nunmehr zum Eintritt in die britischen Streitkräfte auffordern sollte 
oder nicht. Schließlich machten einige Kommunisten den Vorschlag, man solle 
Freiwilligenverbände aufstellen, die sich der sowjetischen (!) Armee anschließen 
sollten, bis ihnen von Moskau bedeutet wurde, derartige trotzkistische Abwei- 
chungen seien nicht am Platze, sie hätten für den Kriegseinsatz im örtlichen Rah- 
men (d. h. in den jüdischen Einheiten der englischen Armee) einzutreten. Nun 
wurde die KP wieder legal, und es begannen die Denunziationen bei den eng- 
lischen Behörden, daß die Zionisten nicht genügend Begeisterung für die Eröff- 
nung einer „zweiten Front” zeigten und mit der Verfolgung ihrer Pläne zur Er- 
richtung eines jüdischen Staates dauernd den Fronteinsatz störten. 

Nach der Auflösung der Komintern im Jahre 1943 zerfiel die Kommunistische 
Partei in drei Gruppen, und auch ihre enge Fühlung mit den arabischen Nationali- 
sten ging verloren. Es ist schwer, die Sonderentwicklung dieser drei Gruppen, 
ihre wiederholten Spaltungen und Wiedervereinigungen und ihren häufigen 
Linienwechsel im einzelnen zu verfolgen. Aber im Mai 1944, auf dem 8. Parteitag 
einer dieser Gruppen, der Kommunistischen Partei Palästinas, zeigte es sich, da® 
sich prinzipiell nicht viel geändert hatte. Auf diesem Parteitag wurde unter an- 
derem verkündet: „Die zionistische Einwanderung ist von entscheidender Be- 
deutung für die Verwirklichung der aggressiven Pläne der Zionisten; es ist des- 
halb selbstverständlich, daß die Partei diese Einwanderung ablehnt.“ Diese 
Parteigruppe gab ferner offen zu, daß sie die Schaffung eines arabischen Staates 
in Palästina unterstütze. Sie forderte zwar „völlige Gleichheit für die Juden und 
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andere Minderheiten“, wies aber nachdrücklich darauf hin, daß es im ureigenen 
Interesse der alten jüdischen Gemeinde läge, sich der Gründung eines jüdischen 
Staates zu widersetzen. Angesichts der allgemeinen prozionistischen Einstellung 
der palästinensischen Juden fühlten sich die Kommunisten zu der Erklärung 
bewogen, es sei eine „Selbsttäuschung, wenn man glaube, die jüdische Frage 
könne in Palästina gelöst werden“. Diese von Mikunis geführte und offiziell als 
Partei anerkannte Gruppe war die größte der drei kommunistischen Teilparteien 
und hielt eisern an der Politik der zwanziger und dreißiger Jahre fest. 

Während des Krieges hatten die Kommunisten bei den Arabern mehr Glück 
als bei den Juden. Die Arabische Liga für Nationale Befreiung und der Arabische 
Arbeiterkongreß, zwei arabische kommunistische Organisationen, gewannen 
merklich an Bedeutung und übten auf die arabischen Intellektuellen und Arbeiter 
größeren Einfluß aus, als es die Kommunisten im jüdischen Bevölkerungsteil 
vermochten. Obwohl die arabischen Kommunisten noch immer mit nationalisti- 
schen Parolen arbeiteten, Bilder des Mufti verteilten und diesem bei seiner Rück- 
kehr aus Deutschland einen begeisterten Empfang bereiteten, begannen sie 
doch, sich allmählich mit dem Gedanken an eine Zusammenarbeit zwischen Juden 
und Arabern anzufreunden, stellten jedoch die Bedingung, daß die Juden auf die 
Einwanderung verzichten und ihr Streben nach Unabhängigkeit aufgeben müßten. 

Unter den jüdischen Kommunisten nahm Mikunis’ Einfluß so zu, daß sich die 
anderen kleineren Gruppen auflösten und viele ihrer Mitglieder seiner Partei 
beitraten. Es ist jedoch bemerkenswert, daß sich alle alten Kommunisten, die in 
den dreißiger Jahren in Moskau zu Berufs-Revolutionären ausgebildet worden 
waren — mit Ausnahme Mikunis’ und seiner Frau Esther Wilenska — von der 
Kommunistischen Partei Palästinas fernhielten. Trotzdem wurde gerade diese 
Organisation auch von kommunistischer Seite als offizielle Landespartei an- 
erkannt. Dies erklärt sich vermutlich daraus, daß die alten jüdischen Kommunisten 
in der Sowjetunion und anderen Ländern sehr an Ansehen verloren hatten und 
daß man deshalb den neuen Talenten, die sich in den vierziger Jahren bis in die 
Parteiführung emporarbeiteten, eine Chance geben wollte. 

Die Kommunisten blieben die hartnäckigsten Gegner der jüdischen Staats- 
idee. Der Zeitpunkt, zu dem sich die Kommunistische Partei Israels vorübergehend 
zionistisch orientierte, läßt sich genau bestimmen: es geschah dies im Juni 1947, 
und zwar einen Tag vor Beendigung der Sondersitzung der UN-Vollversammlung, 
auf der das Palästina-Problem behandelt worden war. Am Abend dieses bedeut- 
samen Tages verbreiteten die Nachrichtenagenturen die Rede Andrej Gromykos, 
in der der Sowjetdelegierte das Recht der Juden auf ihre Heimat anerkannte und 
für die Schaffung eines jüdischen Staates eintrat, falls sich die Bildung eines 
jüdisch-arabischen Staates in Palästina als unmöglich erweisen sollte. Dies war 
für die palästinensischen Kommunisten ein noch größerer Schock als der im 
August 1939 oder im Juni 1941. Alles was sie im Laufe von dreißig Jahren ge- 
schrieben oder gesagt hatten, war nun plötzlich hinfällig geworden. Sie mußten 
zu Kreuze kriechen und den Zionismus anerkennen. 

Für die sowjetische Außenpolitik war die Palästinafrage nur eine von vielen 
(und keineswegs ein weltpolitisches Problem ersten Ranges), und man nahm in 
Moskau wohl an, wenn die Sowjetregierung Israel unterstützte, werde das zu 
einer von ihr erwünschten Spannung und zu langen Kriegen führen. Für die Kom- 
munisten in Palästina dagegen war es eine Lebensfrage, und es dauerte ein paar 
Monate, bis sie ihre Fassung wiederfanden. Die Rede Semen Tsarapkins vor der 
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UN im Oktober des gleichen Jahres nahm ihnen die letzten Zweifel. Die neuen 
Parolen, in denen der jüdische Staat gefordert wurde, waren den Kommunisten 
Palästinas anfangs noch etwas ungewohnt, doch half ihnen ihr langjähriges 
Training im Maskenwechsel, auch diese Kehrtwendung ohne Schaden zu über- 
stehen. Zum ersten Mal in ihrer Geschichte reihte sich die Kommunistische Partei 
in die Front der nationaljüdischen Organisationen ein und anerkannte nach Pro- 
klamation des Staates Israel auch die Autorität der neuen Regierung. Kommu- 
nisten traten jetzt in die Haganah und später in die israelitische Armee ein. Eine 
Zeitlang fehlte ihnen eine eigene politische Ausrichtung. Das dauerte bis 1949, 
als die KP-Führung eine Änderung in der sowjetischen Politik gegenüber Israel 
feststellte — z.B. im Zusammenhang mit der Internationalisierung Jerusalems — 
und glaubte, ein anderes Programm als die übrigen Parteien aufstellen zu müssen. 
Als der Krieg zwischen Israel und den arabischen Staaten bedeutend schneller 
zu Ende ging, als man im Kreml anscheinend gehofft hatte, begann nämlich eine 
neue Schwenkung der sowjetischen Außenpolitik, die die Lage der Kommunisten 
in Israel etwas erleichterte. Die Sowjets sympathisierten zwar mit dem jüdischen 
Staat, hieß es jetzt, aber nur in seiner jetzigen Form; eine weitere Einwanderung, 
besonders aus der Sowjetunion, komme nicht in Betracht. Nun ist aber die freie 
Einwanderung eine selbstverständliche Forderung aller zionistischen Parteien, 
so daß die Kommunisten im Jahre 1950 wieder genau so „außerhalb des Lagers" 
standen wie zehn, zwanzig und dreißig Jahre zuvor. Nachdem es ihnen in jahr- 
zehntelangem Wirken nicht gelungen war, die Entstehung des Staates Israel zu 
verhindern, bemühten sie sich und bemühen sich heute noch mit geringem Erfolg, 
vorhandene Spannungen, wie die Unzufriedenheit mancher Neueinwanderer oder 
der arabischen Minderheit in Israel zu vertiefen. Mit zunehmender Verschlechte- 
rung der Beziehungen zwischen Ost und West trat diese neue Linie der Kommu- 
nisten immer deutlicher zutage. 

Wodurc erklärt sich nun der geringe Erfolg der Kommunisten unter den 
Juden Israels? Soweit sich diese Frage auf die Vergangenheit bezieht, ist sie nicht 
schwer zu beantworten. Die Kommunisten mußten notgedrungen Schiffbruch 
erleiden, weil sie sich über das Nationalgefühl der in Palästina lebenden Juden 
hinwegzusetzen suchten und das Recht der Juden auf staatliche Selbständigkeit 
nicht anerkennen wollten. Ihr Erfolg läßt sich deshalb nur an der Zahl derjenigen 
Juden messen, die Palästina verließen. Erst Ende 1947 fanden sich die Kommu- 
nisten mit der Existenz eines jüdischen Staatswesens ab und richteten sich und 
ihre Tätigkeit nach den dortigen Gegebenheiten. 


Die KP im jüdischen Staat 


Dem Zionismus und der Wiedervereinigung der jüdischen Diaspora steht 
die Kommunistische Partei nach wie vor ablehnend gegenüber. Vor 1948 betrach- 
tete sie sich als gesamtpalästinensische Partei. Aber außer in den Dokumen- 
ten der Mandatsmacht hat es Palästina als politisches Gemeinwesen nie ge- 
geben. Erst seit 1948 ist die Kommunistische Partei Palästinas wirklich eine Is- 
raeli-Partei. Kritiker der Linken, zumal aus den Kreisen der Mapam werfen der 
KP Israels vor, sie sei weniger nationalbewußt als die kommunistischen Parteien 
anderer Länder. Vom Standpunkt Moskaus gesehen besteht ihr einziger Fehler 
darin, daß sie mit den Kleinbürgern, Trotzkisten und anderen Klassenfeinden, die 
in ihre Führung eingesickert sind, bisher noch nicht gründlich genug aufgeräumt 
hat. (Die häufigen Spaltungen hatten mit Säuberungen nichts zu tun.) 


10 Volk und Welt 


Die Kommunistische Partei Israels ist keine Arbeiterpartei. Ihre Stärke beruht 
nicht auf der Organisation der Werktätigen. Ihre Führer stammen meist aus 
kleinbürgerlichen Kreisen, einige sogar aus reichen jüdischen Familien Mittel- 
europas. Ihren Hauptanhang besitzt sie in den Araberdörfern des Nordens. Wer 
die Verhältnisse näher kennt, wird sich darüber nicht wundern. Die den Arabern 
auferlegten Beschränkungen und das ständige Eintreten der Kommunisten für die 
Rechte der arabischen Dorfbewohner trugen erheblich zur Stärkung der KPI bei. 
Wahrscheinlich stehen hinter ihr mehr arabische als jüdische Wähler. Man darf 
auch nicht vergessen, daß ein Araber schon deshalb leichter zum Kommunismus 
findet als ein Jude, weil er an der traditionellen Zionisten-Feindschaft der Kom- 
munisten nie Anstoß nehmen wird. 

Ein weiterer Bevölkerungsteil, von dem die Kommunisten Stimmenzuwachs 
erhoffen können, sind die Neueinwanderer, namentlich die aus Osteuropa und 
dem Irak, obwohl diese den Kommunismus auf Grund ihrer persönlichen Erleb- 
nisse im Nachkriegs-Europa anfangs zumeist ablehnen. Aber die bösen Erfah- 
rungen mit dem Kommunismus geraten über den Sorgen der Neueinwanderer 
um Unterkunft und Arbeitsplatz sehr bald in Vergessenheit. Die KP Israels macht 
sich die in den Durchgangslagern und verschiedenen neuen Siedlungen ange- 
staute Unzufriedenheit geschickt zunutze und hofft, einen Großteil der Stimmen 
dieser Wähler für sich buchen zu können. Häufiger noch als die Not treibt die 
Psychose, in der viele der Neueinwanderer befangen sind, diese Leute der KP in 
die Arme. Aus dieser Angst schlagen die Kommunisten nach besten Kräften 
Kapital. „Gehörten Sie in Polen oder Rumänien einer Gewerkschaft an?” lautet 
ihre erste Frage. Natürlich antwortet der Einwanderer mit „Ja”. „Dann müssen 
Sie sofort der KP beitreten”, wird ihm als nächstes gesagt, und um dieser Auffor- 
derung noch mehr Nachdruck zu verleihen, zeigt man dem Einwanderer die Lage 
von Israel zur Sowjetunion auf der Landkarte und bedeutet ihm, daß die KP- 
Mitglieder natürlich eine viel bessere Behandlung zu erwarten haben, falls die 
Sowjets im Dritten Weltkrieg, den selbstverständlich die „Imperialisten“ vom 
Zaun brechen werden, nach Israel kommen werden. 

Als dritte mit dem Kommunismus sympathisierende Gruppe sind die Leute zu 
nennen, die keinen Rückhalt bei einer bestimmten Gesellschaftsschicht haben. Ihre 
Zahl ist in Israel nur gering. Dabei handelt es sich um Besitzer kleiner Läden, selb- 
ständige Handwerker, Hausierer und solche Juden, deren soizale und wirtschaft- 
liche Lage sich durch die Auswanderung nach Israel verschlechtert hat. Der Anteil 
der Intellektuellen ist in der KP Israels vermutlich kleiner als in anderen Ländern. 
Die niedrige Zahl intellektueller Mitläufer erklärt auch das niedrige Niveau 
des Zentralorgans und die Dürftigkeit der allgemeinen Kulturarbeit der Partei. 

Schließlich ist es heute in Israel kaum noch riskant, den Kommunisten zu 
spielen, im Gegensatz zu der Zeit vor zwanzig oder dreißig Jahren. Damals lief 
jeder Kommunist Gefahr, verhaftet zu werden und seine Stellung zu verlieren. 
Heute besteht dieses Risiko nicht mehr. Im Staatsdienst wird man es als Kommu- 
nist zwar nicht sehr weit bringen, aber sonst besteht kein Grund zur Klage. Die 
KP Israels verfügt heute noch nicht über den Stab von Mitarbeitern, den sie im 
Falle der Machtübernahme nötig hätte. Das verlockt manche, sich rechtzeitig in 
die Schlange der Postenjäger zu stellen. Allerdings bleibt zu beachten, daß die 
Zahl dieser reinen Streber nicht allzu groß ist. Im allgemeinen ist bei den neuen 


Mitgliedern eine Mischung aus Opportunismus und ideologischen Erwägungen 
festzustellen. 


il 


Bandung lebt! 
REEL MOUNIR 


Die erste asiatisch-afrikanische Konferenz in Bandung, Indonesien, vom 18. bis 
24. April 1955, hat eine viel größere Nachwirkung, als man einer Konferenz von 
nur sechs Tagen zutrauen würde. 

Diese Zusammenkunft der Vertreter von 29 Staaten Asiens und Afrikas ver- 
trat zugleich vier Fünftel der Erdbevölkerung, Besitzer riesiger wirtschaftlicher 
Reichtümer, und unter ihnen einige Völker, die der Menschheit große und ein- 
flußreiche Kulturen geschenkt haben. Die beiden Wurzeln der Konferenz liegen 
einmal bei der Arabischen Liga, dem Zusammenschluß der unabhängigen arabi- 
schen Staaten, die auf ihrer Sitzung am 11. Dezember 1954 die Teilnahme an dieser 
geplanten Konferenz beschlossen hatte, zum andern bei den fünf Mächten Burma, 
Indien, Indonesien, Pakistan und Ceylon, die zwischen dem 28. April und dem 
2. Mai 1954 auf Einladung des damaligen Premierministers von Ceylon, Sir John 
Kotelawala, in Colombo, Ceylon, getagt hatten. Ihre Tagung hatte ursprünglich 
nur eine engere Zusammenarbeit der südostasiatischen Staaten, die sich von der 
Herrschaft der Kolonialmächte frei gemacht hatten, zum Ziel. Am 28. und 29. De- 
zember trafen die fünf Teilnehmer an der Colombo-Konferenz noch einmal in 
Bogor zusammen. Diesem Treffen war eine Einigung mit der Arabischen Liga 
vorausgegangen, daß eine gemeinsame Konferenz folgen sollte. Der Zweck der 
Bandung-Konferenz war bereits damals in folgender Textgebung formuliert: 

a) Guten Willen und Zusammenarbeit unter den Völkern Asien und Afrikas 
zu fördern, ihre gegenseitigen und gemeinsamen Interessen zu erforschen. 
Freundschaft und gutnachbarliche Beziehungen zu schaffen und zu fördern. 

b) Soziale, wirtschaftliche und kulturelle Probleme und Beziehungen der 
verschiedenen Länder zu erörtern, den Austausch von Informationen über 
natürliche und andere Hilfsquellen in diesen Ländern zu ermutigen und 
sich an einem Ausschuß von Sachverständigen zur Arbeit auf diesem 
Gebiet zu beteiligen. 

c) Probleme von besonderem Interesse für die Völker Asiens und Afrikas 
zu behandeln; d. h. Probleme, welche die nationale Souveränität, Rassen- 
fragen und Kolonialismus betreffen. 

d) Die Stellung Asiens und Afrikas und ihrer Völker in der heutigen Welt 
und den Beitrag, welchen sie zur Förderung des Weltfriedens und der 
Zusammenarbeit leisten können, zu erörtern. 


Teilnehmer und Organisation der Konferenz von Bandung 


Die Konferenz von Bandung war niemals als eine „dritte Kraft" neben dem 
westlichen und dem östlichen Block gedacht; erst recht nicht als ein Bündnis ge- 
gen die europäischen Staaten. Von den teilnehmenden Ländern standen einige 
fest im Lager des Westens, wie die drei Mitglieder des Britischen Commonwealth 
Pakistan, Ceylon und die Goldküste; andere fest im Lager des Ostens, wie China 
und Vietnam. Andere bekannten sich, wie Indien, zu einer Politik der „konstruk- 
tiven Neutralität“. Schon in dieser Hinsicht war die Konferenz bedeutsam: die 
auf ihr vertretenen Staaten hatten Interessen und Probleme gefunden, die sie 
gemeinsam berührten und die über die Zugehörigkeit zu den beiden Blöcken, die 
die Welt aufgeteilt zu haben glauben, hinausgehen. 
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Vertreten in Bandung waren: Ägypten, Afghanistan, Burma, Cambodja, 
Ceylon, China, Äthiopien, die Goldküste, Indien, Indonesien, Iran, Irak, Japan, 
Jordanien, Laos, Libanon, Liberia, Lybien, Nepal, Pakistan, die Philippinen, Saudi- 
Arabien, der Sudan, Syrien, Thailand, Türkei, Vietnam-Nord, Vietnam-Süd, 
Yemen. Jeder Staat war durch seinen Ministerpräsidenten oder mindestens den 
Außenminister vertreten. 

Die Konferenz war auch in der Hinsicht von großer Bedeutung, als sie Ge- 
legenheit zur Unterredung von Männern wie Gamal Abdel Nasser von Ägypten, 
Shri Jawararlal Nehru von Indien, Chou En Lai von China, U Nu von Burma und 
Dr. Sastromoamidjojo von Indonesien schuf, die sich zumeist vorher noch nicht 
persönlich gekannt hatten. Außer den Vertretern der Staaten waren aber auch 
bedeutende Vertreter nationaler Freiheitsbewegungen als Beobachter eingeladen 
worden. Unter ihnen befanden sich Seine Eminenz Hadji Amin El Husseine, Groß- 
mufti von Jerusalem, und der marokkanische Nationalistenführer Allal El Fassi. 
An einer Einladung zeigte sich, daß die Konferenz von Bandung bereit war, auch 
Vertreter unterdrückter Völker anderer Erdteile als nur Asiens und Afrikas als 
Beobachter heranzuziehen: so den Erzbischof Makarios, als Vertreter der um ihre 
Freiheit vom britischen Joch kämpfenden Griechen von Zypern. Hier wies die 
Konferenz über sich hinaus in die Zukunft. 

Am 18. April 1955, morgens um 9.20 Uhr, eröffnete Präsident Sukarno von 
Indonesien die Generalversammlung der Konferenz. Er wies darauf hin, daß die 
anwesenden Vertreter der 29 Staaten anderthalb Milliarden Menschen, also die 
Mehrheit der Menschheit, repräsentieren und der „Minderheit der Welt zeigen 
können, daß sie für den Frieden arbeiten”. Er betonte, die Konferenzteilnehmer 
seien durch „gemeinsamen Abscheu vor dem Kolonialismus geeint. Heute sind 
unsere Nationen und Länder keine Kolonien mehr. Nun sind wir frei, souverän 
und unabhängig und wieder Herrn im eigenen Land“. 


Nassers Rede 


Unter den vielen guten und zukunftsweisenden Reden fand wegen ihres 
Ideenreichtums die Rede Gamal Abdel Nassers besondere Beachtung. Dieser legte 
die fünf Bedingungen für die Sicherung des Weltfriedens dar: 

1. Regelung, Begrenzung und Verminderung aller bewaffneten Streitkräfte 
und Rüstungen; Beseitigung der massenzerstörenden Waffen und Verwen- 
dung der Rüstungsgelder für die Hebung des Lebensstandards der Völker. 

2. Alle Beschlüsse der Vereinten Nationen sollten in der Charta dieser Orga- 
nisation begründet sein. Hätte man dies beachtet, so wäre die Ungerec- 
tigkeit, die man dem Volk von Palästina zugefügt habe und die Unter- 
drückung, unter der es leide, nie möglich gewesen. Dies sei eine brutale 
und schuldhafte Verletzung der menschlichen Grundrechte. 

3. Achtung der internationalen Verpflichtungen und der Universalen Erklä- 
rung der Menschenrechte durch alle Staaten. Ausrottung der rassischen 
Diskriminierung, die eine Verletzung dieser Verpflichtungen sei und die 
freundlichen Beziehungen der Nationen belaste. 

4. Die Großmächte müßten aufhören, durch ihre politische Macht die kleinen 
Völker für ihre Zwecke zu verwenden. Das sei eine lebenswichtige Vor- 
bedingung, wenn wir der internationalen Spannung ein Ende setzen 
wollten. 
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5. Liquidierung des Kolonialismus, weil er der Politik des Friedens und der 
Zusammenarbeit der Völker widerspreche. Nasser wandte sich besonders 


gegen die Unterdrückung der Palästina-Araber und des arabischen Nord- 
afrikas. 


Gegensätze und Übereinstimmungen auf der Konferenz 


Für Israel, das nach arabischer Auffassung als ein „durch blutige Eroberung 
und Austreibung zustandegekommener imperialistischer Raubstaat“ von der 
Konferenz ausgeschlossen war, erhob sich nur Burma, dem von allen arabischen 
Staaten widersprochen wurde. Indien versuchte mit vorsichtigen Bemerkungen, 
Verständnis für Israel zu werben. Aber im Grunde war sich die Konferenz in der 
Ablehnung einig. Der Leiter der irakischen Delegation, Dr. Fadl El Jamali, und 
später auch der Leiter der türkischen Delegation, der stellvertretende Premier- 
minister Fatin Rüstü Zorlu, erhoben scharfe Anklagen gegen die Kommunismus 
und verlangten, daß nicht nur der Kolonialismus des Westens, sondern auc der 
des Ostens kritisiert werden müsse. Ihnen trat Ministerpräsident Chou En Lai 
für China entgegen. Eine wirkliche Einigung konnte bei der Unvereinbarkeit 
beider Standpunkte hier nicht gefunden werden. 

Viel bedeutsamer als diese Gegensätze erwiesen sich die Punkte, in denen 
die Konferenz übereinstimmte. Zuerst einmal wurde ein umfangreiches und durch- 
dachtes Programm für die wirtschaftliche Entwicklung und Zusammenarbeit des 
asiatisch-afrikanischen Raumes entwickelt, wie es z. B. Europa bis heute nicht 
besitzt. In gleicher Richtung wurden Pläne für die kulturelle Zusammenarbeit 
entwickelt. Mit Hinweis auf den französischen Kulturimperialismus in Nordafrika 
wurden besonders das Recht der Völker auf Unterricht in der eigenen Sprache 
und Kultur betont und Toleranz und Universalität des Bildungswesens prokla- 
miert. 

Entscheidend für die weltgeschichtliche Bedeutung der Bandung-Konferenz 
aber wurde folgende Erklärung: 

„Die Konferenz stimmt darin überein, 

a) daß der Kolonialismus in allen seinen Erscheinungsformen ein Übel ist, 

das schleunigst beendet werden muß, 

b) daß die Unterwerfung von Völkern unter fremde Herrschaft, ihre Unter- 
drückung und Ausbeutung eine Leugnung der grundsätzlichen Menschen- 
rechte darstellt, der Charta der Vereinten Nationen widerspricht und ein 
Hindernis für die Förderung des Weltfriedens und der Zusammenarbeit 
darstellt, 

c) daß sie ihre Unterstützung für die Sache der Freiheit und Unabhängigkeit 
aller solcher Völker verkündet, 

d) daß die betreffenden Mächte aufgefordert sind, solchen Völkern Freiheit 
und Unabhängigkeit zu geben." 

Diese Erklärung ist es, die der Bandung-Konferenz zu ihrer Weltbedeutung 
und zur Entstehung eines „Bandung-Mythos” geholfen hat. Wenn die „Erklärung 
der Menschen- und Bürgerrechte“ der Französischen Revolution im wesentlichen 
den Einzelmenschen betraf und so oft mißbraucht oder dem unterlegenen poli- 
tischen Gegner gegenüber verleugnet worden ist, so verkündet die Erklärung 
von Bandung das Recht auf nationale Freiheit. Wie Hammerschläge dröhnen diese 
Worte in den Ohren der Imperialisten, der Völkerbedrücker und -zerreißer. Sie 
werden nicht nur in Asien und Afrika die geknechteten Völker aufwecken. 
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SELBSTBEHAUPTUNG UND SICHERHEIT 


Bericht zur atomaren Lage 


Indische Veröffentlichung über 
Auswirkungen von Atomexplosionen 


Vor etwa einem Jahr ersuchte Minister- 
präsident Nehru die staatliche indische 
„Organisation für Verteidigungswissen- 
schaft“, eine objektive Untersuchung über 
die Folgen der Anwendung von Atomwaf- 
fen, thermonuklearer und anderer Waffen 
für die Massenvernichtung durchzuführen. 
Die Ergebnisse dieser Untersuchung indi- 
scher Wissenschaftler wurden in dem Buch 
„Nuclear Explosions and their Effects" 
(„Atomexplosionen und deren Auswirkun- 
gen”) veröffentlicht. 

Das Buch enthält eine mathematische und 
wissenschaftliche Grundlage, auf der ver- 
schiedene Schlüsse gezogen worden sind. 
Es beschreibt den Werdegang der Entdek- 
kung der Atomenergie und der Entwick- 
lung der Atombombe sowie ihrer Verwen- 
dung im Zweiten Weltkrieg. Dann werden 
die wissenschaftlichen Grundsätze über 
Spaltung und Fusion ausführlich behandelt. 
Abbildungen über die Wirkungen von 
Atom-, thermonuklearen und anderen Waf- 
fen für Massenvernichtung sind beigefügt. 
In einem anderen Kapitel werden die phy- 
sischen und biologischen Wirkungen von 
Atomexplosionen beschrieben. 

Nach Darlegung der verheerenden Wind- 
erhitzung und der Strahlenwirkung starker 
Explosionen, bei denen die freigegebene 
Energie Millionen Tonnen TNT entspricht, 
heißt es, daß die Fusionsbombe die erste 
Waffe im Atomkrieg sei. Aus den Unter- 
suchungen geht hervor, daß der Luftdruck 
einer einzigen Bombe von 1 Megaton aus- 
reicht, um die modernsten Städte zu zer- 
stören. Die Strahlenwirkung genügt, um 
die größten Länder zu vernichten. Zum 
Vergleih mit der von konventionellen 
Waffen herbeigeführten Verwüstung ist 
der Multiplikationsfaktor so groß, daß es 
äußerst schwierig ist, den Ernst und die 
Gefahr der neuen Situation richtig abzu- 
schätzen. Bei früheren Versuchen nahm 
man an, daß Explosionen von 15 Mega-T. 
mit der Wasserstoffbombe durchgeführt 
worden seien. Eine Bombe von 20 Mega-T. 
löst eine Energie aus, die einem großen Erd- 
beben oder Orkan gleichkommt. Ihre Ener- 
gie entspricht 2°/o der jährlichen Elektrizi- 
tätserzeugung der Welt. Es wird ausge- 
führt, daß, wenn diese Bombe von konven- 
tionellen Sprengstoffen hergestellt würde, 
allein die Kosten des Sprengstoffes rund 


eine Milliarde Pfund Sterling betragen 
würden. Im Gegensatz dazu ist die Atom- 
waffe im Verhältnis zu ihrer vernichten- 
den Wirkung billig, hundert-, wenn nicht 
gar tausendmal billiger als konventionelle 
Waffen. 


Im Anhang sind Atomexplosionen sowie 
radioaktive Vergiftungen von Fischen und 
Lebewesen im Meer und die maximal zu- 
lässige Ansammlung in der Luft und im 
Wasser bei dauernder Aussetzung behan- 
delt. In dem Kapitel über Erbschäden durch 
Atomexplosionen sind zwei Punkte hervor- 
gehoben: 1. Innere Schäden durch Aufnahme 
radioaktiver Substanzen in den Körper, die 
vom Abfall der Explosionsversuche her- 
rühren; 2. Erbschäden, die dadurch ent- 
stehen, daß die Bevölkerung der ganzen 
Welt der ionisierenden Strahlung des auf 
die Erde niedergehenden Abfalls ausge- 
setzt wird, Ferner Schäden für den Einzel- 
menschen, die sich bei ihm noch nicht be- 
merkbar machen, sondern bei seinen Nach- 
kommen. 


Die Autoren des Buches erklären, daß die 
Strahlungsmenge, der der Mensch ausge- 
setzt werden darf, so niedrig wie möglich 
gehalten werden muß, da wir über das 
wirkliche Ausmaß der Schäden noch nichts 
Endgültiges wissen. Anderseits weisen sie 
darauf hin, daß der Schaden, der am wert- 
vollsten Gut der Menschheit, an der Ver- 
erbung, angerichtet wird, nicht wieder gut- 
zumachen ist. „Obwohl jeder, der die Pro- 
bleme des Atomkriegs kennt, weiß, daß 
ein Krieg mit Atomwaffen nichts anderes 
als eine Katastrophe für alle ist, so gibt 
es doch Leute, die der Meinung sind, daß 
die Versuche fortgesetzt werden könnten, 
weil noch nicht mit Sicherheit festgestellt 
sei, daß diese Versuche in ihrem bisherigen 
Umfang die körperlichen und erblichen 
Schäden für die Menschheit nicht steigern 
würden, d. h. daß die Versuche solange 
fortgesetzt werden könnten, bis es ganz 
sicher erwiesen sei, daß sie den Menschen 
schaden. Das ist wirklich ein seltsamer 
Standpunkt in der Aufrüstung. Wenn man 
dafür ist, daß die Versuche erst dann auf- 
hören sollen, wenn es sich endgültig er- 
wiesen hat, daß weitere Versuche sich für 
die Menschheit katastrophal auswirken, so 
ist das wirklich eine bedauerliche Einstel- 
lung in der Zeit des Fortschritts seit 
Buddha.“ 
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Selbstaustilgung der Menschheit durch 
Mutation 


Zur genetischen Konsequenz von Strahlen- 
wirkungen äußert sich der amerikanische 
Nobelpreisträger Prof. Dr. Muller, Bloo- 
mington/USA, in einer aufsehenerregenden 
Studie, die in der deutschen Zeitschrift 
„Naturwissenschaftliche Rundschau“, Heft 
4/1956, S. 127ff. veröffentlicht wurde!), 
Der Verfasser geht von der Feststellung 
aus, daß der revolutionierende Einfluß der 
Verwendung nuklearer Energie für Zwecke 
des Krieges und des Friedens ein Erwachen 
der Öffentlichkeit in physikalischer, biolo- 
gischer und sozialer Hinsicht zur Folge ge- 
habt habe. lIonisierende Strahlen lösen 
Mutationen aus, wenn sie auf Keimzellen 
treffen. Diese Mutationen entsprechen den 
spontan auftretenden Mutationen weit- 
gehend. Sie treten mit einer Häufigkeit 
auf, die der Gesamtstrahlenmenge, unab- 
hängig von Dauer und zeitlicher Verteilung 
der Strahlung, proportional ist. Nachfah- 
ren von strahlenexponierten Individuen 
sind über 1000 Jahre (40 Generationen) den 
Folgen der mutierenden Erbschädigung un- 
terworfen. Beispielsweise sterben in der 
ersten Generation einer mit 40 r bestrahl- 
ten Ausgangsbevölkerung von 100 Millio- 
nen Menschen 500000 vorzeitig oder kön- 
nen sich nicht mehr fortpflanzen. Noch grö- 
ßer ist die Zahl der in geringerem Um- 
fange Beschädigten. Die Gesamtzahl der 
Eliminationen in den folgenden Genera- 
tionen beläuft sich in die Hunderte Millio- 
nen. Das Ergebnis ist noch schlimmer, wenn 
durch zunehmende Bestrahlung eine Ver- 
doppelung der Mutationsrate in mehreren 
Generationen eintritt. Entsprechend wird 
sich der Anteil der Krankheiten und die 
Häufigkeit genetisch bedingter Todesfälle 
verdoppeln. 

„Es muß mit der Möglichkeit gerechnet 
werden, daß all dies für eine moderne 
menschliche Bevölkerung den Untergang 
bedeutet.” Bei einem Atomkrieg werden 
sich selbstverständlich wesentlich schlim- 
mere genetische Konsequenzen für den 


1) Es ist der Wortlaut eines Referates, das 
ursprünglich auf der Genfer Atomkonferenz 
vorigen Jahres gehalten werden sollte, dann 
aber wegen seiner erschreckenden wissen- 
schaftlichen Eröffnungen auf höhere An- 
weisung aus dem Konferenzprogramm ge- 
strichen wurde. Die Studie wurde darauf- 
hin den Teilnehmern in privat gedruckter 
Form zugänglich gemacht. Dem Verfasser 
brachten die Teilnehmer in spontanem Pro- 
test gegen den Beschluß der Konferenzlei- 
tung ihre Huldigung und Zustimmung durch 
schweigendes Erheben von ihren Sitzen in 
der offenen Vollversammlung dar. 


Rest der Überlebenden ergeben. In den 
Gegenden des aktuellen Bombenabwurfs 
kann ein Bombenteppich praktisch in allen 
besiedelten Arealen mehrere 1000 r reiner 
Gamma-Strahlung auslösen. Selbst die in 
der ersten Woche nach der Explosion in 
Bunkern gut geschützten Personen werden 
bis zu 2500 r Strahlung erhalten. Dieser 
Schätzwert läßt die weiche Strahlung von 
eingeatmeten oder durch den Magen-Darm- 
Kanal aufgenommenen radioaktiven Stoffe 
außer acht, die sich unter bestimmten Be- 
dingungen in der Luft, im Wasser oder 
in der Nahrung anreichern, um dann im 
Körper abzulagern. Man muß damit rec- 
nen, daß ein größerer Prozentsatz der 
Überlebenden und zur Fortpflanzung Kom- 
menden eine Gesamtdosis von 1000, 1500 r 
oder sogar noch mehr erhalten. Die Mu- 
tationshäufigkeit einer solchen Generation 
würde damit auf das 12—40fache herauf- 
gesetzt. Tatsächlich würde die Zunahme 
sogar zwischen 60 und 200°o liegen. Die 
Nachkommen der Überlebenden von Bom- 
benabwürfen hätten zwei bis dreimal 
schwerer zu tragende genetisch bedingte 
Leiden als wir. Man müsse daher als 
„glücklichen Umstand“ betrachten, daß bei 
eingestrahlter Dosis über 1000 bis 3000 r 
Sterilität oder Tod eintritt. 


Selbst in Ländern mit größerer Entfernung 
vom Explosionsort würde noch eine Dosis 
von 0,04 r über die ganze Zeit des radio- 
aktiven Zerfalls frei werden. 1500 Wasser- 
stoffbomben, die auf der nördlichen Halb- 
kugel abgeworfen würden, ergäben somit 
für Länder auf der südlichen Halbkugel 
(südlich des Wendekreises des Krebses) 
eine Strahlung von 60 r. Diese würde in- 
nerhalb einer Generation unter diesen 
Völkern dann die Mutationshäufigkeit 
etwas mehr als verdoppeln. Im Laufe der 
Jahrhunderte könnten diese Völker dann 
durch ausgedehnte Vermischung mit den 
Überlebenden der schweren Bestrahlungen 
auf der Nordhalbkugel „infiziert“ werden, 
wenn von dorther keine genetische Qua- 
rantäne über unsere Halbkugel verhängt 
würde. 

Im Hinblick auf die gegenwärtige Mensch- 
heit heißt es: „Wir können errechnen, daß 
in etwa 10 Generationen, d,. h. in 200—300 
Jahren, der genetisch angesammelte Zu- 
stand weitgehend demjenigen entspricht, 
der bei einer Bestrahlung einer Bevölke- 
rung mit einer kurzzeitig verabreichten 
hohen Dosis von 200 bis 400 r eintritt, wie 
sie etwa die stärkst betroffenen Überleben- 
den von Hiroshima erhalten haben. Soll- 
ten die Maßnahmen zur Erhöhung der Le- 
benserwartung in unserer Zivilisation wei- 
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ter fortschreiten, dann wird die Ansamm- 
lung mutierter Gene ebenfalls entspre- 
chend zunehmen. Nach 1000 Jahren wäre 
dann aller Voraussicht nach eine Bevölke- 
rung ebenso stark mit mutierten Genen 
versehen, wie wenn sie die Nachkommen 
von Überlebenden von Wasserstoffbom- 
benabwürfen wären. Nach 2000 Jahren 
wäre es immer noch das gleiche Lied, bis 
schließlich das ganze System unter seinem 
eigenen Gewicht zusammenbräche oder 
sich daran etwas änderte.“ Der Vorgang 
gehe langsam, unsichtbar, säkular vor sich, 
ebenso wie die Schädigung aus einer Be- 
strahlung zahlreicher Generationen durch 
allzu viel angewandte Röntgenstrahlen. 
Die letztere Gefahr dürfe man gegenüber 
dem sensationelleren Vorgang des Atom- 
bombenabwurfs und der daraus resultie- 
renden Überdosis nicht übersehen. 


Der Verfasser entwirft ein düsteres Bild 
unserer biologischen Zukunft. Er sagt 
voraus, daß die eintretenden bzw. bereits 
eingetretenen Erbschäden einen Umfang 
erreichen werden, „daß sie mit den zur 
Verfügung stehenden Mitteln der Technik 
und durch Hilfen eines sozialen Systems 
nicht mehr ausgeglichen werden können”. 
Die damit auf uns zu kommenden Lasten 
würden auf die Gemeinschaft abgewälzt wer- 
den, d.h. auf entsprechende Sozialversiche- 
rungen. Die mit der steigenden Mutations- 
rate sich anhäufenden Unkosten würden 
dann auf alle gleichmäßig verteilt werden. 
Sie würden solange weiter ansteigen, als 
nichts dagegen geschehe. 


„So würde schließlich in diesem utopischen 
Bild kommender physischer Minderwertig- 
keit, auf das wir schon Kurs genommen 
haben, die Bevölkerung ihre Freizeit nur 
noch damit verbringen, ihre Leiden zu 
pflegen“, und sie würde soviel als möglich 
arbeiten, um die Mittel zu erwerben, mit 
denen dann diese Leiden behandelt wer- 
den können. Endlich würde dann die 
Menschheit nur noch für ihre Krankheit, 
nicht mehr für ihre Gesundheit arbeiten 
und leben. Dann hätten wir wahrlich den 
Gipfel der Segnungen moderner Medizin, 
moderner Industrialisierung und moderner 
Sozialisierungsmaßnahmen erklommen. 
Weil aber derartige Evolutionsvorgänge 
von säkularer Dauer sind, kämen diese 
Verschiebungen so langsam und unmerk- 
lich in unsere Welt, daß niemand sich die- 
ser Transformation bewußt würde, „abge- 
sehen von ein paar neunmalklugen 
Außenseitern, welche die Genetiker ernst 
nehmen, und vielleicht noch von einigen 
Archäologen. Und wenn es den Menschen 
schon zum klaren Bewußtsein käme, dann 


würden sie es wahrscheinlich als Fortschritt 
umfärben.“ 


Ein solches System müsse dem Zusammen- 
bruch zusteuern; denn die Bevölkerung 
werde die Lust und Fähigkeit verlieren, 
es in Gang zu halten. Man sei dann nicht 
einmal mehr in der Lage, unter primitiv- 
sten Bedingungen sein Leben zu fristen. 
Dann sei der Punkt erreicht, an dem alles 
zu Ende sei. 


Der Verfasser fordert vorausschauend eine 
eugenische Sozialverfassung, die den erb- 
gesunden Nachwuchs pflegt. Bei fortschrei- 
tender biologischer Selbstliquidation der 
Menschheit wird aber selbst eine positive 
Sozialpolitik den Degenerationsprozeß 
nicht mehr aufhalten. Nur radikale Kon- 
trolle der Radioaktivität, Verhinderung von 
Atomvernichtung sowie atomarer Explo- 
sionen kann die Menschheit noch vor der 
biologischen Selbstvernichtung retten. 


Der Verfasser fordert eine „auf weite Sicht 
betriebene und in die Zukunft weisende 
Medizin, welche aktiv Gesundheit, Kraft 
und Lebenstüchtigkeit fördert“. Einzel- 
personen mit biologischen Defekten müß- 
ten zwar behandelt und ihre unverschul- 
deten Krankheiten soweit als möglich kom- 
pensiert werden, damit sie ein „befrie- 
digendes und erfülltes Dasein leben” könn- 
ten. Von den mit schweren genetischen 
Defekten versehenen Individuen fordert 
er, daß sie freiwillig von einer Weitergabe 
ihrer defekten Gene Abstand nehmen. Wir 
würden schon bald zu einer „vertiefteren 
Einsicht in die Stellung des Menschen im 
Großverlauf der Evolution“ kommen. Nur 
so werde die Nachwelt weiterleben. 


Muller fordert eine geistige und sittliche 
Gegenbewegung gegen die Gefahr der 
biologischen Selbstaustilgung der Mensch- 
heit. Dazu bedürfe es einer neuen Lebens- 
auffassung, eines ausgesprochenen Ge- 
fühls der Mitverantwortung für den ande- 
ren, eines stärkeren Impulses der Zusam- 
menarbeit, mit einem Wort: der Liebe. 
Dem Niedergang der Menschheit im Atom- 
zeitalter könne nur durch Aufbau einer 
qualifizierten, geistig hochstehenden Bevöl- 
kerung begegnet werden. Er fordert damit 
eine biologische Kehrtwende gegen den 
fortschreitenden Degenerationsprozeß der 
modernen Gesellschaft, durch die die Ge- 
fahr der genetischen Selbstaustilgung ur- 
sächlich droht. Frage, ob das Atomzeitalter 
in den Händen derer bleiben darf, die die 
These vertreten, daß ihnen in der Hand- 
habung seiner Möglichkeiten weder sitt- 
liche, noch soziale, noch biologische Gren- 
zen gesetzt sind! 
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6. Schikanöser und verbrecherischer Befehl 


Nach $ 11 des Soldatengesetzes wurde die 
Möglichkeit eingeräumt, einen Befehl dann 
nicht zu befolgen, wenn er die Menschen- 
würde des Untergebenen verletzt. Der Ge- 
setzgeber hat diese Möglichkeitindessen nur 
als Ausnahmefall angesehen, daer offenbar 
von der Annahme ausgeht, daß Soldatentum 
und Selbstverteidigung auch im Atomzeit- 
alter als selbstverständliche und unfragwür- 
dige Tatbestände in Betracht kommen. Er 
hat nicht daran gedacht, daß der Fall, daß 
Befehle der Menschenwürde nach $ 11 
Abs.1 Satz3 widersprechen, nicht nur un- 
ter dem Gesichtspunkt bloßen Schikanever- 
bots zu erfassen ist, vielmehr bereits als 
Regelfall totalitärer Befehlsgebung über- 
haupt, da jede kollektive Vernichtungs- 
strategie der Menschenwürde nach Art.1 
GG widerspricht. 

Der Gesetzgeber unterscheidet im $ 11 des 
Soldatengesetzes zwischen schikanösem 
und verbrecherischem Befehl. Diese Unter- 
scheidung ist ein weiterer Beweis dafür, daß 
er vom klassischen Normalfall soldatischen 
Gehorsams ausgeht. Aber man hat nicht be- 
dacht, daß im totalitären Massaker der Tat- 
bestand des menschenunwürdigen und des 
verbrecherischen Befehls zusammenfallen 
und alle totalitären Befehle zugleich schi- 
kanöse Befehle sind. Es besteht unter tota- 
litären Bedingungen eine Einheit der Tat- 
bestände nach Abs.1 und Abs. 2. 

Im Falle eines staatlich gedeckten verbre- 
cherischen Befehlstatbestandes liegen in 
allen weiteren Befehlsgebungen für den 
Soldaten sowohl die Tatbestände des $ 11 
Abs.1 wie Abs.2 vor. Während Abs. 1 
Satz 3 — mit Blick auf den klassischen Nor- 
malfall des echten Kombattantenkrieges — 
bestimmt, daß Ungehorsam nicht vorliegt, 
wenn der Untergebene einen menschen- 
unwürdigen (schikanösen) Befehl verwei- 
gert, ihm aber die volle Beweislast und die 
Haftung für die Wahrheit seiner Behaup- 
tung aufbürdet, daß ein solcher Befehl tat- 
sächlich vorliegt, bestimmt Abs.2 Satz 1, 
daß der Soldat verbrecherische Befehle 
nicht befolgen darf. Abs. 1 Satz3 gibt dem 
Soldaten das Recht zum Ungehorsam, wäh- 
rend Abs. 2 Satz 1 ihm sogar die Pflicht zum 
Ungehorsam auferlegt. 

Wann ein verbrecherischer Befehl vorliegt, 
wird im $ 11 Abs.2 im einzelnen nicht aus- 
geführt. Dies bestimmt sich laut Verfas- 
sung, nach den allgemeinen Gesetzen und 


nach den durch die Verfassung integrierten 
Regeln und Normen des Völkerrechts. Hier 
sind auch die $$ 7 und 33 des Soldatenge- 
setzes heranzuziehen, welche bestimmen, 
daß der Soldat über seine Rechte und 
Pflichten in Krieg und Frieden aufzuklären 
ist. Er muß darüber aufgeklärt sein, unter 
welchen konkreten Bedingungen eine 
Pflicht zur Befehlsverweigerung nach $ 11 
Abs.2 besteht. Denn der Soldat darf ver- 
brecherische Befehle nicht nur verweigern, 
sondern muß sie verweigern. Er selbst be- 
geht ein Verbrechen, wenn er sie nicht ver- 
weigert, d.h. wenn er in diesem Falle be- 
fehlsgemäß handelt. Wegen der angedroh- 
ten schweren Folgen muß der Soldat gerade 
im Hinblick auf $11 Abs.2 vollständig in- 
formiert sein. Dies setzt seine rechtliche 
Aufklärung über alle möglichen, jedenfalls 
über die mit an Sicherheit grenzender Wahr- 
scheinlichkeit im Atomzeitalter an ihn her- 
antretenden Situationen voraus. 


Wird der Krieg als Ganzes, d.h. als tota- 
litäre Vernichtungsplanung, verbrecherisch, 
so besteht für den Soldaten nach $ 11 Abs. 2 
die Pflicht zur Kriegsverbrechensverweige- 
rung. Sie erweist sich als Pflicht zur Kriegs- 
dienstverweigerung schlechthin, d.h. jeder 
Form einer Teilnahme an der Begehung 
von Kriegsverbrechen. Die gleiche Pflicht 
obliegt dem Soldaten als Staatsbürger be- 
reits auf Grund der Verfassung nach Art. 25 
in Verbindung mit Art.1 und 2, während 
das Recht zu solcher Verweigerung ihm so- 
wohl nach Art.4 Abs.3 in Verbindung mit 
Abs.1GG und $11 Abs.1 Satz3SG gege- 
ben ist. 


Da der Staat als solcher die Pflicht zur Be- 
kämpfung und Ahndung von Verbrechen 
hat (Offizialmaxime), klärt sich die Frage, 
wem die Beweislast für das Vorliegen eines 
Verbrechentatbestandes nach $11 Abs.2 
Satz 1 SG obliegt. Zunächst: der Soldat darf 
und muß davon ausgehen können, daß der 
Staat ihm als oberster Befehlsgeber keine 
verbrecherischen Befehle zumutet und von 
ihm keine Begehung verbrecherischer 
Handlungen fordert. Der Soldat muß vor- 
aussetzen und darauf vertrauen können, daß 
der staatliche Befehlsgeber es sich selbst 
verbietet, solche Befehle zu erteilen, mithin 
sich auch selbst bestraft, wenn er sie den- 
noch erteilt. Verfassung und Gesetz haben 
die Grenzen der sittlichen und rechtlichen 
Befehlsgewalt des Staates objektiv festge- 
legt. Der Staat muß sich also selbst bzw. je- 
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den, der verbrecerische Handlungen be- 
fiehlt, zur Ordnung rufen und bestrafen im 
gleichen Maße wie er verpflichtet ist, den 
pflichtgemäßen Verbrechensverweigerer 
nach Abs.2 zu schützen. 


Glaubt der Verbrechensverweigerer nach 
Abs.2 Satz2 und ist es nach seiner Ge- 
wissensüberzeugung sowie nach den ihm 
bekannten Umständen offensichtlich, daß 
von ihm die Begehung eines Verbrechens 
gefordert wird, so ist er auch dann ge- 
schützt, wenn der zur Nichtbegehung bzw. 
zur aktiven Verhütung und Ahndung sol- 
cher Verbrechen verpflichtete Staat selbst 
der Auffassung sein sollte, daß eine ver- 
brecherische Befehlsgebung objektiv nicht 
vorliege. In jedem Falle ist der Soldat in 
seiner Gewissensüberzeugung, zur Verwei- 
gerung des von ihm geforderten Verbre- 
chens verpflichtet zu sein, nach Art.4 Abs. 1 
und 3GG in Verbindung mit Art. 25 GG so- 
wie$11 Abs.2SGzuschützen. Die objektive 
Gewissenslage des Soldaten nach Art.4 
Abs. 1 hat Vorrang vor jeder Verbrechens- 
legalisierung durch einen staatlichen oder 
einen anderen Befehlsgeber. Sonst wäre der 
Staatsbürger auf Grund der eigenen Ver- 
fassung und der allgemeinen Gesetze einer 
verbrecherisch handelnden Autorität schutz- 
los und völlig preisgegeben, Eine Absicht 
zu solcher Rechtsbeugung und totalitären 
Vermahlung des Staatsbürgers darf dem 
Gesetzgeber nicht unterstellt werden. 


Dem Staat obliegt daher die Beweispflicht 
für das Nichtvorliegen von verbrecheri- 
schen Befehlen in allen Fällen, in denen 
er von den Soldaten Gehorsamsleistung 
fordert. Es besteht keine Rechtsvermu- 
tung dahingehend, daß alle Befehle des 
Staates und seiner Organe in jedem Falle 
und unter allen Umständen rechtmäßig sind. 
Das Gesetz selbst sieht die Möglichkeit 
rechts- und sittenwidriger Handlungen von 
Vorgesetzten ohne Einschränkung oder 
Ausnahme des staatlichen Befehlsgebers 
vor. Es anerkennt den Primat des Volkes 
und jedes Staatsbürgers vor jeder Selbst- 
legalisierung des Staates und seiner be- 
fehlenden Organe. 


Der Verbrechensverweigerer hat nach $ 11 
Abs.2 SG nur die Gewissensgründe darzu- 
tun, die ihm auf Grund der ihm bekannten 
Umstände die offensichtliche Kriminalität 
eines Befehls oder einer Befehlsgebung in 
der Gesamtheit annehmen lassen. Bloßem 
Subjektivismus ist dadurch ein objektiver 
Riegel vorgeschoben, daß die Annahme, 
es handele sich um einen verbrecerischen 
Befehl, offensichtlich, d.h. für jedermann als 
Fall verbrecherischer Befehlsgebung ein- 
sichtig sein muß, Diese Einsicht ist jedoch 


auf die dem Verweigerer tatsächlich bekann- 
ten Umstände bezogen und beschränkt. Eine 
letzte volle Erfassung aller, dem Einzelnen 
vielleicht nicht einmal bekannten Umstände, 
die den Verbrechenscharakter eines Tat- 
bestandes in seiner Gesamtheit erfassen, 
ist danach nicht einmal erforderlich. Viel- 
mehr genügt es, daß jedermann bei Kennt- 
nis der Tatsachen, die dem Verbrechensver- 
weigerer selbst bekannt sind, ebenfalls zu 
der Einsicht gelangen muß, daß unter diesen 
Umständen die Annahme gerechtfertigt ist, 
hier liege eine verbrecherische Befehlsge- 
bung vor. Im Falle des totalitären Massen- 
mords ist die Offensichtlichkeit des Ver- 
brechenstatbestandes bereits im Wissen um 
die Tatsache gegeben, daß der Krieg in 
Planung und Vollstreckung totalitär d.h. 
in gewollter Nichtunterscheidung zwischen 
Kombattanten und Nichtkombattanten, Sol- 
daten und Zivilisten geführt wird. Dabei ist 
es nicht entscheidend, ob dann im einzel- 
nen eine totalitär-atomare oder total- 
konventionelle Vernichtungsstrategie, etwa 
im Sinne der Luftkriegführung des Zweiten 
Weltkrieges, vorliegt. In jedem Falle liegt 
der Tatbestand eines Völkerrechtsverbre- 
chens vor, der für den Soldaten als Staats- 
bürger bereits nach Art.25 GG, erst recht 
aber nach $ 11 Abs. 1 Satz3 und Abs. 2 SG 
die Pflicht zur Verbrechensverweigerung 
erzeugt. 


Der Gesetzgeber scheint in der Frage des 
verbrecherischen Befehls davon auszugehen, 
daß praktisch nur der Fall einer Pflicht zur 
Befolgung von Befehlen vorliegen könne, 
so daß nur die Lage eines alle Befehle blind 
vollstreckenden militanten Roboters unter 
dem Gesichtspunkt des $ 11 Abs.2 vom Ge- 
setz geregelt werde. Mit anderen Worten, 
daß es nur darum gehe, diejenigen zu 
schützen, die in vorbehaltloser Befehlsaus- 
führung in die Lage geraten könnten, ob- 
jektiv verbrecherische Einzelbefehle auszu- 
führen, wobei sie den nach Abs.2 Satz i 
getorderten Mut zur Verweigerung solcher 
Befehle vielleicht nicht aufgebracht hätten. 
Indessen scheint der Gesetzgeber nicht 
daran gedacht zu haben, daß der von ihm 
nur als Ausnahme angenommene und in 
Abs.2 Satz1 angezogene Fall morgen zur 
Regel verbrecherischer Gesamtplanungen 
werden kann, so daß der Untergebene so- 
wohl zur Verweigerung verbrecherischer 
Einzelbefehle wie der totalitären staatlichen 
Gesamtbefehlsgebung verpflichtet ist. 


Der Gesetzgeber hat nicht beachtet, daß 
nach Art.8 des Londoner Statuts vom 
8. August 1950, das die Grundlage der Nürn- 
berger Militärgerichtsbarkeit bildete, eine 
Exkulpation (Schuldausschließung) für ver- 
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brecherische Befehlsausführung, wie sie in 
$11 Abs. 2 Satz 2 des Soldatengesetzes vor- 
gesehen ist, nicht stattfinden kann. Art. 8 
des Londoner Statuts läßt nur einen Aus- 
gleich subjektiver Schuldtatbestände im 
Rahmen der Strafbemessung zu, schließt 
jedoch im Falle objektiver Kriegsverbrechen 
jede Berufung auf Befehlsnotstand aus. 
Auch das Genozide-Abkommen von 1950 
sieht keine Exkulpation, etwa im Sinne von 
$ 11 Abs. 2 SG, vor. 


7. Verbrecherischer 
und menschenunwürdiger Befehl 


Der Soldat ist gegen Zumutung verbreche- 
rischer Befehle und Handlungen in doppel- 
ter Weise geschützt durch Art.25 GG in 
Verbindung mit Art.1, 2, 4 und 19 Abs.2 
und 4 GG sowie durch $ 10 Abs. 4 SG (Er- 
teilung von Befehlen unter Beachtung der 
Regeln des Völkerrechts und der Gesetze) 
und $ 11 SG, wobei er nach Abs. 1 menschen- 
unwürdige Befehle verweigern darf und 
nach Abs. 2 sie sogar verweigern muß. Ver- 
brecherische Befehle sind immer zugleich 
menschenunwürdige Befehle, während um- 
gekehrt menschenunwürdige Befehle nicht 
in jedem Fall bereits verbrecherische Be- 
fehle sind. Im Normalfall eines reinen Kom- 
battantenkrieges kann die Unterscheidung, 
wie sie der Gesetzgeber als Fall erlaubten 
Ungehorsams nach $ 11 Abs.1 sowie als Fall 
gebotener Verbrechensverweigerung nach 
Abs. 2 geregelt hat, durchaus genügen. So- 
gar im Falle der totalitären Strategie wäre 
eine Unterscheidung in der Weise denkbar, 
daß auch hier schikanöse Befehle durch 
Abs.1, während verbrecherische Befehle 
nach Abs.2 erfaßt werden, obwohl in bei- 
den Fällen menschenunwürdige Befehle 
vorliegen. Praktisch ist eine solche Unter- 
scheidung im totalitären Falle jedoch weit- 
hin bedeutungslos, da der gesamte Fall von 
Massenmordstrategie bereits nach Abs.2 
den Tatbestand einer komplexen verbre- 
cherischen Befehlsgebung darstellt und da- 
her alle Befehle zur Durchführung eines 
solchen Gesamtverbrechens ipso jure men- 
schenunwürdige und verbrecherische Teil- 
nahmehandlungen darstellen. Schikanöse 
Befehlsgebung liegt nämlich dann nicht im 
außerverbrecherischen Maßstab einer an 
sich erlaubten Befehlsgebung vor, die es 
hier logischerweise gar nicht gibt. Die ge- 
samte Befehlsgebung ist hier zugleich ein 
Akt verbrecherischer Schikane in Identität 
mit der Forderung zur Teilnahme an einem 
Gesamtverbrechen. Jede Erzwingung tota- 
litärer Disziplinbegriffe ist sowohl nach 
$11 Abs. 1 wie nach Abs. 2 eine verbreche- 
rische Zumutung und damit eine menschen- 


unwürdige Disziplinüberforderung. Sie ist 
es nicht erst durch besonders schikanöse 
Formen einzelner Befehle, es braucht im 
einzelnen bei einem Vorgesetzten nach $ 11 
Abs.1 keine besonders schikanöse Absicht 
vorzuliegen, um seine totalitären Befehle 
als menschenunwürdig zu erkennen. Schi- 
kane ist im totalitären Falle nicht erst durch 
$11 Abs.1 Satz3 verboten, sondern auch 
durch das Verbot von Kriegsverbrechen nach 
Abs.2. Da der totale Krieg in sich illegal 
und kriminell ist, sind besonders schikanöse 
Zwangsmethoden als offen terroristische 
Formen der Durchsetzung erst recht krimi- 
nell. Im totalitären Fall ist also der totale 
Disziplinbegriff nur als totaler Terrorbe- 
griff, d.h. in Vorstellung und Form einer 
außer-- und widermensclichen Zwangs- 
vollstreckung gegen den Soldaten in seiner 
physischen und psychischen Existenz denk- 
bar. Die Forderung nach einer sogenannten 
„totalen Atomdisziplin“, die von Militärs 
und Politikern gegen Soldaten wie Zivi- 
listen erhoben wird, ist die Forderung nach 
aktiver Teilnahme an bzw. Duldung von 
Kriegsverbrechen. Eine solche Ultradiszi- 
plin, die aus der Vorstellung einer jen- 
seits des Kriegsbegriffes getretenen bar- 
barischen Gewaltaktion gefolgert wird, darf 
der Soldat nach $ 11 Abs.1 nicht nur ver- 
weigern, wobei kein Ungehorsam vorliegt, 
sondern muß sie sogar nach Abs. 2 verwei- 
gern, da eine solche Ultradisziplin den Tat- 
bestand einer verbrecherischen Befehls- 
gebung bzw. Zumutung und Anforderung 
verbrecherisher Handlungen einschließt. 
Die Zivilisten dürfen eine solche Ultra- 
disziplin ohnehin nach der Verfassung 
(Art. 19 Abs. 2 und 4) verweigern, Sie müs- 
sen sie sogar nach Art. 25 verweigern, da sie 
mit den Normen des Völkerrects und des 
Kriegsrechts nicht vereinbar ist. Die glei- 
chen Verfassungsnormen gelten aber auch 
für den Soldaten als Staatsbürger. Beide, 
Zivilisten und Soldaten, dürfen keine Hand- 
lungen begehen, die gegen die allgemeinen 
Regeln des Völkerrechts verstoßen, die 
Vorrang vor jeder innerstaatlichen Befehls- 
gebung besitzen. 

Bereits die Forderung nach einer totalitären 
Ultradisziplin ist in sich rechts- und ver- 
fassungswidrig, denn es besteht kein Zwei- 
fel darüber, daß sie im Hinblick auf eine 
völkerrechtswidrige Form der Gewalt- 
anwendung gefordert wird. Nicht minder 
ist die Forderung nach einer sogenannten 
totalitären Dienstpflicht für alle Staatsbür- 
ger völkerrechts- und verfassungswidrig, da 
auch dieser Forderung die Vorstellung einer 
Ultradisziplin und einer amoralischen In- 
pflichtnahme zugrundeliegt. 
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Die Rechtslage ist die, daß der Staatsbürger 
als Soldat wie als Zivilist Befehle 
schlechthin verweigern muß, wenn „da- 
durch ein Verbrechen begangen wird“. $ 11 
Abs.2 spricht nur eine juristische Selbst- 
verständlichkeit für den Soldaten aus, die 
ohnehin für ihn als Staatsbürger bereits 
besteht. Im übrigen ist die in $11 Abs. 1 
und 2 getroffene Regelung der Schuldfrage 
des Soldaten, die vom Gesetzgeber auch 
hier wieder mit Blick auf den klassischen 
Normalfall des Krieges getroffen wurde, 
im Falle totalitärer Massenvernichtungs- 
strategie juristisch eindeutig. 


Irrtum über den menschenunwürdigen und 
verbrecherischen Charakter einer militäri- 
schen Befehlsgebung im Massakerfall ist 
tatbestandsmäßig und juristisch ausge- 
schlossen. Die nach $ 11 Abs. 1 für den klas- 
sischen Fall des Krieges vorgesehene Re- 
gelung, wonach den Soldaten im Falle von 
Ungehorsam nach Abs. 1 die volle Verant- 
wortung für diejenige Behauptung trifft, 
daß ein menschenunwürdiger Befehl vor- 
liege, trifft im totalitären Falle nicht zu. Ir- 
rige Annahmen, es handele sich um recht- 
mäßige Befehlsgebung, sind in diesem 
Falle nicht erheblich. Der totale Krieg läßt 
einen Irrtum über die Frage, ob in ihm und 
durc ihn, d.h. durch die Methoden seiner 
Zielsetzung und Durchführung die Men- 
schenwürde verletzt wird, begrifflich nicht 
zu. Nicht einmal theoretisch kann die Mög- 
lichkeit eines schuldausschließenden Irr- 
tums in solchem Falle unterstellt werden. 
Würde ein Gericht den totalitären Fall zum 
menschenwürdigen Tatbestand deklarie- 
ren und entsprechende Befehlsvollstreckun- 
gen als rechtmäßige Form einer militäri- 
schen Befehlsgebung erklären, um auf 
diese Weise dem Soldaten nicht nur das 
Risiko einer Befehlsverweigerung aufzu- 
bürden, sondern sogar die Pflicht zu der 
Anerkennung, daß er sich in seinem Urteil 
über den totalitären Fall in einem Rechts- 
irrtum über die Menschenunwürdigkeit der 
totalitären Gewaltanwendung befunden 
habe, so würde ein solches Gericht damit 
selbst zu menschenunwürdigen und ver- 
brecherischen Urteilen gelangen. Es würde 
in seiner Urteilsbildung von der menschen- 
unwürdigen Annahme ausgehen, als ob die 
Strategie totalitären Massenmords eine 
erlaubte Form der Kriegführung sei. Im 
Falle einer solchen flagranten Rechtsum- 
kehrung durch ein unter abnormen Voraus- 
setzungen argumentierendes Gericht bliebe 
dem gewissenhaften Soldaten die Berufung 
auf $4 Abs.1 und 3 in Verbindung mit 
Art.25 GG in Verbindung mit $10 Abs.4 
und $11 Abs.1 und 2 vorbehalten. Nach 


Art.19 Abs. 4 GG könnte der Soldat sogar 
ein Gericht wegen objektiver Rechtsbeu- 
gung verklagen, da er als Staatsbürger 
durch rechtsbeugende Urteile in seinen 
Grundrec&ten verletzt würde. 


Das Recht und die Pflicht des Staates zur 
Anerkennung der Gewissensschranken, die 
der Staatsbürger nach Art.4 GG gegen je- 
den autoritären Befehlsakt ziehen darf, 
bleibt in vollem Umfange bestehen. Er- 
kennt der Staat die verfassungsrechtliche 
Schranke, die seiner Befehlsgebung gesetzt 
ist, nicht mehr an, so entfällt die Möglich- 
keit einer rechtlichen Klärung der Lage der 
Zivilbevölkerung wie des Soldaten nur 
scheinbar. Gerade in einem solchen Falle 
ist die Rechtslage eindeutig und klar. Tritt 
der Staat selbst jenseits von Recht und 
Verbrechen, so liegt eben der Tatbestand 
einer verbrecherischen Befehlsgewalt vor, 
wobei die Verfassung durch die Inhaber 
der Gewalt aufgehoben wird. In solchem 
Falle bleibt dem Einzelnen keine andere 
Waffe zur Selbstverteidigung als der Hin- 
weis auf das flagrant verletzte Recht. 


Man darf sich keiner Täuschung darüber 
hingeben, daß jeder sich zu einer totalitären 
Strategie bekennende Staat klar die Folgen 
kennt, die mit seinem Schritt über die Gren- 
zen des Rechtes, der Humanität und der 
Moral unweigerlich verbunden sind. Er 
weiß, daß er die Barbarei legalisieren muß, 
um sich fiktive Titel zu deren Vollstreckung 
zu verschaffen. Wer die totalitären Thesen 
und Deklamationen dann nach dem Maß- 
stab von Vernunft und Ordnung beurteilen 
soll (z.B. ein Gericht), befindet sich in der 
Lage eines Arztes, der es mit Irren zu tun 
hat, und nicht mehr in der Lage eines Ju- 
risten, der noch unter den Bedingungen 
einer legitim existierenden Autorität Recht 
zu suchen und dem Recht zum Siege zu ver- 
heifen hat. Diejenigen, welche dann Ge- 
walt besitzen und Gewalt ausüben, haben 
jedes Recht zur Hure der Barbarei, zur 
Dirne des Verbrechens gemacht. Für sie 
gäbe es dann nur noch das Mittel der 
Zwangsfestsetzung (Justizterror und KZ), 
um die Barbarei zu sichern. 

Nach $ 11 Abs. 2 Satz 1 und 2 ist zu folgern, 
daß eine Exkulpation im Falle totalitärer 
Verbrechensbegehung nicht erfolgen kann. 
Den einzelnen Soldaten trifft außer im 
Falle höherer Gewalt (vis major, etwa 
durch vorgehaltenen Revolver, durch die 
bekannten Politrukmethoden einer Genick- 
schußpolizei im Rücken oder durch ständige 
Bedrohung mit totalitärer Standgerichts- 
justiz, wel&he für den Soldaten nur die 
Wahl zwischen Befehlsausführung und dem 
Strang offen läßt), immer objektive wie 
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subjektive Schuld. Denn der Soldat „er- 
kennt und muß nach den ihm bekannten Um- 
ständen“ erkennen, „daß dadurch ein Ver- 
brechen oder Vergehen begangen wird” 
($ 11 Abs. 2 Satz 2). Jeder Soldat weiß, daß 
ein unter Formen gegenseitigen Hin- 
schlachtens der Völker geführter Krieg ver- 
brecherisch ist. Er weiß, daß die Vernich- 
tung von Frauen und Kindern keine solda- 
tische Form der Kampfführung und damit 
Kriegsverbrechen ist. Es kann daher jene 
Regelung des $11 Abs.2 im totalitären 
Falle gar nicht eintreten, die bestimmt, daß 
den Soldaten im Falle der Befolgung eines 
objektiv verbrecherischen Befehls eine 
Schuld nicht trifft, wenn ihm der verbre- 
cherische Charakter unbekannt ist. Im Falle 
der totalen Strategie ist dem Soldaten be- 
kannt und muß er erkennen, daß ein ver- 
brecherischer Befehlstatbestand im ganzen 
wie im einzelnen vorliegt. Führt er tota- 
litäre Befehle aus, so nimmt er auch sub- 
jektiv an der Begehung von Kriegsver- 
brechen teil, es sei denn, der Tatbestand 
von Vergewaltigung liege im Einzelfalle 
vor. 


$11 Abs.2 Satz2 übernimmt die Bestim- 
mung des Art.8 des Londoner Statuts inso- 
fern, als auch der Gesetzgeber nicht umhin 
kann, die Regelung jenes Statuts in der 
Frage des Befehlsnotstandes anzuerkennen. 
Dennoch ließ sich der Gesetzgeber von der 
Hoffnung leiten, dem von ihm offenbar vor- 
ausgesetzten blindgehorchenden Roboter 
eine möglichst weitgehende Berufung auf 
Befehlsnotstand zu geben. Indessen ist die 
Regelung des $11 Abs.2 Satz2 als fiktiv 
anzusehen, da im Falle strategischen Mas- 
senmords sowohl die Kenntnis des ver- 
brecherischen Befehlstatbestandes wie die 
Offensichtlichkeit, daß ein solcher vorliegt, 
im vollen Umfang gegeben ist. 

Der Wortlaut des $ 11 Abs.2 Satz 2 ebenso 
wie die Offenkundigkeit des Verbrechens- 
charakters jeder totalitären Gewaltanwen- 
dung ist für jedermann, d.h. für Soldaten 
wie Zivilisten, von einer Evidenz, daß eine 
Berufung auf Befehlsnotstand gerade unter 
Hinweis auf die gesetzliche Regelung des 
Abs.2 Satz 2 ausgeschlossen ist. 

Sieger wie Besiegte des Zweiten Weltkrie- 
ges müssen in der Beurteilung der straf- 
rechtlichen Erheblichkeit totalitärer Massen- 
vernichtung die gleiche Auffassung haben, 
da die Normen des internationalen Sitten- 
gesetzes, der Humanität und der Ethik für 
alle Völker in gleicher Weise verbindlich 
sınd. Keinem vernünftigen Menschen kann 
die Offensichtlichkeit des verbrecherischen 
Charakters totalitärer Vernichtungsplanun- 
gen unbekannt und verschlossen sein. Es 


kann daher der Fall hier nicht ange- 
nommen werden, von dem der Gesetzge- 
ber in $ 11 Abs. 2 Satz 2 offenbar ausgegan- 
gen ist, nämlich daß es überhaupt verbre- 
cherische Befehle gibt, bei deren Ausfüh- 
rung ein Soldat sich darauf berufen könnte, 
er habe den verbrecherischen Charakter der 
Massenmordplanung nicht erkannt oder es 
sei ihm nach den ihm bekannten Umstän- 
den nicht offensichtlich gewesen, daß da- 
durch ein Verbrechen begangen wurde. 
Auch hier beweist die Formulierung des 
Gesetzes wiederum, daß der Gesetzgeber 
nur den Fall des klassischen Krieges vor- 
ausgesetzt hat, denn nur in einem solchen 
Falle ist es überhaupt möglich, daß der 
Soldat in die Lage kommen könnte, objek- 
tiv verbrecherische Befehle ausführen zu 
sollen, von denen er nicht gewußt hat, daß 
sie verbrecherischen Charakter tragen. Dem 
Gesetzgeber aber sollte die Absicht, ge- 
wissenlosen Untergebenen rechtlichen 
Schutz gewähren zu wollen, um so weniger 
unterstellt werden dürfen, als gerade er 
dem Soldaten im $ 10 Abs. 4 und $ 11 Abs. 1 
und Abs.2 das Recht bzw. die Pflicht zur 
Verweigerung menschenunwürdiger bzw. 
verbrecherischer Befehle erteilt hat. 


Widerstandsrecht gegenüber illegaler 
Staatsgewalt 


In einem Vortrag vor der „Juristischen Ge- 
sellschaft" in Karlsruhe nahm der Präsi- 
dent des Bundesgerichtshofes Dr. jur. Her- 
mann Weinkauff Stellung zu der umstrit- 
tenen Frage des Rechtes auf Widerstand 
gegen den Staat!). Rechtlich begründen 
lasse sich ein solches Widerstandsrect mit 
der Annahme einer überpositiven Natur- 
rechtsordnung, der auch der Staat unter- 
worfen ist. Der staatliche Gehalthaber habe 
seine Macht überhaupt nur unter der Be- 
dingung, daß er das Recht wahre. Ver- 
stoße er dagegen, dann dürfe und müsse 
sich das Volk dem Träger der Staatsgewalt 
widersetzen. Denn es sei diesem nur un- 
ter der Bedingung unterworfen, daß das 
Recht geschützt werde. Niemand könne 
sich einem anderen so unterordnen, daß 
er sich seiner Rechte entäußere. Grund- 
sätzlich sei jeder Staatsbürger zum Wider- 
stand berechtigt, wenn nicht eine andere 
Gewalt, etwa das Parlament oder ein Bun- 
desgericht, wirksam angerufen werden 
könne. Der Widerstand dürfe solange an- 
gewandt werden, als dies zur Wiederher- 
stellung des Rechtszustandes erforderlich 
ist. 


!) Stuttgarter Nachrichten vom 28. 2.1956. 
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GEISTUNDTAT 


Preußens „Stirb und Werde!" 


Gedanken bei der 150. Wiederkehr der Schlacht bei Jena-Auerstedt 
(14. Oktober 1806) 


HANS W. HAGEN 


Wie der Mensch Geschichte sieht, liegt in seinem intelligiblen wie moralischen 
Charakter begründet. Dasselbe gilt für die Frage, wie eine Gegenwart und die 
in sie gestellten Geschichtsträger mit der sich ihnen als Schicksal enthüllenden 
Geschichte fertig werden. Schon hier werden polare Wesenshaltungen offenbar, 
je nachdem man Geschichte und in ihr geschichtetes Schicksal als überwältigendes 
Geschick hinnimmt, sich darein schickt und sich fügt, bis zur Selbstaufgabe und 
zum seelischen Verrat, — oder ob sie als Anruf uns hilft zur Behauptung der 
eigengearteten Seelenkräfte, indem sie das Dennoch in uns weckt, das geschicht- 
liche Beispiel als Herzstärkung uns zeigt und uns zu gleicher, gemäßer Haltung 
— niemals zum Nachäffen des unwiederholbar Vergangenen! — ermutigt. Sich- 
gewöhnen an die seelische Selbstaufgabe, Verharren im Zustand der Ausliefe- 
rung — politisch gesehen Verewigung der Kollaboration mit dem geistig Fremden, 
dem Sieger, der über die Gegnerschaft des Kampfes und mit der Katastrophe einer 
Niederlage Herrschaft gewonnen hat, — das ist die Antwort aus der Schläue. Diese 
Niederlage bedeutet auch den politischen Nullpunkt, und alles Paktieren aus 
ihm ist ein Sich-Gewöhnen an diesen Zustand des „seelischen thermo-dynamischen 
Gleichgewichts“, des geistigen Kältetodes. Am anderen Pol aber wirkt die Kraft, 
die dann den Willen zum Wiederanstieg gewinnen läßt; hier ist das Feld der 
schöpferischen Freiheit. 

Geschichte als Ereignis dieser schöpferischen Freiheit erleben und in großen 
strukturierten Zusammenhängen zu schauen, das vermag nur der schöpferische 
Geist, dessen Denken zweckfrei den Selbstvollzug des Schicksals als eines mensch- 
lichen Spezifikums nachzuerleben fähig ist. Alles andere ist Opportunismus und 
Tendenz, und deren Verfechter mögen den kleinen Augenblick behaupten; die 
Ewigkeit zu erleben sind sie in ihrer seelisch-geistigen Verkümmerung nie und 
nirgends fähig. 

Unsere Gegenwart enthüllt das Buch der Geschichte, das wir gerne nach 
Terminen durchblättern, das großartige Menetekel der Schicksalsstunden, die 
Preußen vor 150 Jahren, stellvertretend für Deutschland, ja für Europa, durchlitt. 
Und Europa, — das bedeutete damals noch die geistige und politische Welt unseres 
Planeten überhaupt. 


Preußen und Österreich — zwei Geschichtsprinzipien 


Das Ringen Preußens mit Österreich, der Kampf Friedrichs des Großen mit 
Maria Theresia, war nicht, wie einige es darzustellen belieben, ein Streit um 
Schlesien oder eine letzte Nachwehe des Dreißigjährigen Krieges, als Protestanten 
und Katholiken sich auszurotten versuchten. Die Prinzipien wurzeln viel tiefer. 

Osterreich hatte das Erbe der mittelalterlichen Reichsidee durch die Jahr- 
hunderte seit 1250, seit dem Tod des letzten Stauferkaisers, mühsam weiterge- 
tragen. Vielleicht war es ein lebender Leichnam, und die Kapuzinergruft in 
Wien birgt demnach eine stolze Sammlung von Totenwächtern. In großartiger 
Negierung der neu heraufgekommenen Staatsgewalten und ihrer Ausgestaltungen 
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in Frankreich, England, die auf der Idee der Nationalstaaten gründeten, hatte 
das „Heilige Römische Reich Deutscher Nation” ein mittelalterliches Herrschafts- 
bild festgehalten, das von einer Herrschaftsordnung getragen war über Völker, 
Staaten hinweg und noch den Traum einer Universalität bewahrte. 


Mit Renaissance und Reformation war diese Welt zusammengebrochen im Auf- 
bruch der Geister in neue Dimensionen des Denkens, Fühlens und Gestaltens. Mit 
Heinrichs VIII. Gründung einer Nationalkirche gewann der nationalistische Ge- 
danke feste Formen, und die Kompromißformel in Deutschland, „cuius regio, 
eius religio”, bereitete dem nationalstaatlichen Denken bereits den Boden. Aller- 
dings mußten wir Deutschen uns noch jahrhundertelang in religiösen Bruder- 
kriegen dezimieren (der Dreißigjährige Krieg kostete von geschätzten 18 Mil- 
lionen Einwohnern unseres Landes bei Beginn des Ringens allein 12 Millionen 
Tote), bis wir die ersten Ansätze zu einem Nationalstaat fanden. Aus den letzten 
Folgen des Dreißigjährigen Krieges wuchs der Keim zum ersten deutschen 
Nationalstaat: aus Brandenburg wurde Preußen. Der Sohn des Großen Kurfürsten 
konnte sich am 18. Januar 1701 zum preußischen König krönen, also gut hundert 
Jahre vorher aus Eigenkraft und bewußter Eigenstaatlichkeit jene Würde und 
Herrschaftsform in Deutschland gewinnen, die sich dann die drei anderen deut- 
schen Könige, der Bayer, der Württemberger und der Sachse, von Napoleon ver- 
leihen lassen mußten, indem der Kaiser der Franzosen ihnen ihren Verrat an 
der deutschen Sache mit dieser Rangerhöhung bezahlte. 


Das ist der eigentliche und geistige Dualismus zwischen Österreich und 
Preußen: die Habsburger waren die Erben des mittelalterlichen Reichsgedankens, 
die Hohenzollern aber hatten das neue, seit der Renaissance-Reformation durch- 
brechende Prinzip der Nationalstaaten als einzige in Deutschland ergriffen und 
danach ihren Staat gebaut. Schon der Große Kurfürst gründet eine überseeische 
Kolonie und versucht damit, Englands Vorsprung auf diesem Gebiet einzuholen. 
In seinen drei Nachfolgern spiegelt sich wie in Brennpunkten gesammelt noch 
einmal der große Ablauf der Epoche: Friedrich I. ahmt den Sonnenkönig in Ver- 
sailles nach, Friedrich Wilhelm I. ist in seinem Pietismus die Gegenwelle, gleich- 
zeitig der Rückzug und die Beschränkung auf den engsten Kern, aus dem dann 
der Sohn Friedrich der Große sein Preußen ausformen Kann. 


Österreich war als das große Unzeitgemäße, ja bald als Petrefakt der mittel- 
alterlichen Reichsidee über die Zeiten hinübergerettet worden. Das zeitgemäße 
Prinzip aber hatten die Hohenzollern in Preußen ausgeformt — und Friedrich dem 
Großen war durch seine Geistigkeit auch der Anschluß an den Geist der Aufklä- 
rung gelungen. Aber drei Jahre nach seinem Tod brach die Französische Revolu- 
tion aus, und damit gewann das eigentliche Suchen nach einer Staatsform im Sinn 
der Aufklärung seine Stunde. Königtum, Monarchie, das bedeutet geistig gesehen 
Mittelalter, diametral dem demokratischen Prinzip gegenübergesetzt. Nicht um- 
sonst entstehen im 15. Jahrhundert, als das Mittelalter als geistige Vorstellungs- 
welt zu Ende ging, zwei große Bewegungen: der Bundschuh und die Konziliar- 
idee. Der Bundschuh ist der Aufstandsversuch der Bauern, die Reform-Konzilien 
von Konstanz und Basel versuchten die Omnipotenz des Papstes durch das bei- 
geordnete Konzil einzudämmen, zu „demokratisieren“. Bundschuh ist am Fuß- 
punkt der Aufklärung dasselbe Symbol für die Massen, die nach Freiheit und 
Herrschaft greifen, wie die Phrygermütze, die sich die Jakobiner in Frankreich 
im Scheitelpunkt der gleichen Bewegung aufs Haupt setzten. 
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Dies war neben Reich und Nationalstaat das dritte Prinzip: die Demokratie 
der auf- und durchbrechenden Massen, So standen die Fronten: Österreich als 
Bewahrer der Reichsidee mit ihrem geistig-geometrischen Ort im Mittelalter. 
Daneben und dagegen im monarchischen Bereich Preußen als deutsche Ausprä- 
gung des nationalstaatlichen Prinzips unter monarchischer Führung, — im Grunde, 
wie alle diese Mischformen seit Renaissance und Reformation, ein Kompromiß, 
der aber weit genug war, diese Zwischenzeit zu überstehen. 

Doc, im Ansturm der westlichen Demokratie mußten sowohl das Reich 
Österreich, als auch der Nationalstaat Preußen der radikalen, jüngeren und eigent- 
lichen Staatsform der Aufklärung, der Demokratie und ihrem sozialen Impetus 
erliegen nach dem Gesetz, wonach das Alter der Jugend weichen muß. Die Kano- 
nade von Valmy ließ Goethe bereits den Stand der Weltenuhr instinktsicher 
schauen, als er die Erkenntnis, daß die nach alten Gesetzen geführten Koalitions- 
heere das keineswegs schon durchgeformte Revolutionsheer der Franzosen nicht 
zu schlagen vermochten, mit den Worten besiegelte: „Von heute beginnt eine 
neue Epoche der Weltgeschichte, und ihr könnt sagen, ihr seid dabei gewesen.“ 
— Allerdings ein schwacher Trost, wenn diese Anwesenheit auf der Seite der 
Verteidiger des geistigen Gestern und dort die Erkenntnis der Remis-partie für 
den Revolutionär im anderen Lager nur die Pause bedeutet, um aus der Verteidi- 
gung dann zum Angriff übergehen zu können. 

Doch, bevor dieser Ausgriff nach Europa geschah, hatte sich ein entscheiden- 
des Ereignis vollzogen: Napoleon hatte die Französische Revolution als seelisch- 
geistiges Phänomen usurpiert und in seine Form der Monarchie gepreßt. Damit 
tat er für sich und auf seine Weise den Schritt zurück ins geistige Mittelalter und 
gab den Gegnern sowohl in Österreich als auch in Preußen die Möglichkeit, ihm 
auf einer zumindest angenäherten Plattform zu begegnen. 

Wohl hatte er noch genügend revolutionäres geistiges Ekrasit; seine Garden 
erkannten in ihm noch den General und Konsul, ihr Leitgedanke war es immer 
noch, die Ideen der „Egalite, liberte, fraternit&E” der Welt zu bringen, und seine 
revolutionäre Strategie der Infanterie-Artillerie-Verbindung im Gegensatz zur 
Infanterie-Kavallerie-Operation Friedrichs des Großen sicherte ihm auch strate- 
gisch die Überlegenheit. 


Das „Dennoch“ in der Niederlage 


Das war die Stunde, zu der Europa herangereift war, als Napoleon am Mor- 
gen des 14. Oktober 1806 aus Jena hinausritt zur Doppelschlacht von Jena-Auer- 
stedt. Der Philosoph Hegel sah den fahl in sich versunkenen Korsen an seinem 
Fenster vorbeireiten, und er, der in den 25 Jahren seines ihm von da an verblie- 
benen Lebens das denkerische Staatsgebäude Preußens türmte, berichtet von 
jenem Augenblick, ihm sei gewesen, „als habe er das Schicksal in persona ge- 
schaut“. 

In dem Aufmarsch dieser geistigen Fronten gab es unter diesen Voraus- 
setzungen nur eins: die völlige Niederlage Preußens. Und sie ereignete sich mit 
einer Gründlichkeit, wie selten eine Katastrophe in der Geschichte über ein Volk 
hereingebrochen ist. Ja, sie wäre verewigt worden, wenn die Kalckreuths, Dal- 
bergs, der gesamte Rheinbund in dieser Niederlage auch geistig die Herrschaft 
davongetragen und aus ihr verewigt hätten. Jetzt kam es darauf an: erkennt man 
die Niederlage als Fügung und fügt man sich darein, oder ist sie der Weckruf zur 
eigenen schöpferischen Freiheit. 
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Wer war besiegt in Preußen? Doch nur die alte Reaktion. Und — eigenartiges 
Widerspiel der Geschichte — die Revolutionäre, die im eigenen Lager als „Jako- 
biner“ verschrieenen Neuerer, fanden im Augenblick, während die Konservativen 
und Restaurateure geschlagen waren und ihr Heil in der Selbstaufgabe und 
auch geistigen Kollaboration mit dem Sieger erkannten, — nun ihre Stunde der 
Freiheit. 

Jetzt standen sie, während die Kollaborateure zum Feind überliefen, um so 
treuer zu ihrem Volk: Scharnhorst - Clausewitz - Gneisenau - Stein - Arndt - 
Fichte. Der kleine Augenblick gehört den Opportunisten, aber das „Werde”, das 
jedem Sterben folgt, gehört den Gläubigen, die sich nicht mit dem Feind akkor- 
dieren. 

Erste Bedingung zum Wiederaufstieg ist die Selbsterkenntnis. Sie erfolgt in 
einer schonungslosen Überprüfung der Lage, Ursachen und Möglichkeiten. Die 
erste Frage mußte heißen: wie hatte das Heer genau zwanzig Jahre nach Fried- 
rich des Großen Tod so versagen können? Auf der ganzen Linie war eine Selbst- 
aufgabe festzustellen. Aber — da leuchteten aus der Flut der Niederlage stolze 
Inseln: Gneisenau hatte Kolberg gehalten, Courbiere in Graudenz bis zum Letz- 
ten sich behauptet. Clausewitz hatte erst kapituliert, als die letzte Patrone ver- 
schossen und der uckermärkische Sand bei Prenzlau weitere große Ausweich- 
manöver unmöglich mächte. Blücher konnte sich noch bis Lübeck durchschlagen, 
wo er am 6. November sich ergeben mußte. In seinem Stab war Scharnhorst. Die- 
ser wird nach drei Tagen ausgetauscht und erhält den Auftrag, dem König die 
Meldung vom Ende bei Ratkau zu überbringen. Es will wie ein eigenartiges Spiel 
des Schicksals erscheinen, daß mit ihm der Reformator des preußischen Heeres 
aus dem unmittelbaren Erlebnis der Niederlage sofort wieder an die Stelle der 
neuen Wirkungsmöglichkeit gelangt, während Clausewitz in langer Gefangen- 
schaft in Soissons das Geschehen denkerisch ausloten muß. 

Aber auch Scharnhorst sah sich zuerst bitter enttäuscht, wenn er gehofft hatte, 
daß am Hof die Niederlage einen Weckruf zur Besinnung ausgelöst haben könnte. 
Nur mit dem täglichen und letzten Einsatz seiner hohen geistigen Energien ver- 
mochte er langsam Schritt für Schritt den Boden zu gewinnen für seine Voraussich- 
ten. In zwei Bereichen trug er seinen Angriff vor: im technisch-militärischen und 
im geistig-moralischen Bezirk, wobei erst in der Vereinigung beider Gebiete im 
Menschen für ihn das Phänomen des neuen preußischen Soldaten sichtbar werden 
konnte, der dann imstande wäre, die deutsche Freiheit zu erkämpfen. 

Scharnhorst konnte auf seine ersten Denkschriften zurückgreifen, die er 
seinem Eintrittsgesuch in preußische Dienste fünf Jahre zuvor beigefügt hatte. 
Schon damals hatte er im Erahnen des Kommenden gefordert: Die Artillerie muß 
aus ihrer Funktion als Anhängsel der Infanterie gelöst und zu selbständigen Ver- 
bänden zusammengefaßt werden. Nur so konnte dem Artilleristen Napoleon 
strategisch-taktisch begegnet werden. Ja, indem man die Heere in Divisionen und 
Brigaden aufteilte, wurden sie beweglicher gegenüber den Walzen der von einem 
Massen-Denken beherrschten Revolutionsarmeen Carnots, die Napoleon über- 
nommen und noch mehr vermasst hatte. Aber auch die Durchbrechung des Adels- 
privilegs für Offiziere — er selbst hatte als Bürgerlicher für sich bei seiner Über- 
nahme ins preußische Heer umgekehrt die Forderung der eigenen Nobilitierung 
noch stellen müssen, um überhaupt wirken zu können — wurde wieder erhoben, 
denn nur so konnte ein Volksheer geschaffen werden. Denn, das war für Scharn- 
horst und seine Gleichgesinnten klar: erst mußte die geistig-militärische Revo- 
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lution, die Napoleons Heere beseelte, durch eine soziale Evolution in dem eige- 
nen geistigen Gefüge beantwortet werden, bevor man daran denken konnte, sich 
ihm in der Schlacht zu stellen. Im Kampf zwischen Revolution und Tradition siegt 
auf lange Sicht stets das Neue, vorausgesetzt, daß dieser Fortschritt wirklich 
weitere und größere Möglichkeiten in sich schließt. Es erfüllt sich darin nur der 
allem Leben innewohnende Drang nach immer reicherer und stärkerer Entfaltung. 
Revolution als Selbstzweck aber verbrennt in ihrer Leidenschaft in gleichem Maße, 
wie Tradition um ihrer selbst willen zur Versteinerung führt. Scharnhorst erkannte 
die Lage genau und fand für die Überhöhung und Lösung aus den Fronten — 
Frankreichs Revolution und Preußens Tradition — die Formel: „Tradition und 
Fortschritt.” Damit hatte er gegen die Gefahr sowohl der alle Ufer überflutenden 
Revolution als auch der im eigenen Flußbett dann eingetrockneten Reaktion die 
lebendige Form der Evolution erkannt und gesetzt. 


So trifft ihn die Katastrophe in höchster seelischer Bereitschaft; er hat den 
Zusammenbruch kommen sehen, aber auch schon die Mittel zur Verfügung, die 
„Not zu wenden“. Alles geschieht von ihm aus in dieser zwingenden „Not- 
wendigkeit”. 


Die Selbstbereinigung der Soldaten — Scharnhorsts Volksheer 


Das Heer ist zerschlagen. Was kann aus diesen Trümmern gerettet und wie- 
der gebraucht werden? Nur aus sich selbst kann sich das Heer erneuern! Nie- 
mals, indem man ihm von außen neue Prinzipien auferlegt, sondern nur in einer 
Selbstbefreiung seines Wesens und Selbstbereinigung seiner Zustände ist diese 
Tat möglich. So werden die „Immediat-Kommissionen" im Zusammenhang mit 
dem Plan der großen „Militär-Reorganisation" gegründet. Jeder Truppenteil 
bildet in sich ein Ehrengericht und prüft vor diesem Forum die eigene Sache, also 
das Verhalten sowohl des Ganzen als auch jedes einzelnen Offiziers in der Kata- 
strophe. Es waren auch diese Kommissionen „Spruchkammern”, — aber nicht 
Inquisitionsgerichte oder Revolutionstribunale mit von vornherein feindlich ge- 
sonnenen „Richtern“, sondern hier ging es um die Überprüfung der eigenen 
Sache nach den Wertmaßstäben des Soldatischen an sich. Wieder wird die Nähe 
und doch der abgründige Unterschied zur Französischen Revolution sichtbar. Dort 
tobte sich der „öffentliche Ankläger“ mit Fouquier — Tainville als erstem Muster 
dieser Gattung aus — und er fand in den ungezählten „öffentlichen Anklägern“ 
unserer eigenen Nachkriegszeit nur seine stümperhaften Nachfolger im Geiste. 
Das Ergebnis waren tendenziöse Verfahren, deren sittlichen Rechtswert — damals 
wie heute — niemand mehr zu verteidigen wagt. Scharnhorst ließ unter höchster 
sittlicher Verantwortung den Soldatenstand diesen Besinnungs- und Reinigungs- 
prozeß an sich selbst vollziehen. Hier liegt das Geheimnis begründet, daß zwei 
Jahre nach der totalen Niederlage ein Kader ausgesiebt war, der moralisch und 
soldatisch intakt das innere Gerüst und Gefüge abgeben konnte für die ihm 
notwendig auferlegten Aufgaben der Folgezeit. 


Dieses in sich gereinigte Offizierskorps stellte „Wohlverhaltenszeugnisse" 
aus, die „Haltung in der Niederlage" war der Gegenstand der Prüfung, die Cha- 
rakterfestigkeit. Von dieser neu gewonnenen sauberen Grundlage aus füllte es 
sich selbst auf, und jeder Portepee-Fähnrich mußte seinen Bildungsgrad erwei- 
sen, bevor er dann als Offizier in ein Regiment gewählt werden konnte. 
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Auf diese Frage nach der selbst-gereinigten Führung folgte das Problem des 
Heeres und seiner neuen Form. Die „preußischen Jakobiner“, — denn als solche 
sollten sofort alle Männer um Scharnhorst - Gneisenau - Clausewitz im militäri- 
schen und ihre Freunde im politischen Bereich von Stein - Arndt bis Fichte ver- 
ächtlich und verdächtig gemacht werden, also alle Geister, die den Fortschritt 
revolutionär aus einer noch lebensfähigen Tradition entwickeln wollten, — waren 
sich klar darüber, daß die stehenden Söldnerheere Friedrich des Großen ungeeig- 
net waren, den Ansturm der revolutionären Volksmassen Napoleons aufzuhalten. 
Es mußte eine eigene Form des Volksheeres gesucht werden. Gneisenau war für 
die völlige Abschaffung der stehenden Heere, wohl weil er in Kolberg die Wider- 
standskraft einer Bevölkerung erlebt hatte, die nicht durch Aufspaltung in Sol- 
daten und Nicht-Soldaten gemindert war. Scharnhorst erschien eine Verbindung 
und evolutionäre Überleitung aus diesen, durch die „Immediat-Kommissionen” 
selbst-gereinigten stehenden Kadern mit einer Volks-Miliz das zumindest nähere 
und rascher mögliche Ziel. 

Wie weit dieser gemäßigte Reformgedanke die in ihrer Tradition festgefah- 
renen Offiziere des alten Schlages erschreckte, zeigt Yorck. Er als gebürtiger 
Preuße wurde ohnehin den Verdacht gegen die von „draußen“ gekommenen 
Scharnhorst und Gneisenau nicht los, — deren Sympathisieren mit dem Schwa- 
ben Hegel, dem Lausitzer Fichte, dem schwedischen Untertan Arndt und dem 
Nassauer Stein konnte seine Ressentiments nur noch verstärken — und wandte 
sich verächtlich von diesem „Natterngezücht der Reformer” ab. Scharnhorst verfiel, 
als sich die Evolution vom alten stehenden Heer zum Volksheer nicht rasch ge- 
nug erzwingen ließ, auf die geniale Aushilfe des Krümper-Systems. Zum stehen- 
den Heer wurde ein Landsturm eingezogen als Reserve, und in kurzer Zeit wur- 
den die Männer in Spezial-Funktionen ausgebildet. Dann traten sie als „Krüm- 
per” wieder ins Zivilleben, blieben als Reserve bereitgestellt, und ihren Platz 
nahm ein neuer „Krümper" ein. 

Zwei Ziele waren auf einen Schlag damit erreicht: das von Napoleon erst 
durch wirtschaftliche Repressalien, dann durch zahlenmäßige Festlegung auf 
42000 Mann herabgeminderte preußische Heer konnte auf diese Weise durch die 
Restriktionsmaßnahmen stärker zusammengehalten werden. Wichtiger aber war: 
der Gedanke des Volksheeres wurde durch die entlassenen „Krümper“ in ganz 
Preußen vorbereitet. 

Die letzte Antwort Scharnhorsts auf Napoleons Forderung der Herabsetzung 
der Heeresstärke (auf zahlenmäßig die Hälfte des Heeres, das Friedrich der Große 
beim Regierungsantritt von seinem Vater übernommen hatte) war der Ausbau 
der Kriegsschulen, deren Leitung er übernimmt. Die Zentralstelle für das Bil- 
dungswesen hatte man ihm zwar vorenthalten, aber er kann auch in der geringe- 
ren Stellung seine selbstgestellte Aufgabe durchsetzen. Am 15. Oktober 1810 
beginnt der Unterricht auf der Kriegsakademie. Hier zeichnet er am Beispiel des 
napoleonischen Offiziers den geist-tötenden Mechanismus, nach dem der Fran- 
zosen-Kaiser seine Truppen autokratisch führt und den eigenen Offizieren bis 
zum Marschall nur die Stellung von Funktionären läßt, und ruft dagegen seine 
jungen preußischen Offiziere auf, das Gegenbild der geistgetragenen und selbst- 
verantwortlichen Persönlichkeit in sich zu befreien. Auf diese Weise begegnete 
er Napoleons Absicht, aus Preußen ein kleines Hilfskorps vermasster Soldaten 
herauszupressen. Die Elite seiner „grande arm&e“ würden seine Garden stellen, 
um sie gruppiert als geistiges Fußvolk die Detachements der Satelliten. — Man 
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muß nur durch die abgewandelten Inhalte die ewig sich gleichbleibenden Formen 
zu erkennen versuchen, um bis in die Gegenwart hinein die Ähnlichkeiten fest- 
zustellen. Die Inhalte wiederholen sich nie in der Geschichte, ihr Ablauf geschieht 
in sich gleichenden Formen. 


Der gemeinsame Weckruf 


Auch Scharnhorst allein hätte das Werk nicht geschafft. Wohl sind es nur 
wenige, doch der Zusammenklang dieser Erlesenen ergibt den reinen Weckruf, 
auf den die Erdrückten warten. Und dieser Akkord wird nicht eingestimmt im 
Augenblick des lauten Sieges, sondern in der Stunde des vorangegangenen Todes. 
Auch Beethovens Schicksalssymphonie muß sich aus dem bedrückenden c-moll 
erst über viele Engführungen zum befreiten C-dur hindurchdringen. 

Aber auf die Schicksalstonart c-moll muß das Herz dieser Gefährten einge- 
stimmt sein. So hatte Clausewitz in der Schlacht bei Jena-Auerstedt das einzige 
Mal in seinem Leben ein großes Kommando geführt. (Die Schützendivision des 
Prinzen August.) Die Zeit, da das Dunkel der völligen Niederlage sich nun über 
sein Land ausbreitete, erlebte er als Gefangener in Nancy und Soissons. Wieder 
war er, den ein Pol seines Wesens stets zu höchstem Handeln trieb, in die Be- 
trachtung abgedrängt. Er sah in der Fremde, im Elend der Gefangenschaft wohl 
manche Ereignisse schärfer und drohte am Zusammenbruch Preußens zu Zzer- 
brechen. Nach 1'/z Jahren kam er zurück, für damalige Verhältnisse ein „Spät- 
heimkehrer“. Von allen Freunden hatte er das Los der Gefangenschaft am längsten 
getragen. 

Wieder anders Ernst Moritz Arndt. Im Unglücksjahr 1806 nach Greifswald 
als Geschichtsprofessor berufen, forderte er einen schwedischen Offizier, der 
sich aus seiner geruhsamen Neutralität abfällig über Preußen geäußert hatte zum 
Duell. (Dabei hatte dieser angesichts der Haltung Deutscher in der Niederlage 
damals sicherlich ebenso viele Beispiele der Würdelosigkeit vor Augen, wie wir 
heute!) Arndt wird schwer verwundet und kann sich jahrelang nicht erholen. 

Fichte hatte in seiner Vorlesung über die „Grundzüge des gegenwärtigen 
Zeitalters" kurz vor der Katastrophe Not, Gefahr und Möglichkeiten zur Über- 
windung noch umrissen. Mit dem preußischen König wich er nach Königsberg 
aus, wo er Kants verwaisten Lehrstuhl einnahm. Als ob das Schicksal symbolisch 
den Menschen die geistige Abfolge und Ausweitung von Kants Preußentum zu 
Fichtes Deutschheit hätte vor Augen führen wollen! Den König hatte er mit 
seinem Wort bestärkt: „Der Staat muß durch geistige Kräfte ersetzen, was er 
an physischen verloren hat.“ 

Ein Zuhörer berichtete Fichtes Wirkung nach der ersten Vorlesung am 5. Ja- 
nuar 1807: „Die Ankunft Fichtes brachte eine große Bewegung bei alt und jung 
in allen Ständen hervor...“ Kein Vierteljahr nach Jena-Auerstedt! 

In der gleichen Nacht der Antrittsvorlesung werden der Wirtin Fichtes die 
Fenster eingeworfen, So schichtet sich immer Würde und Selbstaufgabe. 

Kurze Zeit später aber zieht es ihn ins französisch besetzte Berlin: „Man muß 
der Nation das Gefühl der Selbständigkeit einflößen, man muß ihr Gelegenheit 
geben, daß sie mit sich selbst bekannt wird, daß sie sich ihrer selbst erinnert.” 
Am 13. Dezember 1807, mittags 12 Uhr, begann er, oft durch die Trommeln der 
aufziehenden französischen Wache unterbrochen, seine „Reden an die deutsche 
Nation.” 

Der deutsche Geist hatte die Niederlage überwunden. 


29 


GEMEINSCHAFT UND VERFASSUNG 


Industrialisierung und Sozialreform 
ANTON WOPPERER 


Heraus aus den Zwangsanstalten; 
es geht um Nation und Freiheit! 


Immer von neuem muß man sein Erstaunen zum Ausdruck bringen, daß wir nun 
seit mehr als vier Jahren unter dem Stichwort „Sozialreform” über nichts anderes 
reden als über einige noch dazu sehr fragwürdige Anpassungsmaßnahmen auf dem 
Gebiete der Sozialpolitik. Unsere Väter haben einen sehr heftigen Grundsatzstreit 
geführt, ob Sozialreform oder Sozialpolitik der rechte Weg sei, um die Auswir- 
kungen des „Kapitalismus" zu überwinden. Unter Sozialreform haben sie ver- 
standen die Erneuerung der gesellschaftlichen Struktur, welche durch den Prozeß 
der Industrialisierung zersetzt worden war. Tatsächlich haben wir die von Bismarck 
im Kampfe gegen die Sozialdemokratie und zur Sicherung der Monarchie einge- 
leitete Sozialpolitik fortgesetzt, wobei übrigens von Bismarck die Altersversor- 
gung nicht als Versicherung sondern als Staatsrente gemeint war. Sollten wir 
jetzt nicht zu reinen Motiven und redlichen Reformen zurückkehren? 

Vom 6. bis 10. August tagte in München die Internationale Konferenz für 
Sozialarbeit mit dem Tagungsthema: „Industrialisierung und Sozialarbeit“. An 
dieser Tagung haben 2600 Sozialarbeiter aus aller Welt teilgenommen. Das eigent- 
liche Erlebnis dieser Tagung war das großartige Gespräch zwischen den jungen, 
vor der Industrialisierung stehenden Völkern und den alten Industrievölkern. 
Es war herzbewegend, wie die jungen Völker uns fragten: „Wir stehen vor dem 
Prozeß der Industrialisierung, den ihr vor 150 Jahren begonnen habt. Wir können 
ihn nicht vermeiden. Wir wollen es auch nicht: denn unser Lebensstandard muß 
gehoben werden, unsere Völker hungern. Wir sind uns darüber klar, daß dieser 
auf uns zukommende Prozeß der Industrialisierung zu einer Zersetzung unseres 
bisherigen Sozialgefüges führen muß, wie er bei euch dazu geführt hat. Was 
können wir tun, um eure Fehler zu vermeiden?" 

Diese jungen Völker unter der Führung Indiens haben von uns auf ihre drin- 
gende Frage viele Antworten, aber keine Antwort erhalten, — aus dem einfachen 
Grunde, weil wir selbst diesen Prozeß der Industrialisierung noch nicht überwun- 
den haben, weder tatsächlich noch geistig. Unsere Sozialstruktur ist noch zersetzt, 
wie sie durch den Prozeß der Industrialisierung unvermeidbar zersetzt werden 
mußte; nichts ist geschehen, die angemessene Ordnung für eine Industriegesell- 
schaft zu finden und zu verwirklichen. 

Was ist die Ursache unseres völligen Versagens auf dem Gebiete der struk- 
turellen Sozialreform? Auch diese Ursache ist in München klar erkannt und aus- 
gesprochen worden. Während unsere technische Phantasie ungemein entwickelt 
ist und unaufhörlich zu neuen großartigen Erfindungen führt, ist unsere soziale 
Phantasie, die in Anpassung der Gesellschaft an die technische Entwicklung damit 
Schritt halten müßte, soviel wie gar nicht entwickelt. Wir haben dieses soziale 
Feld den Gelehrten überlassen; aber die Wissenschaft hat zu erkennen, nicht zu 
ersinnen, nicht hervorzubringen. Wir haben meisterliche Ingenieure, uns fehlen 
aber die großen Meister der Sozialarbeit und Sozialgestaltung. 

Dürfen wir die Dinge im Westen so treiben lassen? Dürfen wir uns in Deutsch- 
land auf ein kümmerliches Flickwerk an unseren Sozialversicherungen beschrän- 
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ken und uns der Selbsttäuschung hingeben, daß damit das „innenpolitische Pro- 
blem Nr. 1“ gelöst sei? 


Prof. Titmus, London, hat mit seinem großen Vortrag in München darauf hin- 
gewiesen, daß der Prozeß der Industrialisierung sich bei den europäischen Völ- 
kern sehr langsam vollzogen habe; daß er aber bei den jungen Völkern rapid 
verlaufen werde. Was sich bei uns in hundert Jahren ereignet hat, wird dort in 
zehn bis zwanzig Jahren geschehen sein. Von mir aus füge ich hinzu, daß Deutsch- 
land beim Beginn der Industrialisierung etwa 30 Millionen Einwohner zählte, 
England ebensoviele, Frankreich noch weniger, zusammen keine 100 Millionen 
Menschen. Indien und China allein zählen mehr als das zehnfache der europäischen 
Bevölkerung von damals; zusammengenommen handelt es sich bei den vor der 
Industrialisierung, d. h. also auch vor der Zersetzung ihres bisherigen Sozial- 
gefüges stehenden Völkern um annähernd 1,5 Milliarden Menschen. Die Welt- 
revolution im Sinne des Kollektivismus ist unaufhaltsam, sie steht unmittelbar 
bevor, wenn es uns jetzt nicht gelingt, in diesen Jahren, in sehr wenigen Jahren, 
die gültigen Formen für das gerechte Zusammenleben in einer industriellen Ge- 
sellschaft zu finden. 


Wer von uns in München wäre nicht auf das tiefste beeindruckt gewesen von 
der Nüchternheit, Besonnenheit und Sachlichkeit, mit der diese jungen Völker der 
Industrialisierung entgegensehen, frei von dem blendenden Pathos, das bei uns 
durch Marx, Lasalle und ihre Anhänger in diese soziale Auseinandersetzung 
hineingetragen worden ist! Dieser Appell an das Gefühl hat zu einer Trübung 
des Verständnisses für den eigentlichen Vorgang geführt. Die jungen Völker 
wissen, daß Industrialisierung ohne Kapitalbildung nicht möglich ist. Was sie ver- 
meiden möchten, ist die Vorherrschaft des Kapitals, welche dem Prozeß der In- 
dustrialisierung in Europa den Namen des Kapitalismus gegeben hat. Sie unter- 
scheiden sehr wohl zwischen Industrialisierung als dem eigentlichen Vorgang 
und Kapitalbildung sowie Zersetzung der bisherigen sozialen Struktur, welche 
mit der Industrialisierung unvermeidbar verbunden sind, so daß den Führern der 
Industrialisierung daraus kein Vorwurf gemacht werden kann. Sie wissen auch, 
daß es private und Öffentliche Kapitalbildung, in Konsequenz Marktwirtschaft 
und zentral geleitete Wirtschaft gibt; sie möchten vom Westen und vom Östen 
zugleich lernen, was mehr zum Gemeinwohl ihrer Völker führen werde. Was sie 
im Grunde wünschen, ist das Gleichgewicht zwischen Kapital und Arbeit und einen 
gültigen Ersatz für ihre bisherige Sozialstruktur, wobei darauf hingewiesen wer- 
den muß, daß die Zersetzung z. B. des Kastenwesens in Indien noch viel tiefgrei- 
fendere Folgen haben muß als die Aufhebung der Zunftverfassung bei uns. Die 
Kräfte, die durch diesen sozialen Prozeß entbunden werden, sind unberechenbar 
und unüberschaubar. 


Die Frage, die der sozialen Phantasie gestellt ist, ist also die Frage nach der 
optimalen Ordnung einer industriellen Gesellschaft und die Frage nach der opti- 
malen Ordnung der Kapitalbildung und Kapitalverteilung. Niemand mehr als 
Deutschland ist dazu aufgerufen, diese Fragen zu beantworten, weil wir in der 
Grenzsituation zu jenem konkurrierenden System des Kollektivismus sind, und 
weil wir bei diesen jungen Völkern, frei von Interesse, Vertrauen haben. Es gibt 
keinen besseren, dringender verlangten und williger aufgenommenen Export- 
artikel für Deutschland als redlicher und sachverständiger Rat in diesen sozialen 
Fragen. 
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Angesichts einer solchen historischen und weltpolitischen Situation ist es ganz 
einfach kindlich und verrät jeglichen Mangel an Weltblick, mit der Nase in dem 
Dickicht unseres bisherigen Sozialversicherungs-Systems stecken zu bleiben, oder 
gar unsere Index-Träume als der Sozialweisheit letzten Schluß verkaufen zu 
wollen. Keinem Teilnehmer in München wäre dies eingefallen. 

Im 3. Teil meines Memorandums über „Sozialreform und Selbsthilfe“ habe 
ich auf 24 Seiten versucht, der sozialen Phantasie einen Start zu geben in Rich- 
tung einer wirklichen Sozialreform !). Schon im Inhaltsverzeichnis habe ich die Tren- 
nung von Unternehmung und Betrieb als prinzipielle Lösung der Arbeiterfrage, 
nämlich als Möglichkeit zur vollgültigen Inkorporation des Arbeiterstandes in 
die Gesellschaft bezeichnet. Über solche Vorschläge zur eigentlichen Sozialreform 
muß jetzt unverzüglich und ernsthaft diskutiert werden. Wir haben auch keine 
fünf Jahre mehr zu verlieren. 

Mir scheint, in der Erörterung der sozialen Frage machen wir seit hundert 
Jahren einen grundlegenden Fehler. Beeinflußt von Marx, der einseitig den se- 
kundären Prozeß der Kapitalbildung statt des primären Prozesses der Industriali- 
sierung gesehen hat, stellen wir auch in der nicht-marxistischen Literatur die Ent- 
proletarisierung, also die Eigentumsbildung, an die Spitze unserer Überlegungen. 
Es ist aber ein alter organisatorischer Erfahrungssatz, daß, was im Gedanken 
zuerst kommt, in der Ausführung zuletzt geschehen werde. Außerdem erheben 
wir uns mit dieser Betrachtungsweise weder über den wissenschaftlichen Irrtum 
noch über die materialistische Ebene des Marxismus. Und schließlich ist es nicht 
gerade sehr geschickt, den äußersten Widerstand der bisherigen Kapitalbesitzer 
herauszufordern, weil man sie enterben will. 

Mein Vorschlag der Bildung von Dienstleistungs- oder Betriebsgenossen- 
schaften stellt das Ordnungsproblem in den Vordergrund. Bei einem wohlgeord- 
neten Wirtschaftssystem, welches die Genossenschaft der Arbeiter der Kapital- 
gesellschaft im Range ebenbürtig und in gleicher Stärke gegenüberstellt — wo- 
durch das Gleichgewicht zwischen Kapital und Arbeit prinzipiell und praktisch 
hergestellt ist —, welches System dem Arbeiterstand die unabdingbaren und für 
den Fortschritt der Wirtschaft selbst dringendst erforderlichen Entwicklungs- und 
Aufstiegschancen gibt, wird die Eigentumsfrage sich bald in einer alle Teile be- 
friedigenden Weise von selbst lösen, und zwar durch Neubildung von Eigentum, 
durch Bildung unserer Arbeiter zum guten Wirte. Diese Erziehungsarbeit kann 
nicht durch Zureden und nicht in Abendkursen und sozialen Akademien geleistet 
werden, sondern nur durch das Leben selbst. Wiederum hat Prof. Titmus in Mün- 
chen auf den Konflikt hingewiesen, der darin besteht, daß unsere Arbeiter zu 
Hause gute Haushalter sein sollten, während seit 150 Jahren nichts an unseren 
Arbeitsplätzen dazu beigetragen hat, sie zu guten Wirten zu bilden, — nicht 
zuletzt zum Schaden unserer Betriebe selbst. 

Eine der größten Hoffnungen für die industrielle Entwicklung der jungen 
Völker ist, daß in Asien die klassische Rechtsform der Selbsthilfe, nämlich das 
Genossenschaftswesen, gefördert von den Regierungen, eine großartige Entwick- 
lung nimmt. Aber ich habe in München darauf hingewiesen, daß damit allein die 
Gefahr nicht abgewendet ist, weder die Gefahr des sozialen Zerfalls, noch die Ge- 
fahr des Kollektivismus: von der freien Genossenschaft ist nur ein Schritt zur 
Zwangs-Genossenschaft des Kollektivismus und jeder Fehler, der beim Aufbau 


1) Vgl. „Sozialreform und Selbsthilfe“, Sonderdruck Nr. 16 zu „Gemeinschaft und 
Politik”, Bad Godesberg, 2. Aufl. 1956. 
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eines freien Genossenschaftswesens gemacht wird, drängt zur Staatsgenossen- 
schaft. 

Vom Standpunkt einer echten Sozialreform habe ich in meiner oben genannten 
Untersuchung zwei Mindestforderungen an die Neuordnung der Sozialversiche- 
rung gestellt. Hier muß eingeschaltet werden, daß ohne Konzeption über die 
eigentliche Sozialreform eine auf sicheren Grundlagen beruhende und zu sicheren 
Ergebnissen führende Reform auf sozialpolitischem Gebiete überhaupt nicht 
möglich ist. Es ist ein Spaziergang im Nebel, nahe dem Abgrund. Bei diesem 
Spaziergang befinden wir uns jetzt in der Bundesrepublik. Im Frühjahr dieses 
Jahres habe ich ein dafür zuständiges Vorstandsmitglied einer unserer großen 
Parteien vor einer Parteitagung, welche sich mit der Sozialreform befaßte, gebeten: 
Nennen Sie mir einen Abgeordneten Ihrer Partei, mit dem man sich über die Fra- 
gen der eigentlichen Sozialreform — also nicht nur der Reform der Sozialpolitik 
— gültig unterhalten kann. Nach einigem Besinnen konnte mir dieser verantwor- 
tungsbewußte Mann keinen Namen nennen. Würde man nicht bei jeder anderen 
Partei dieselbe Erfahrung machen? Unter solchen Umständen liegt der Regierungs- 
entwurf über das Rentenversicherungsgesetz dem Bundestage vor. 

Die beiden Mindestforderungen waren: Subsidiärer Zwang und subsidiäre 
Staatszuschüsse. Es braucht kaum noch gesagt zu werden, daß die Vorlage der 
Bundesregierung in konträrem Gegensatz zu diesen beiden Forderungen steht, 
obgleich diese den Sinn haben, den Weg für die eigentliche Sozialreform offen 
zu halten. Die Regierungsvorlage sieht die Ausdehnung des Zwangs und eine 
wesentliche, auf die Dauer unabsehbare Erhöhung der Staatszuschüsse vor. 

Das Zurücktreten des Zwangs muß um der Freiheit und Mündigkeit willen 
verlangt werden, aber auch wegen der Unwirtschaftlichkeit der Zwangsversiche- 
rungen. Die Beschränkung der Staatszuschüsse auf die alte Last muß um der Wett- 
bewerbsfähigkeit eines freien Versorgungssystems willen gefordert werden. Wie 
weit geht das Recht zum Zwang durch den Staat in dieser Sache? Staat und Ge- 
meinde haben das Recht und die Pflicht, das Gemeinwesen vor Fürsorgeleistungen 
für Asoziale und für schlechte Wirte zu bewahren. In diesem Umfange und in die- 
ser Höhe — und nur in diesem Umfange und in dieser Höhe — kann ein Zwang 
zur Vorsorge ausgeübt werden. Was darüber hinaus geht, ist Staats-Sozialismus, 
ist auf dem Weg zur kollektiven Gesellschaftsordnung und damit auch auf dem 
Wege zu einer zentral geleiteten Wirtschaft. 

Das System unserer Zwangs-Altersversicherung ist als System überlebt durch 
die fortschreitende Entwicklung zur Mündigkeit des Arbeiterstandes; es ist öko- 
nomisch zusammengebrochen durch Inflation und Staatsbankrott. Jeder Bankier, 
der einem bankrotten Unternehmen Kredit gegeben hat, steht vor der Frage, ob 
das Unternehmen durch Kreditnachlässe, also durch Zuschüsse, und durch neue 
Kredite noch zu retten ist, oder ob er gutes Geld dem schlechten Gelde nachwerfen 
werde. Es scheint, daß wir ohne alle Besinnung und ohne Erlaubnis zur Besinnung 
entschlossen sind, nicht nur gutes Geld sondern eine gute Währung und eine ge- 
ordnete Volkswirtschaft dem schlechten Gelde der Zwangsversicherung nachzu- 
werfen. Anders kann man den Beschluß des Bundestages nicht verstehen, daß der 
Gesetzentwurf über die Rentenversicherungen nur dem sozialpolitischen Aus- 
schuß, und nicht auch dem Ausschuß für Geld und Kredit zur Mitberatung vor- 
zulegen sei. 

Damit kommen wir zu dieser prächtigen Erfindung der Produktivitätsklausel, 
welche wie ein heiterer Blitz die Gemüter aller Nicht-Experten erhellt hat. Die 
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Stellungnahme der Bank deutscher Länder als der höchsten Autorität in dieser 
Frage erklärt, daß diese Regelung „auch bei Vermeidung des Automatismus im 
wörtlichen Sinne als eine Spielart des Indexsystems verstanden werden müsse, 
und daß die Erfahrungen, die andere Länder mit Indexklauseln und ähnlichen 
Bestimmungen gemacht haben, ein abschreckendes Beispiel bilden“. Damit ist die 
Produktivitätsklausel als unredlich und irreführend gekennzeichnet. 


Sozialphilosophisch liegt der Produktivitätsklausel und dem vorausgehenden 
Schreiber-Plan die einseitige Anwendung desPrinzips der Solidarität unter völliger 
Vernachlässigung des Prinzips der Subsidiarität zu Grunde, was mit Sicherheit zum 
Staats-Sozialismus führen muß. Fast immer sind die großen Häresien dem Mangel 
an Unterscheidung in so feinen Prinzipienfragen entsprungen. Aber von einer viel- 
beschäftigten Bundesregierung und von Parteien vor den Wahlen kann man 
offenbar nicht verlangen, daß sie über Prinzipien nachdenken. Wer sich aber 
darüber unterrichten will, dem empfehle ich, Hengstenbergs „Philosophische Be- 
gründung des Subsidiaritätsprinzips“ nachzulesen, worin der Vorrang der Ge- 
meinschaft vor der Gesellschaft und damit auch der Vorrang des sozialpädagogi- 
schen vor dem sozialökonomischen Prinzip überzeugend nachgewiesen ist!). Im 
Grunde handelt es sich um dieselbe Aussage wie die des Thomas von Aquin, die 
meinem Vorschlage zur Sozialreform als Prinzip aller Prinzipien zugrunde liegt: 
Das eigentliche Gut des Menschen sei seine Selbstverwirklichung. 

Im Ernste: Welche Antwort erträumen sich unsere Parteiführer in den näch- 
sten Wahlen und weiterhin, wenn es sich bald herausstellt und nicht mehr ver- 
schwiegen oder beschönigt werden kann, was diese Art „Sozialreform" den Ar- 
beitern und den Steuerzahlern kostet, von einem solchen Mangel an Prinzipien 
und an Sachverstand in dieser Lebensfrage der Nation? 


Die Gefahr für Währung und Wirtschaft hat zu unserem Heile die verantwort- 
lichen Kräfte der Gesellschaft selbst aufgerufen. Sparkassen, Bausparkassen, 
öffentliche Kreditanstalten, Banken und Versicherungen haben sich einmütig zu 
einer „Gemeinschaft zum Schutze der deutschen Sparer” zusammengeschlossen 
mit dem ausgesprochenen Ziele, den Kampf gegen die Indexrente aufzunehmen. 
Die Vorstände dieser Gesellschaften sind zu einer solchen Initiative verpflichtet, 
weil durch Indexrenten aller Spielarten ihre Geschäftsgrundlagen zerstört wer- 
den. Sie sind noch mehr dazu verpflichtet, weil sie Treuhänder ihrer Sparer sind. 
Schließlich sind sie verpflichtet als Glieder dieses Gemeinwesens und dieser Na- 
tion, deren Existenz und Freiheit bedroht sind. Diese Sparinstitute müssen sich 
aber darüber klar sein, daß auf diesem Feld kein leichter und schneller Sieg er- 
fochten werden kann. Die Produktivitätsklausel, selbst wenn sie in den Bundes- 
tagsberatungen aus Verantwortungsbewußtsein zunächst zurückgestellt werden 
sollte, wird, einmal ausgesprochen, jedes Jahr von neuem aufleben, solange die 
gegenwärtige Wirtschaftspolitik steigender Löhne und Preise fortgeführt und 
nicht durch eine Politik fester Löhne bei sinkenden Preisen abgelöst wird. Auch 
eine Politik fester Preise bei steigenden Löhnen wird dafür auf die Dauer nicht 
ausreichen. 

Unsere Nationalökonomen, beeinflußt von Keynes, erklären uns, daß eine 
solche Politik in einer freien Marktwirtschaft nicht möglich sei. Nun, ohne Zwei- 
fel ist sie in einer zentral geleiteten Wirtschaft möglich. Wenn die Behauptung 
unserer Nationalökonomen wahr wäre, könnte eine freie Marktwirtschaft nicht 


1) Vgl. „Das Subsidiaritätsprinzip“, Kerle-Verlag, Heidelberg. 
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mehr aufrecht erhalten werden. Denn nur eine Wirtschaftspolitik, welche die Stei- 
gerung der Produktivität durch sinkende Preise allen Gliedern des Gemeinwesens 
gleichmäßig zugute kommen läßt, ist vollkommen gerecht. Eine demoskopische 
Umfrage hat ergeben, daß 90°/o unserer Arbeiter eine Politik fester Löhne bei sin- 
kenden Preisen wünschen, und dies stellt dem Arbeiterstand ein hohes Zeugnis 
von Klugheit und Redlichkeit aus. Das Interview, das Bundeswirtschaftsminister 
Erhard im September einer niederländischen Wochenzeitung gegeben hat, worin 
eine Politik steigender Löhne und Preise, also eine Politik schleichender Geldent- 
wertung, als Betrug gekennzeichnet ist, läßt vermuten, daß der Minister ent- 
schlossen ist, eine solche Entwicklung mit allen Mitteln zu bekämpfen. Er hat 
sich damit im rechten Augenblick an die Spitze der deutschen Sparer gestellt. 

Freilich hat diese Politik ihre Schwierigkeiten. Darin müssen wir den Natio- 
nalökonomen recht geben. Aber sie sind nicht unüberwindlich. Das Gespräch mit 
Unternehmern und Gewerkschaften muß offen und freimütig geführt werden. 
Es muß eine öffentliche Meinung gebildet werden für eine redliche Wirtschafts- 
führung, wogegen niemand zu verstoßen wagt. Die Unternehmerverbände sind 
verpflichtet, eine solche Wirtschaftspolitik zu unterstützen und in ihrem Kreise 
für Ordnung zu sorgen. Es geht nicht an, daß Unternehmer oder Händler das 
wirtschaftliche Entgelt für das mit ihrer Wirtschaftsfunktion verbundene Risiko 
in Anspruch nehmen, das Risiko selbst aber nicht mehr tragen wollen. Von solchen 
Unternehmern müßte die Gesellschaft verlangen, daß sie ihre Funktion in einer 
freien Marktwirtschaft niederlegen, weil sie ihrem Prinzip zuwiderhandeln. Sie 
müssen von der Selbstverwaltung ihrer Wirtschaftsgruppen zur Besinnung ge- 
bracht werden. Auch die Gewerkschaften sind kein Selbstzweck. Sie dürfen auch 
nicht das Interesse des Arbeiterstandes über das Interesse des Gemeinwesens 
stellen. Die Arbeiter wollen dies auch nicht, wie obige Umfrage zeigt, und die 
Funktionäre dürfen es nicht wollen. Wenn eine Gesellschaft unredlich wird, ver- 
liert sie ihre Freiheit, ist Zwangsordnung unvermeidbar geworden. Redlichkeit 
ist der Preis der Freiheit. 

Die Trennung von Unternehmung und Betrieb, die Errichtung von Betriebs- 
genossenschaften wird eine solche Politik fester Löhne bei sinkenden Preisen 
wesentlich erleichtern, wenn nicht überhaupt erst ermöglichen, weil sie Gewerk- 
schaften und Arbeitgeberverbände aus ihrer alten Kampfstellung herausnimmt. 
Denn nach diesem Vorschlage steht der Arbeiter nicht mehr im Arbeitsverhältnis 
zur Kapitalgesellschaft sondern zur Betriebsgenossenschaft, wodurch der Gegen- 
satz zwischen Kapital und Arbeit im Prinzip aufgehoben ist, während Gewerk- 
schaften und Unternehmerverbänden eine soziale Ordnungsfunktion verbleibt. 
Gerade an diesem Beispiel kann bewiesen werden, daß eine gerechte Wirtschafts- 
politik nicht möglich ist ohne strukturelle Sozialreform. Hier ist ein großes Experi- 
mentierfeld für beide Sozialpartner. Wenn dieses soziale und ökonomische Ex- 
perimentierfeld jetzt nicht betreten wird, wenn jetzt nicht Versuche in der Rich- 
tung einer gültigen Sozial- und Wirtschaftsordnung gemacht werden, ist es um 
die Freiheit des Westens geschehen. Auch noch so viele Divisionen können dies 
nicht verhindern. Beenden wir also das bisherige Streitgespräch über Kapitalis- 
mus und Sozialismus, beschränken wir uns auf die notwendigen Reformen der 
Sozialversicherung und Fürsorge: aber fassen wir alle Kräfte zusammen, um 
die einer mündigen und modernen Industriegesellschaft angemessene Wirt- 
schafts- und Gesellschaftsordnung zu finden. 
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Schleswig-Holsteins Wirtschaft 


ohne mitteldeutsches Hinterland 


NIKOLAUS CRISAN 


Die Praxis der Wirtschaftsförderung hat bestätigt, daß bei der Ansiedlung neuer 
Betriebe sowie bei der Erweiterung bestehender Kapazitäten die Randlage des 
Landes Schleswig-Holstein zum westdeutschen Wirtschaftsgebiet besondere wirt- 
schaftspolitische Fragen aufwirft. Ein gewisser Ausgleich ist darin gegeben, daß 
von Schleswig-Holstein aus wichtige Auslandsmärkte — insbesondere Skandi- 
navien und der Weltschiffbaumarkt — intensiver erschlossen werden konnten. 
Die raumwirtschaftliche Eingliederung des Landes ist jedoch von grundsätzlicher 
Bedeutung, da Schleswig-Holstein vor dem Kriege ein wirtschaftliches Teilgebiet 
von Mitteldeutschland war. 

Nach dem Zweiten Weltkrieg istim Zuge der neuen Entwicklung von Wirtschaft 
und Gewerbe insbesondere auf die durch die Übervölkerung gegebene Arbeits- 
kraftreserve zurückgegriffen worden. Außerdem konnten die überlieferten Indu- 
strien, die durch die Kriegsfolgen stark dezimiert waren, wie z.B. der Schiffbau, 
der Maschinenbau, die Elektrotechnik, Feinmechanik und Optik, neu aufgebaut 
oder erweitert werden. Auch einige Branchen der in Schleswig-Holstein struktur- 
bestimmenden Nahrungsmittelindustrie haben ihre Produktion den neuen Ab- 
satzverhältnissen angepaßt. Neue Erzeugungsbereiche wurden erschlossen und die 
technische Ausrüstung verbessert. 

Infolge der Bevölkerungszunahme und der damit verbundenen Erweiterung 
des örtlichen Absatzes hatten auch die Verbrauchsgüterindustrien, insbesondere 
die mittelständischen Betriebe des Handwerks sowie der Handel, gewisse Mög- 
lichkeiten des Ausbaues wahrgenommen. Dabei war die Bereitstellung von Auf- 
baudarlehen an Vertriebenen- und zugewanderte Kleinunternehmer aus Landes- 
mitteln und dem Lastenausgleichsfonds ausschlaggebend. 

Angesichts der besonderen Verkehrslage des Landes Schleswig-Holstein ist 
es selbstverständlich, daß die Aufbaupolitik sich nicht allein mit der Förderung 
der Produktionswirtschaft befassen kann; vielmehr müssen die Verkehrsverhält- 
nisse und die Energieversorgung soweit wie möglich ausgebaut und rationalisiert 
werden. 

Durch Bereitstellung bedeutender öffentlicher Mittel wurden die E-Werke 
erweitert und rationalisiert, die Verteilernetze wurden verstärkt und weiterge- 
führt. Die Weiterentwicklung des Gasfernnetzes wird gefördert. Eine besondere 
Bedeutung kommt aber dem Ausbau der Straßen zu. Die Straßenfern- 
verbindungen sollen z. T. neu gestaltet werden. Das Landstraßennetz wird ent- 
sprechend den neuen Erfordernissen des beträchtlich gewachsenen Verkehrs aus- 
gebaut. Es ist nur zu begrüßen, daß im Rahmen des „Grünen Planes” insbesondere 
die Randgebiete, darunter auch Schleswig-Holstein, zusätzliche Mittel für den Aus- 
bau von Wirtschaftswegen und kommunalen Straßen erhalten. Die Mechanisie- 
rung der Landwirtschaft sowie die Steigerung ihrer Marktleistungen, insbesondere 
bei Milch und Edelerzeugnissen, ist unmittelbar von dem Zustand der Wirtschafts- 
wege abhängig. 
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Eine erhebliche Rolle im Rahmen der Wirtschaftsförderung Schleswig-Hol- 
steins kommt dem „Regionalen Förderungsprogramm“ der Bundesregierung zu. 
Dieses Programm stellt praktisch eine Fortsetzung der Investitionsförderung der 
seit 1951 angelaufenen „Sanierungsprogramme“ des Bundes dar. Im Mittelpunkt 
dieser Programme steht die Förderung der produktiven gewerblichen sowie der 
Erschließungsinvestitionen entweder durch unmittelbare Bereitstellung von 
öffentlichen Investitionsmitteln oder durch die Heranziehung von Mitteln des 
Kapitalmarktes mit Hilfe von Zinsverbilligungszuschüssen. 

Der Zweck der Investitionsförderung ist, „durch eine nachhaltige Steigerung 
der Wirtschaftskraft unterentwickelter Gebiete und von Grenzbezirken die Not- 
stands- und Krisenherde so wirksam“ zu bekämpfen, „daß die gegenwärtige Un- 
ausgeglichenheit in der Bevölkerungs- und Sozialstruktur des Bundesgebietes 
allmählich beseitigt wird.“ Diese Erläuterung zum entsprechenden Ansatz des 
Bundeshaushaltsplanes weist darauf hin, daß es sich hier in Ergänzung zu der 
ebenfalls bundesseitig geförderten Umsiedlung um Maßnahmen handelt, wodurch 
der in der geförderten Region anwesenden und noch verbleibenden zusätzlichen 
Bevölkerung neue Einkommensmöglichkeiten geschaffen werden sollen. 

In Schleswig-Holstein wird mit besonderem Nachdruck die Investitionstätig- 
keit des produzierenden Gewerbes gefördert. Während in den ersten Jahren in 
der Hauptsache neue Kapazitäten geschaffen werden konnten, gewinnen in den 
letzten zwei Jahren die Rationalisierungsinvestitionen an Bedeutung. Es besteht 
aber auch jetzt noch genügend Raum zur Ansiedlung von neuen Betrieben und zur 
Erschließung von neuen Produktionsmöglichkeiten. Betriebsniederlassungen grö- 
ßerer Industrieunternehmungen des Bundesgebietes spielen dabei eine besondere 
Rolle. Aber auch die Verwertung aller positiven standortlichen Voraussetzungen 
kann noch nicht als ausgeschöpft angesehen werden. Dieser absoluten Kapazitäts- 
ausweitung kommt — insbesondere vom Gesichtspunkte einer ausgleichenden 
Raumordnung — auch in der Zeit der Vollbeschäftigung eine besondere Bedeu- 
tung zu. 

Es hat sich im Laufe der Durchführung der Programme als sinnvoll gezeigt, 
im Zuge einer umfassenden regionalen Wirtschaftspolitik auch andere Maßnah- 
men als die Investitionsförderung durchzuführen, um einige, hauptsächlich poli- 
tische Schäden teilweise auszugleichen. So werden zugunsten der Zonenrand- 
gebiete zusätzlich zu der im Rahmen der Regionalen Förderungsprogramme er- 
folgten Investitionsförderung in der Hauptsache noch folgende Hilfen gewährt: 


Bevorzugte Berücksichtigung bei der Vergabe von öffentlichen Aufträgen. 
Frachthilfe an Betriebe, die eine Frachtmehrbelastung zu tragen haben, und zwar 
infolge der Verlagerung ihres Absatzgebietes für Enderzeugnisse bzw. ihres Be- 
zugsgebietes für Rohstoffe aus dem Osten nach Westdeutschland. 50%/oige Er- 


mäßigung der Beförderungssteuer im Werkfernverkehr, um ihre Randlage und 
somit ihre Verkehrsferne zu mildern. 


Es ist außerordentlich schwierig, den Erfolg der Maßnahmen des Regionalen 
Förderungsprogramms an der tatsächlich vollzogenen wirtschaftlichen Entwick- 
lung zu messen, Die strukturellen Nachteile der Randgebiete konnten nicht zu- 
letzt als Folge des allgemeinen wirtschaftlichen Aufstiegs der Bundesrepublik 
gemildert werden. Andererseits ist das Regionale Förderungsprogramm nicht die 
einzige Maßnahme, welche die regionale Wirtschaftsstruktur beeinflußt hat. Auch 
bei der Gestaltung und Durchführung der zentral geleiteten Investitionen hat die 
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Bundesregierung die Belange der wirtschaftlich weniger entwickelten Gebiete in 
erheblichem Umfange beachtet. Man geht jedoch nicht fehl, wenn man annimmt, 
daß die Konsolidierung und die Erweiterung des gewerblichen Sektors der Wirt- 
schaft Schleswig-Holsteins im wesentlichen Maße von der Investitionsförderung 
im Rahmen der regionalen Förderung beeinflußt wurde. So können hier als Hin- 
weis einige statistische Daten aus der gewerblichen Entwicklung des Landes sinn- 
voll angeführt werden: 


Beschäftigungsentwicklung in d. Gewerbl. Wirtschaft Schleswig-Holsteins 1950—55 
(Stand jeweils Sept.) 


1950 1955 
in 1000 in 1000 Zunahme 
IvcH: 

Imdustniezund.klandwerku rer a en 190,6 232,3 122 
darunter: 
(Industriebetriebe m. 10 u. mehr Beschäftg.) ........ (117,4) (154,5) 1232 
BAUgEWELDeHE : tree nen, lese elerehkeietektensiete si ame ee 69,2 85,5 172. 
Handel, Geld- und Versicherungswesen und 
pPuvategDienstleistungener m ee 71,6 92,1 129 
ZUSAUTNENE EN er ehe Beate ste ESTER Se a ale 2 331,4 409,9 023 
Gesamtbeschaftigte:h er An nemer ae n 650,3 715,6 ar 20 


Diese Zahlen zeigen, daß die gewerbliche Wirtschaft Träger der Zunahme der 
Gesamtbeschäftigung im Lande Schleswig-Holstein ist. Während die gesamte Be- 
schäftigung um rd. 10°/o gestiegen ist, betrug die Zunahme beim produzierenden 
Gewerbe mit rd. 22°%/o mehr als das Doppelte; die Steigerung in den größeren In- 
dustriebetrieben erreichte mit mehr als 30°/0 das Dreifache! Daß diese Entwick- 
lung noch nicht abgeschlossen ist, geht daraus hervor, daß der Anteil der Arbeit- 
nehmer an der Gesamtbevölkerung in Schleswig-Holstein in 1955 rd. 31°/o, im 
Bundesgebiet aber rd. 36°/o betrug. 


Ein automatischer regionaler Ausgleich der Produktionsfaktoren findet auch 
in der Verkehrswirtschaft selbstverständlich nicht statt. Weil aus verschiedenen 
Gründen, die im Bereiche des Soziologischen und Kulturellen zu suchen sind, die 
Abwanderung die marktwirtschaftlich gerechtfertigten Dimensionen nicht errei- 
chen kann, soll die planmäßige Kapitalzufuhr helfen. In den wirtschaftlich unter- 
entwickelten Gebieten sollen deshalb an Ort und Stelle alle Voraussetzungen 
zur Steigerung der Produktion und der Beschäftigung ausgenutzt werden. Es 
kommt auch bei der „künstlichen“ Schaffung von Arbeitsplätzen in den Förderungs- 
gebieten darauf an, in Kenntnis der örtlichen Verhältnisse und unter Beachtung 
der allgemeinen Zusammenhänge die optimalen Kombinationen der Produktions- 
faktoren zu finden. Die Randgebiete können somit nicht unbeachtliche Beiträge 
zur Erhöhung des gesamten Sozialprodukts liefern. Geschieht das nicht, so erfolgt 
nicht durch Abwanderung eine automatische Entlastung der Randgebiete, sondern 
der Tiefstand der Beschäftigungsquote und das niedrige Einkommensniveau wird 
auch beim Wachstum der Gesamtwirtschaft weiterhin bestehen bleiben. Der Rück- 
stand wird u. U. sogar vergrößert. Die regionale Wirtschaftsförderung ist also 
keineswegs als ein Widerspruch zur Marktwirtschaft anzusehen, insofern man die 
Marktwirtschaft nicht dem „Laisser-faire“ gleichstellt. Sie fügt sich vielmehr als 
eine Maßnahme zur Maximierung des Sozialprodukts systemgerecht in die Markt- 
wirtschaft ein. 
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Hansestadt am Zonenrand 


GEORG BEHRENS 


Die alte Hansestadt Lübeck ist die einzige Großstadt unmittelbar an der Zonen- 
grenze. Eine Autobuslinie des Stadtverkehrs endet einige Meter vor dem Eiser- 
nen Vorhang, und wer auf dem Priwall, dem zu Lübeck gehörenden Volksbade- 
strand von Travemünde, sich nach Osten wendet, stößt an der engsten Stelle die- 
ser Halbinsel auf den Drahtverhau der Grenze. Wer aber diese Zonengrenze über- 
schreiten will, kann dies nur im Zuge der Eisenbahn- und Straßenverbindung von 
Hamburg nach Berlin, d. h. er muß einen gewaltigen Umweg machen. Die große 
Strecke von Hamburg über Lübeck nach Warnemünde und Gedser und nach 
Saßnitz und Trelleborg wird nur noch selten einmal von einigen wenigen Güter- 
zügen befahren. Das gesamte östlich gelegene Hinterland ist abgeschnitten. Früher 
war Lübeck auch für den westlichen Teil Mecklenburgs der gegebene Platz für 
Absatz und Einkauf. Um nur ein Beispiel zu nennen: der berühmte Lübecker „Rot- 
spon“ — französischer Rotwein ist schon seit Jahrhunderten ein bedeutender 
Handelsartikel Lübecks, eine Lübecker Firma kann allein zwei Millionen Flaschen 
dieses angenehmen Getränkes lagern — wurde in großen Mengen östlich der 
heutigen Bundesrepublik abgesetzt. Damit war es nach Errichten der Zonen- 
grenze schlagartig vorbei, der Lübecker Weinhandel mußte sich andere Absatz- 
gebiete suchen und sich auf andere Wünsche einstellen. 


Aus eigenen Mitteln hatte die Hansestadt den im Jahre 1900 eröffneten Lü- 
beck-Elbe-Kanal — er hieß früher Elb-Trave-Kanal — gebaut, um die für Lübecks 
Handel ungünstigen Wirkungen des Nord-OÖstsee-Kanals einigermaßen auszu- 
gleichen. Der Lübeck-Elbe-Kanal diente vor allem dem Massengüterverkehr nach 
Mitteldeutschland und bis nach Böhmen hinein. Da nun heute die Grenze zwischen 
der DDR und der Bundesrepublik unmittelbar oberhalb der Einmündung des Ka- 
nals in die Elbe verläuft, ist der Kanalverkehr stark zurückgegangen. 


Lübeck, einst in günstiger Lage zwischen Ost und West, ist heute nicht nur 
die Stadt an der toten Grenze, es ist zugleich in den äußersten nordöstlichen Win- 
kel der Bundesrepublik gerückt. Das bedeutet: die in Lübeck ansässigen wirt- 
schaftlichen Unternehmungen müssen mit dem schweren Nachteil der weiten 
Zufahrtswege, mit hohen tariflichen Unkosten rechnen. 


Zu den über 150000 Einwohnern, die Lübeck vor dem Kriege hatte, kamen 
1945 schlagartig rund 90000 Flüchtlinge hinzu, aufs Hundert berechnet die weit- 
aus größte Flüchtlingszahl, mit der überhaupt eine deutsche Stadt fertig werden 
mußte, und das in dem kleinen und wirtschaftlich gegenüber andern Ländern der 
Bundesrepublik zurückstehenden und mit Flüchtlingen am stärksten besetzten 
Lande Schleswig-Holstein. Zwar ist ein Teil dieser Flüchtlinge inzwischen wieder 
abgewandert und der weitaus größte Teil der arbeitsfähigen Männer und Frauen 
hat Arbeit und Brot gefunden, aber die Wohnungsnot ist immer noch groß. 


Stätte eigenwilliger Kultur 


Das alte Lübeck liegt auf einem schildförmigen Buckel, von dessen in sich 
wiederum abgestufter Höhenlinie die Straßen westwärts zur Trave und damit 
zum Hafen und ostwärts zum Kanal und der zu einem See aufgestauten Wakenitz 


Behrens: Hansestadt am Zonenrand 39 


niedersteigen. Auf der Höhe liegen das Rathaus, St. Marien, der von Heinrich 
dem Löwen begründete Dom, St. Petri und St. Jakobi; nur eine der fünf alten 
Kirchen, St. Ägidien, liegt etwas niedriger. Auf dieser Gestaltung des Geländes 
und der Art ihrer Bebauung beruht nicht zum wenigsten die großartige Geschlos- 
senheit des Stadtbildes und der den alten Straßenzügen innewohnende Reiz; 
denn die Straßen sind zwar — Lübeck ist Kolonialstadt — regelmäßig angelegt, 
aber das Auf und Ab des Stadtbodens läßt sie nicht in regelhafter Langeweile er- 
starren. Immer ist der Zug der Straßen leicht geschwungen, so daß der Blick sich 
nie ins Leere verliert. 


Von den Gebäuden der historischen Innenstadt Lübecks sind ein Fünftel in 
der Brandnacht Palmarum 1942 zerstört worden. Aber immer noch ist Lübeck die 
Stadt der Gotik. Dabei ist nicht nur der Kirchen zu gedenken, die in den nächsten 
Jahren ihre ragenden Turmhelme wiedererhalten werden, sind doch nur die Türme 
der Jakobi- und der Ägidienkirche unversehrt geblieben, sondern es blieben 
auch viele alte Bürgerhäuser erhalten, mögen auch ihre Fronten z. T. in barockem 
Stil umgestaltet sein. Diese schmalen Häuser mit den stolzen Portalen, hochragen- 
den Giebeln und weiten Dielen sind schon längst nicht mehr wie einst, da Thomas 
Manns Buddenbrooks ein solches Haus bewohnten, Wohn- und Geschäftshaus in 
einem. Die Kaufleute wohnen draußen in den weiträumigen Vorstädten, deren 
Park- und Blumenschmuck von Jahr zu Jahr sich prächtiger entfaltet. Nur Kontore 
und Lagerräume sind in den alten Häusern geblieben. Das Schabbelhaus, ein im Stil 
des 18. Jahrhunderts eingerichtetes und als Weingaststätte benutztes altes Kauf- 
mannshaus in Thomas Manns Mengstraße ist ein Raub der Flammen geworden, 
aber die Lübecker Kaufmannschaft hat zwei ähnliche Häuser in derselben Straße 
erworben und dafür gesorgt, daß die Stiftung des Bäckermeisters Schabbel hier in 
vollendet schöner Form wiedererstanden ist. 


Eine Fundgrube für den Freund alter Kultur ist das St. Annenmuseum, dessen 
Kunstschätze in den alten Klosterräumen einen ihnen entsprechenden Rahmen 
gefunden haben. Die Sammlungen alter Kunst, die hier untergebracht sind, gehören 
zu den reichhaltigsten und wertvollsten, die es in Deutschland überhaupt gibt. 
Hier findet sich der dem Dom gehörende Memling-Altar, hier ist Bernt Notkes 
gewaltiges Triumphkreuz aus dem Dom in seiner ursprünglichen Schönheit wieder- 
hergestellt worden. Die wertvollen stadtgeschichtlichen Sammlungen im Holsten- 
tor sollen demnächst neu geordnet werden. Eine besonders zu erwähnende Aus- 
beute haben die tiefen Ausschachtungen beim Wiederaufbau der zerstörten Stra- 
ßen und Häuser zu Tage gefördert. Es sind tiefreichende, mit starken Bohlen- 
wänden abgestützte ehemalige Brunnenschächte aufgedeckt worden. In ihnen, die 
lange Zeit hindurch als Müllgrube benutzt worden sind, hat man vor allem Haus- 
gerät in erstaunlicher Menge gefunden, und es hat sich gezeigt, daß in alten Zei- 
ten das Holz in viel größerem Umfang als Material für Haus- und Küchengerät 
gedient hat, als man es bisher angenommen hatte. Die Auswertung dieser reichen 
Funde wird kulturgeschichtlich wichtig sein. 


Die Sammlung neuerer Kunst ist weniger bedeutend als die Schätze des St. 
Annenmuseums, aber auch sie hat im Behnhaus einen echt lübischen Rahmen 
gefunden. Dieses prachtvolle und weiträumige klassizistische Haus mitten in der 
Stadt gehört nicht zum Typ des altlübischen Bürgerhauses, vielmehr ist es mit 
seiner breiten Front und den Skulpturen auf dem Dachsims eher als ein Stadt- 
palais anzusprechen. 
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Die ragende Halle der Katharinenkirche, die als ehemalige Klosterkirche 


keine Gemeinde hat, enthält Nachbildungen von Werken der Plastik, die durch | 


den lübeckischen Kunstexport einst in die skandinavischen Länder gelangt sind, 
während das naturhistorische Museum, das den größten Teil seiner reichen natur- 
und völkerkundlichen Schätze verlor, seinen Wiederaufbau tatkräftig begon- 
nen hat. 


Museen haben viel „Laufkundschaft”, und das ist gut so, aber sie sind zugleich | 


Arbeitsstätte des Gelehrten. Das Archiv ist nur letzteres. Leider sind noch wichtige 
Teile der Lübecker Archivalien in Potsdam, aber es besteht doch einige Hoff- 


nung, daß sie einmal nach Lübeck zurückkehren werden. Auch so ist das Lübecker | 
Archiv eine der wichtigsten Forschungsstätten für die Geschichte Norddeutsch- | 


lands, insbesondere der Hansezeit. Nennen wir außer dem Archiv auch noch die 
wertvolle Stadtbibliothek, so ergibt sich, daß Lübeck für historische Arbeit reiches 
Material bietet. 


Ein besonderes Glück ist es für Lübeck gewesen, daß das Stadttheater erhalten 
geblieben ist. Ihm steht in seinem Gebäude außer der großen Bühne für Oper, 
Operette und großes Schauspiel noch die Kammerspielbühne zur Verfügung, auf 
der die meisten Schauspiele gegeben werden. Von dem Wert des Ensembles zeu- 
gen einmal der für eine so arme Stadt wie Lübeck erstaunlich gute Besuch der 
Aufführungen, zum andern die Gastspiele der letzten Jahre, z. B. in Hamburg, 
Bremen und Malmö. 


Kultur — gemeinnützige Tätigkeit 


Fünf Museen, das Archiv, die Bibliothek, die Volkshochschule und alle fünf 
Gymnasien sind städtische Einrichtungen. Schon aus dieser Aufzählung ergibt sich, 
daß die Stadt für kulturelle Einrichtungen erheblich mehr zu leisten hat als die 
meisten Städte ihrer Größenordnung. Tradition verpflichtet — auch zum Zahlen. 
Die Stadtverwaltung ist sich dieser Verpflichtung bewußt und erfüllt sie soweit 
es ihr möglich ist. 


Verpflichtungen in diesem Umfange hat die Stadt in früheren Zeiten nicht 


gehabt. So sind die Kunstsammlungen und die Sinfoniekonzerte bis vor wenigen 
Jahrzehnten nicht Sache der Stadt gewesen, sondern der im Jahre 1789 gegrün- | 


deten „Gesellschaft zur Beförderung gemeinnütziger Tätigkeit” oder ihrer Tochter- 
gesellschaften. Es gab und gibt manche Parallelerscheinungen in anderen Städten, 
wie die „Patriotische Gesellschaft“ in Hamburg oder die „Gesellschaft zur Be- 
förderung des Guten und Gemeinnützigen“ in Basel. Diese Gesellschaften aber 
sind entweder wieder entschlafen oder haben nur noch eine geringe Bedeutung. 
In wirklich umfassender Wirksamkeit sind u, W. nur noch die beiden Gesell- 
schaften in Basel und Lübeck. Das ist kein Zufall, handelt es sich doch in beiden 
Fällen um Städte eigenen kulturellen Gepräges. Alle Vereinigungen in der Stadt 
von Bedeutung, die sozialen oder kulturellen Aufgaben dienen, sind Tochtergesell- 
schaften der „Gemeinnützigen”, d. h. sie können die Räume ihres schönen klassi- 
zistischen Hauses benutzen, und seit kurzem ist die Muttergesellschaft auch wie- 
der in der Lage, ihre Töchter geldlich zu unterstützen. Im Winter veranstaltet 
die Gesellschaft zusammen mit den Tochtergesellschaften wöchentlich einen Vor- 
trag, und alle zwei Wochen erscheinen schon im 116. Jahrgang ihre „Lübeckischen 
Blätter“, in denen alle Lübeck angehenden Fragen in freier Aussprache abgehan- 
delt werden, ohne daß die thematische Begrenzung allzu eng gehandhabt würde. 
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Wenn die Gesellschaft schon zehn Jahre nach dem Zusammenbruch wiederum 
Stipendien verteilen und andere soziale und kulturelle Aufgaben erfüllen kann, 
so ist das nicht zuletzt dadurch möglich, daß sie Gründerin und Eigentümerin einer 
sich ständig entwickelnden Sparkasse ist, deren Überschüsse ihr zufließen. In ihrem 
baulich zwar sehr unansehnlichen, akustisch aber ausgezeichneten Konzerthaus 
„Kolosseum“ veranstaltet der „Verein der Musikfreunde” seine Meisterkonzerte. 


Noch einer anderen Einrichtung sei gedacht, weil auch sie Ausdruck des tätigen 
lübischen Bürgergeistes ist, der Possehl-Stiftung. Der Senator Ludwig Possehl 
war bis zu seinem Tode im Jahre 1919 der Eigentümer einer großen Firma für 
Kohle und Erzhandel, sanitäre Einrichtungen u. a. In seinem Testament hat er be- 
stimmt, daß die Überschüsse des Geschäfts einer gemeinnützigen Stiftung zuflie- 
ßen sollten. Diese Possehl-Stiftung ist für Lübeck segensreich geworden. Einmal 
im Jahre tritt ihr Kuratorium zusammen und beschließt über die Verteilung des 
zur Verfügung stehenden Geldes, das ausschließlich für soziale und kulturelle 
Zwecke verwendet werden darf. 


Die Schleswig-Holsteinische Musikakademie und Norddeutsche Orgelschule 
ist zwar eine Anstalt des Landes, aber sie wird mitgetragen von der Stadt, der 
lübeckischen und der schleswig-holsteinischen Landeskirche. Vor wenigen Jahren 
ist sie aus der Landesmusikschule hervorgegangen. Nach dem Ringen ihrer ersten 
Jahre gewinnt sie für das Land, aber auch für die Stadt Lübeck immer mehr an 
Bedeutung. Nicht ohne Grund nennt sich die Musikakademie auch Norddeutsche 
Orgelschule. Zwar sind die Orgeln des Domes und der Petrikirche und die drei 
Orgeln der Marienkirche verbrannt, aber die wertvollen Orgeln von St. Jakobi 
und St. Ägidien sind erhalten geblieben. Der Dom und die Marienkirche sind 
inzwischen mit neuen Orgeln ausgestattet worden. Die sog. „Totentanzorgel", die 
ihren Namen ihrem Standort in der „Totentanzkapelle" verdankte, hatte ihren 
alten herben Klang behalten, den sie einst in den Zeiten Dietrich Buxtehudes, des 
großen Organisten der Marienkirche, gehabt hatte. Es war an ihr nichts „ver- 
bessert“ worden, wie leider an so vielen alten Orgeln. Sie hatte noch denselben 
Klang wie damals, als der junge Johann Sebastian Bach den alten Meister hier 
hatte spielen hören. Diese Orgel ist das Vorbild der neuen Marienorgel geworden. 
So ist denn Lübeck immer noch die Stadt der Orgelmusik. Da sie mehrere vor- 
zügliche Organisten hat, ist sie ohne Zweifel besonders geeignet, an der Musik- 
akademie junge Organisten heranzubilden. Gerade die alte Musik der Epoche 
Bachs und der vorbachschen Zeit wird hier mit besonderer Liebe gepflegt, nicht 
nur an der Orgel, sondern auch von kammermusikalischen und chorischen Ge- 
meinschaften. 


Lübeck ist Stätte einer eigenständigen und eigenwilligen Kultur. Wie diese 
Stadt einst von Westfalen, Friesen, Niedersachsen, kurz von unternehmenden 
und wagemutigen Männern aus altdeutschem Land vor rund acht Jahrhunderten 
gegründet und von ihnen und den folgenden Geschlechtern in kurzer Zeit zu 
hoher Blüte geführt ist, so hat sie immer wieder neue Kräfte auch aus anderen 
deutschen Räumen in sich aufgenommen und hat sie zu Lübeckern gemacht. Wer 
mit offenen Sinnen in diese Stadt kommt, dem wird sie bald zur Heimat. Aber 
auch umgekehrt: Thomas Mann war noch nicht zwanzig Jahre alt, als er Lübeck 
verließ, und doch finden wir nicht nur in den „Buddenbrooks" und im „Tonio 
Kroeger“ seine Heimatstadt, sondern auch seine Alterswerke sind voll von Lü- 
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beck, vor allem für den, der Lübeck kennt. Thomas Mann war kein Heimatdichter, 
und doch saß die Heimat so tief in ihm, daß Lübeckisches immer wieder in seine 
Dichtung einströmte. 


Selbstverwaltung — Schule des Gemeinsinns 


Seit 1937 heißt diese Stadt zwar noch Hansestadt und nennt ihr Oberhaupt 
nach hansischem Brauch Bürgermeister und nicht Oberbürgermeister, sie hat noch 
einen Senat und eine Bürgerschaft, sie hat auch noch ihre eigene Landeskirche, 
aber das ändert nichts daran, daß sie eine kreisfreie Stadt des Landes Schles- 
wig-Holstein ist und nicht, wie ihre Schwesterstädte Hamburg und Bremen, ein 
eigenes Land der Bundesrepublik Deutschland. Dem Bundesverfassungsgericht 
zu Karlsruhe liegt nun der vom Bundesinnenminister abgelehnte Antrag der 
„Vaterstädtischen Vereinigung” vor, Lübeck seine alte Selbständigkeit wieder- 
zugeben. Es soll und kann hier nicht auf die schwierige Rechtsfrage eingegangen 
werden, auch nicht auf die Frage, ob Lübeck überhaupt imstande wäre, als eigenes 
Land zu existieren. Nur auf zwei Punkte sei hingewiesen: In Lübeck wohnen etwa 
10°/o aller Bewohner Schleswig-Holsteins, aber Lübeck bringt etwa 20°%0 der 
Steuern des Landes auf, und Lübeck ist freie Reichsstadt geworden, Jahrhunderte 
bevor Hamburg und Bremen diesen Status erreicht hatten. 


Die Meinungen der Lübecker sind geteilt über die Frage, ob es wünschenswert 
sei, die Selbständigkeit wiederherzustellen oder nicht, aber in einem Punkte ist 
man einer Meinung, nämlich in dem Wunsche, es möchte der alten Hansestadt 
eine größere Selbständigkeit dem Lande gegenüber gewährt werden, als sie sie 
jetzt genießt. Gerade in dieser Stadt, die auf eine uralte Tradition der Freiheit zu- 
rückblickt, muß sich mit nachdrücklicher Kraft der Gedanke geltend machen, daß es 
— ganz abgesehen vom besonderen Schicksal Lübecks — für die deutschen Städte 
und damit für die Entwicklung der inneren Zustände Deutschlands nicht von Segen 
sein kann, wenn die kreisfreien Städte aufs stärkste von dem Lande abhängig wer- 
den, dem sie zugehören, daß es besser wäre, eine wirkliche Selbstverwaltung griffe 
wiederum Platz. 


Früher ist das Mitwirken am Schicksal der Stadt weit über Senat und Bürger- 
schaft hinaus in Lübeck immer eine selbstverständliche Pflicht des Bürgers ge- 
wesen. Das Gefühl, ein jeder sei mitverantwortlich für das Gedeihen der Stadt, 
war einfach da. Diese Einstellung und die ihr entsprechende Einrichtung der Stadt- 
verwaltung ist die Schule für das Verantwortungsbewußtsein Land und Bund 
gegenüber. Mag nun die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichtes so oder 
so ausfallen, es ist zu hoffen, daß dieser Rechtsstreit nicht nur für Lübeck, sondern 
auch für andere Städte den Weg in ein weniger gegängeltes, ein freieres und ge- 
sünderes Leben eröffnet. 
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Ein Pfahl im Fleische Deutschlands 


GERHARD WANDSCHNEIDER 


Am 5. Juni 1945, vor nunmehr 11 Jahren, unterzeichneten die Höchstkommandie- 
renden der Siegermächte namens der amerikanischen, russischen, britischen und 
französischen Regierung 4 Deklarationen über die Regelung der Verhältnisse im 
besiegten Deutschland. Diese Deklarationen waren die Folge der gewaltsamen 
Beseitigung der letzten geschäftsführenden deutschen Reichsregierung unter Groß- 
admiral Dönitz am 23. Mai 1945 in Flensburg. Die dritte dieser Deklarationen über 
die Aufteilung Deutschlands in Besatzungszonen und die gemeinsame Verwal- 
tung von Groß-Berlin schuf die mitteleuropäische Nahtstelle zwischen zwei Macht- 
blöcken von extrem verschiedenen Auffassungen über Freiheit, Lebensform, 
Staats- und Wirtschaftsordnung, jene Zonengrenze, die historisch gewachsene 
Länder, Landschafts- und Wirtschaftsgrenzen brutal durchschneidet. 


In logischer Fortentwicklung dieser Verhöhnung der Menschenrechte und des 
Selbstbestimmungsrechts der Völker, womit man Zustände in Deutschland schuf, 
die von Jahr zu Jahr unerträglicher werden, erließ die sowjetzonale Regierung 
am 26. 5. 1952 eine Verordnung über Maßnahmen an der Demarkationslinie. Un- 
ter dem fadenscheinigen Vorwand, daß bisher in größerem Umfange Spione, 
Diversanten, Terroristen und Schmuggler in die Sowjetzone gelangt seien, um 
dort verbrecherische Aufgaben zu erfüllen, wurden strenge Maßnahmen zur Be- 
wachung der Zonengrenze getroffen. Von Lübeck bis Passau, auf 1250 km Länge, 
vermarkten die Sowjets die Grenzen ihres mitteleuropäischen Machtbereichs 
durch jenen „Todesstreifen“, der schon immer die Expansion ihrer Macht deutlich 
machte. Der Verachtung für Mensch und Natur fielen in Fronarbeit deutscher 
Menschen im Frühlingsschmuck prangende Bäume, Saaten und Wiesen zum 
Opfer. Auch kein Wald wurde verschont. Trecker und Egger folgten diesem Ver- 
nichtungswerk. Wo nicht gepflügt werden konnte, wurden 3 m hohe Stacheldraht- 
zäune errichtet. Wachtürme entstanden längs der Grenze, um mit all diesen Maß- 
nahmen zusammen so wirksam wie noch nie Deutsche von Deutschen zu trennen. 
Die stumpfe Verzweiflung in den Gesichtern der zu diesen Arbeiten Komman- 
dierten vergißt nie, wer Zeuge dieses Wahnsinns war. „Unzuverlässige" Bauern, 
Handwerker und Arbeiter wurden in das Innere der SBZ wie Vieh verfrachtet. 
Wer rechtzeitig Kenntnis bekam, floh Hals über Kopf im Schlauchboot über den 
Ratzeburger See oder über die Zonengrenze. Häuser wurden abgebrochen oder 
blieben verödet zurück. Die Fronvögte dieses Werkes moderner Sklaverei waren 
deutsche SED-Funktionärel 

Einen „Vorteil“ hatte die Neuorientierung sowjetischer Politik. Die Zonen- 
grenzmorde und die Jagd auf Grenzjäger, denen in den vergangenen sieben Jah- 
ren unzählige Deutsche zum Opfer gefallen waren, hörten auf. Vorbei war aber 
auch der „illegale“ nachbarliche Verkehr über die Grenze. Wo vorher oft eine 
halbe Stunde genügte, um sich zueinander zu stehlen, müssen nunmehr halbe und 
ganze Tage aufgewendet werden, um über Schwanheide/Büchen oder Horst/ 
Lauenburg in die Bundesrepublik zu reisen, — sofern man einer solchen Geneh- 
migung für würdig befunden wird. Damals noch überwachten weitgehend Russen 
die nicht immer gerade zuverlässigen Volkspolizisten an der Zonengrenze, heute 
wird sie von den Vopos allein gesichert. Ein Gespräch mit ihnen ist unmöglich, 
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ein nachbarlicher „Klönschnack“ der Deutschen von hüben und drüben nicht ein- 
mal mehr über das Wetter ist möglich, solange Vopos in der Nähe sind. 


Das, was hier geschah und geschieht, geht alle Deutschen an. Das Schicksal 
der 17 Millionen Deutschen in der SBZ, die tiefe Tragik der Zweiteilung Deutsch- 
lands, verlangen mehr denn je eine klare Haltung. Woran liegt es, daß es um 
diese Haltung — offen gesagt — nicht überall gut bestellt ist? Hält der Schock 
immer noch an, den die Faust des kräfteverzehrenden Kampfes im Kriege, des 
katastrophalen Zusammenbruchs, der Vertreibung, des Hungers und des Woh- 
nungselends unserem Volk versetzte? Dauert das Ringen um das Überleben im- 
mer noch fort, das mit robusten Ellenbogen vor der Währungsreform das Dasein 
ausfüllte? Oder geht es allzu Vielen unter uns nur um eine noch höhere Stufe des 
Lebensstandards? — Elf Jahre nach dem Kriege sollte sich über alle Alltagssorgen 
hinweg die eine Erkenntnis durchsetzen: Wir bewahren unsere Freiheit nur dann, 
wenn wir unsere Entschlossenheit, jene 17 Millionen in Unfreiheit lebenden 
Deutschen daran teilhaben zu lassen, durch Taten beweisen. Jeder, der guten Wil- 
lens ist, hat auch Gelegenheit dazu. 


Vorausschauend planen können 


Der Vertrag von Versailles vom Jahre 1919 schuf Fakten, die die Stellung- 
nahme jedes Deutschen herausforderten. Die bedingungslose Kapitulation nach 
dem Zweiten Weltkrieg ließ völkerrechtlich alles offen. Bis heute gibt es keinen 
Friedensvertrag. Unter dieser Situation leidet vieles. Millionen Deutsche leben 
also von Hoffnungen. Etwa derart, die Siegermächte würden das Unrecht eines 
Tages schon wieder gutmachen, bis dahin müsse man sich eben behelfen. Man habe 
doch schließlich nach dem Selbstbestimmungsrecht der Völker einen Anspruch 
darauf. Verständlich sind alle diese Hoffnungsträume. Aber auf diese Weise 
schaffen wir unseren Wirtschaftserfolgen nicht das moralische Fundament, nicht 
jene unbezwingbare Kraft, die letzten Endes allein in der Lage ist, die Teilung 
Deutschlands zu beenden. 

Wir glauben, daß es für alle Verantwortlichen hohe Zeit ist, aus dieser Ent- 
wicklung konstruktive Folgerungen zu ziehen. Die Zonengrenze ist eine Realität. 
Nicht in dem Sinne, daß wir Deutsche hüben und drüben uns jemals damit ab- 
finden werden. Aber sie ist eine Realität, solange wir nicht die Kraft haben, sie 
zu beseitigen. Unsere Brüder und Schwestern drüben haben sich durch ihre Hal- 
tung, durch ihr Leiden, nicht zuletzt mit dem Aufstand vom 17. Juni 1953, einen 
unabdingbaren Anspruch darauf erworben, daß wir unsere Anstrengungen ver- 
doppeln. Diese Forderung richtet sich an jeden einzelnen Deutschen in der Bundes- 
republik, an die Länder und an den Bund. 


Wir weisen auf unsere zerrissenen Verkehrslinien hin, Straßen und Eisen- 
bahnen, auf denen das Gras wächst. Sie sind an der Zonengrenze durch Gräben 
und Stacheldrahtzäune unterbrochen. Wir beklagen die abgebrochenen Wirt- 
schaftsbeziehungen zu unseren Nachbarn, hier im Kreise Herzogtum Lauenburg 
zu den stammverwandten Mecklenburgern. Bedeutet es gar nichts, wenn eine 
Getreidefirma, die in der unmittelbar an der Zonengrenze liegenden Kreistadt 
sitzt, einen Kundenkreis in Mecklenburg mit einer landwirtschaftlichen Nutzfläche 
von ca. 20000 ha verloren hat oder eine Landmaschinenreparaturwerkstatt sich 
75°/o der drüben sitzenden Kundschaft nunmehr woanders suchen mußte? Für 
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Am Zonengrenzkontrollpunkt Lauenburg Foto: Institut 


Alte und neue Kunst begegnen sich im Zonenrandgebiet, Moderne Lübecker Skulptur. 
„Frau im Wind”, „Der Bettler“ und „Der singende Klosterschüler" von Ernst Barlach, 
geschaffen 1932, aufgestellt 1947. 


Hansestadt am Zonenrand: Lübeck, im Vordergrund Holstentor 


Wie lange noch? 


Zonengrenze 
50m. 


Wandschneider: Ein Pfahl im Fleische 49 


Lübeck war die Abschnürung von Mecklenburg und die Verschiebung der Madht- 
verhältnisse in der Ostsee ein besonders schwerer Schlag. 

Unsere Industrie, die wir zu einem großen Teil nach 1945 mit Hilfe der Bundes- 
und Landesregierung und dank dem Fleiß der Unternehmer und der Arbeiter 
aufgebaut haben, leidet unter der Verkehrsferne; Umwege verteuern die Ware. 
Gewiß, der Bund hat geholfen. Das Zonengrenzprogramm des Jahres 1954, das 
der Deutsche Bundestag mit seinem Grundsatzbeschluß im Juli 1953 auslöste, die 
regionalen Förderungsprogramme der Jahre 1955 und 1956 milderten Schäden, 
halfen der Wirtschaft und trugen zur Verbesserung der Verkehrsverbindungen 
bei. Aber die „Töpfchenwirtschaft” sollte durch eine konstruktive gesetzliche 
Lösung auf mindestens 10 Jahre abgelöst werden. Man stoße sich nicht an dem 
Zeitraum von 10 Jahren. Damit wird weder die Zonengrenze anerkannt, noch 
werden von der Bundesrepublik aus vollendete Tatsachen geschaffen. Doch mit 
der Wirtschaft, welche der Hilfe weiterhin bedarf, müssen die Gemeinden und 
Landkreise, von denen man erwartet, daß sie vorausschauend planen, auf lange 
Sicht wissen, worüber sie disponieren können. 

Man sollte sie auch erneut hören: Die Industrie- und Handelskammern und 
die Vertreter der Gemeinden und Landkreise, Die Reise des gesamtdeutschen 
Ausschusses des Deutschen Bundestages im Jahre 1952 hat gute Früchte getragen. 
Wäre es nicht an der Zeit, eine solche Reise zu wiederholen, um sich — wie da- 
mals — einen unmittelbaren Eindruck von den Sorgen und Nöten zu verschaffen? 
Man ginge heute mit profunder Kenntnis an die Probleme und könnte das Pro- 
gramm wesentlich mehr straffen als damals. Noch immer ist die Zeit nutzbringend 
verwendet worden, wenn man diejenigen draußen besuchte, welche der Schuh 
am unmittelbarsten drückt. 


Vergleich mit dem „Ostpreußenprogramm" 


Die Lage, in der sich die Zonenrandkreise befinden, ähnelt sehr stark den 
Verhältnissen, die insbesondere nach der Schaffung des polnischen Korridors im 
Deutschen Reich entstanden waren. Damals wie heute wurde wohl die Ursache 
für die Notlage der neun Grenzkreise, nicht aber deren Ausmaß, in den ersten 
Jahren klar erkannt. Das Ostpreußenprogramm des Jahres 1922 wurde zwar von 
Anfang an für mehrere Jahre aufgestellt und mit Haushaltsmitteln des Reiches 
und Preußens durchgeführt, umfaßte aber namentlich verkehrspolitische Maß- 
nahmen. Beihilfen wurden auch in den Rechnungsjahren 1926 und 1928 aus Haus- 
haltsmitteln des Reiches für die östlichen Grenzgebiete schlechthin gewährt, die 
wie 1954—1956 in erster Linie zur Wiederbelebung der Wirtschaft durch allge- 
meine Maßnahmen verkehrspolitischer, wirtschaftlicher, kultureller und sozialer Art 
dienten. So wurden im Jahre 1926 im Rahmen des sogenannten Sofortprogramms 
für „besondere Maßnahmen zur wirtschaftlichen und kulturellen Förderung des 
östlichen Grenzgebietes Preußens“ 41 Mill. RM, davon 17 Mill. RM für Ostpreu- 
ßen, bereitgestellt. Sie wurden dem Wohnungsbau, der Wohlfahrts- und Gesund- 
heitspflege, der Förderung des Handwerks, der Wissenschaft, Kunst und Volksbil- 
dung sowie den Kirchen und Schulen zugeführt. Im Jahre 1927 wurden 30 Mill. RM 
als „einmalige Beihilfe für wirtschaftlih oder kulturell besonders bedrängte 
Grenzgebiete” bereitgestellt und ähnlich wie 1926 verwendet. Dieser Fonds, der 
auch heute noch mit kultureller Zweckbestimmung im Haushalt des Ministeriums 
für gesamtdeutsche Fragen existiert, floß zu einem beachtlichen Teil der Provinz 
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Schleswig-Holstein und den Ländern Bayern, Sachsen und Baden für ihre Grenz- 
gebiete zu. Im Jahre 1928 wurden die Mittel für diese Hilfsmaßnahmen auf 
9,5 Mill. RM beschränkt. 

Die im Erlaßwege zur Verfügung gestellten Zweckzuweisungen wurden durch 
die erste gesetzliche Regelung der Hilfsmaßnahmen jedenfalls für Ostpreußen im 
„Gesetz über wirtschaftliche Hilfe für Ostpreußen“ vom 18. 5. 1929 ersetzt. Es hat 
also — die Parallele ist frappierend — über 10!/z Jahre gedauert, bis man sich, 
aus der Agonie des Zusammenbruchs von 1918 und der folgenden harten innen- 
politischen Kämpfe (Unruhen, Inflation usw.) erwachend, zu einer konstruktiven 
Lösung entschloß. Dem Ostpreußengesetz folgte das „Osthilfegesetz" vom 31. 
März 1931. Die in diesem Gesetz festgelegten Hilfsmaßnahmen betrafen die Wie- 
derherstellung und Verbesserung von Eisenbahnen und sonstigen Verkehrs- 
wegen, die Senkung von Frachten und Gemeindelasten und umfaßten im übrigen 
das wirtschaftliche, gewerbliche, soziale und kulturelle Gebiet. 


Zur Lastensenkung bei der Grundvermögenssteuer und bei der Gewerbe- 
steuer stellte das Gesetz insgesamt 34 Mill. RM jährlich bis einschl. 1936 bereit. 
In Ostpreußen konnte z.B. die Senkung der Grundvermögenssteuerzuschläge um 
55°/o, der Zuschläge zur Gewerbesteuer um 35/0 erreicht werden. Geringere Sen- 
kungssätze galten für die Provinzen Niederschlesien, Brandenburg usw. Die Sen- 
kung wurde in der Weise durchgeführt, daß die tatsächlich erhobenen Steuerzu- 
schläge um die erwähnten Anteilsätze gesenkt wurden. Die Gemeinden erhielten 
die Senkungsbeträge und hatten ihrerseits das Erforderliche zu veranlassen. Dieses 
System führte dazu, daß die Einwohner einer Gemeinde, die verhältnismäßig hohe 
Zuschläge eingeführt hatte, zwar verhältnismäßig hoch entlastet wurden, daß 
aber die verbleibenden Lasten immer noch höher waren als in den Gemeinden 
mit niedrigeren Hebesätzen. 


Wir glauben zu wissen, daß einer ähnlichen Lösung durch den Bund ver- 
fassungsrechtliche Bedenken entgegenstehen. Dennoch sollte es Mittel und Wege 
geben, sie durch eine Regelung zu ersetzen, die zum gleichen Ziel führt. Denn die 
Senkung der besonders in Schleswig-Holstein überhöhten Gewerbesteuerhebe- 
sätze ist ein Anliegen, das schon mit Rücksicht auf die besondere Lage dieses 
Landes nicht einfach beiseite geschoben werden kann. Der Deutsche Landkreistag 
ist nicht müde geworden, der Bundesregierung und dem Deutschen Bundestag 
im übrigen eine Reihe von Vorschlägen zu unterbreiten, die der Stärkung der 
Wirtschaftskraft in den Zonenrandgebieten, aber auch der Erhaltung und Stärkung 
der Wiederstandsfähigkeit ihrer Bevölkerung dienen. Die Verlagerung von In- 
dustrien aus den Ballungsgebieten, die Restfinanzierung für den Facharbeiter- 
wohnungsbau, wie die Förderung des Wohnungsbaues überhaupt im Zonenrand- 
gebiet, wo Maßnahmen des Bundesverteidigungsministeriums kaum zum Zuge 
kommen dürften, gehören hierher. Von einer Überhitzung der Konjunktur — 
darauf ist wiederholt hingewiesen worden — kann im Zonenrandgebiet keine 
Rede sein. 


Auf kulturellem Gebiet sollte dasselbe getan werden, was man seinerzeit in 
den Grenzkreisen nach 1918 unternahm. Moderne Schulgebäude und Sportplätze, 
Schwimmstätten, Volksbüchereien usw. sind dringend vonnöten. Die Bevölkerung, 
welche die ihr aus der Zonengrenznähe erwachsenden besonderen Aufgaben und 
Pflichten erfüllt hat und weiter erfüllt, ohne viel Aufhebens davon zu machen, 
hat einen Anspruch darauf. Dieser Anspruch ist heute höher, weil ihr auf der an- 
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deren Seite eine Macht gegenübersteht, die mit dem Ziel der Weltrevolution 
alles daran setzt, einen Überdruck zu erzeugen. 

Der Verkehr von Mensch zu Mensch durch Sportbegegnungen bei uns und 
Reisen von kulturellen Organisationen aus der Bundesrepublik in die DDR sollten 
mehr als bisher gefördert werden. Auch auf diese Weise tragen wir dazu bei, daß 
wir trotz der gemeinsamen deutschen Sprache nicht aneinander vorbeireden. Wir 
sollten keinesfalls unterlassen, unsere gemeinsamen Anliegen auf dem Gebiet der 
Bodenverbesserungen und der Wasserwirtschaft nachbarlich in Ordnung zu bringen, 
wo es bisher noch nicht geschehen ist. Im Kreise Herzogtum Lauenburg lag 
10 Jahre lang alles im argen. Dann setzten sich die technischen Bediensteten von Ost 
und West mit dem Ergebnis zusammen, daß nach gut einjähriger gemeinsamer 
Arbeit unsere Grenzgräben und Flüsse so gründlich gesäubert wurden, daß die 
Deutschen hüben und drüben höhere Erträge von ihren Feldern und Wiesen haben. 
Geschehen solche Dinge nicht selbstverständlich auch an den Außengrenzen? Die 
Realität der Zonengrenze sollte die Lethargie beseitigen, die mancherorts noch be- 
steht. Dann schaffen wir diese unnatürliche Grenze eines Tages um so schneller 
aus der Welt. 


Persönliche Eindrücke und bittere Erkenntnisse 


Wir haben im Laufe der Jahre viele Ausländer zu Besuch gehabt. Schweden, 
Dänen, Engländer, Franzosen und Belgier interessierten sich für unsere kommu- 
nale Arbeit und fanden im Gespräch, daß das Trennende heute nur noch eine ge- 
ringe Rolle spielt und daß es eine europäische Gemeinschaft geben kann, wenn man 
nur will. Sie alle wurden an die Zonengrenze geführt. Es war erschütternd zu 
sehen, wie sie der Unsinn anrührte, den Menschen zuwege gebracht haben. Er- 
warten wir doch nicht, daß der „Mann auf der Straße” in Paris, London, New York 
und sonstwo, welcher dieselben täglichen Sorgen mit sich herumträgt wie wir, 
ohne unser dauerndes Zutun das durch den Kalten Krieg geschaffene Unrecht 
wirklich in sich aufnimmt. Was wissen wir z.B. von der wirklichen Lage in dem 
zweigeteilten Korea? Versuchen wir aber einmal, dem französischen Politiker 
oder Kommunalbeamten, der uns besucht, an der Zonengrenze selbst klarzu- 
machen, was es für Frankreich bedeuten würde, wenn die Loire Frankreich genau 
so teilte, wie es bei uns etwa die Elbe tut! Am eindrucksvollsten ist immer der per- 
sönliche Eindruck von den Dingen. 


Der amerikanische Publizist Walter Lippmann schrieb in der Berliner Zeit- 
schrift „Der Monat”, daß es gewisse grundsätzliche Ziele der russischen Politik 
gebe, die viel älter wären als das kommunistische Regime. „Der gegenwärtige 
Verlauf des ‚Eisernen Vorhanges‘ in Europa, d.h. die Beherrschung Osteuropas 
bis zu dieser weit vorgeschobenen Linie, hat der russischen Politik seit mindestens 
100 Jahren als Traum vorgeschwebt.” Eine bittere Vorstellung für diejenigen, die 
vom Tage leben, aber eine Feststellung, die zweifellos richtig und notwendig ist. 
Hartnäckig und auf weite Sicht hat Rußland diese Politik stets verfolgt. Auch die 
Sowjetunion hat seit 1917 genau das gleiche getan, auch wenn sie sich großer 
Umwege bediente. Das sollte uns Anlaß zu erhöhter Wachsamkeit und größerer 
Aktivität sein, für die Bundesregierung ein ernster Anlaß, eine konstruktive ge- 
setzliche Lösung für die Förderung der Zonenrandgebiete nicht länger aufzu- 
schieben. 
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Die deutsche Ostseeküste - 


„Die alte, immer lebensvolle deutsche Ost- 
seeküste, auch sie heute getrennt in ‚hü- 
ben und drüben‘, ist ein unteilbares Stück 
deutscher Heimatlandschaft, ein Land von 
unvergleichlicher Schönheit und unserer 
Liebe wert.“ Diese Worte aus der Ankündi- 
gung des herrlichen Bildbandes „Ostsee- 
strand“ (Sachsen-Verlag, Dresden) bewe- 
gen einen, wenn man in der Neustädter 
Bucht am „Zonenrand” steht und über die 
Wasserweite hinüberschaut nach dort, wo 
etwa die Warne in die Ostsee mündet, 
oder noch weiter nach links, wo die Halb- 
insel Darß sich vor der Küste herzieht. 
Die Wanderungen des Jürgen Lenz, foto- 
grafiert von Angela und Heinz Unzner, be- 
ginnen freilich erst auf Usedom. Deutsch- 
lands Ostseeküste reichte einst sehr viel 
weiter nach Nordosten bis über Danzig und 
Königsberg nach Memel. Aber wir wollen 
dankbar sein, daß diese Wanderungen nicht 
schon bei Travemünde enden, sondern hin- 
aufreichen bis nach Glücksburg in Schles- 
wig-Holstein. Lenz ist — kein Zweifel — 
nicht nur Freund der Ostsee, sondern auch 
Kritiker ihrer fremdenverkehrssoziologi- 
schen Situation in den Bädern. Freilich muß 
man ihm zustimmen, wenn er den Wandel 
von Travemünde so registriert: „Trave- 
münde-Strand hat seine Prägung von außen 
her erhalten, wahrscheinlich von Mana- 
gern, die, geschult in amerikanischer Psy- 
chologie, mit einem ausgetüftelten Re- 
klamedienst allen Gästen einredeten, daß 
man sich an der See täglich dreimal um- 
ziehen, die Golfkugel schlagen, sein Geld 
verlieren muß und daß alle jene zu bemit- 
leiden sind, die das Meer nicht als Deko- 
ration, sondern als die Hauptsache ihres 
Aufenthaltes betrachten.” Aber man sollte 
die gesellschaftspolitisch einseitigen Hin- 
tergründe unserer gegenwärtigen Bäder- 
kultur im gespaltenen Deutschland von kei- 
ner Seite aus im Vollgefühl des Rezept- 
besitzes so betrachten, als ob nicht das 
Wasser der Ostsee vor und hinter der Zo- 
nengrenze das nämliche wäre. Dem Band 
fehlt leider eine Übersichtskarte. 

Jürgen Lenz, Angela und Heinz Unzner: 
Ostseestrand, Wanderungen zwischen Use- 
dom und Schleswig-Holstein, Sachsen-Ver- 
lag, Dresden 1956, Gzin. 

Ein rechtes kleines Heimatbuh von der 
Halbinsel Darß und Zingst von Gerta An- 
ders hat uns der Carl Hinstorff Verlag in 
Rostock in seiner Reihe der „Inselbücher" 
(vom „Fischland” über „Hiddensee” und 
„Rügen" bis „Usedom“) vorgelegt. Das 
kleine Werk hat unter seinen Vorgängern 
u.a. die schwedischen Matrikel, die in ihren 
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sorgfältigen Karten und Aufzeichnungen 
die Grundlage für die Erkenntnis der Ver- 
gangenheit, was Menschen, Landschaft und 
Lebensäußerungen betrifft, geben und die 
uns über den ganzen Bereich des einst 
schwedischen Vorpommerns eine geradezu 
minutiöse Auskunft bezüglich der wirt- 
schaftlichen Lage am Ausgang des 17. Jahr- 
hunderts schenken, Unerwähnt läßt die 
Autorin unter ihren „Vorgängern und Mit- 
arbeitern“ allerdings den wundervollen 
Bildband von Heinz Föppel, den man nicht 
ohne Gewinn zur Hand nimmt, wenn man 
das kleine Heimatbuch studiert). 
Moor-, Heide- und Ginstergebiet... Man 
wandert oder fährt auf den schattigen We- 
gen unter hohen Bäumen entlang, von Farn 
und Blumen und Gräsern begleitet... die 
schmale Himmelsstraße, die die Baum- 
kronen freigeben, über sich, und erlebt je- 
desmal wieder neu, wie die wachsende 
Nähe der See spürbar wird. Der Wald wird 
lichter, die Bäume werden vom Zugriff der 
Stürme geprägt. Die Luft bekommt einen 
salzigen Hauch, einen starken Geschmack. 
Dann tut sich der Weststrand vor einem auf 
mit seinen uralten Ablagerungen des im 
Wasser versunkenen Waldes, dem gespen- 
stisch nackten Wurzelwerk, um das die 
Brandung spült, und seiner unvergleich- 
lichen Weite.“ Das alles ist keine ferne 
Welt, sondern in greifbarer Nähe deutsches 
Land hinter der Zonengrenze. Das alles ist 
nur in der abgründigen politischen Theorie 
der Weltspalter unerreichbar geworden und 
strategisch „Feindraum“. Der Schleier des 
Schweigens und des Vergessens, den man 
vor diesen Reichtümern unserer deutschen 
Erde ausgebreitet hat, muß nun zerrissen 
werden. Wieck (was soviel wie Bucht heißt), 
Born, Zingst und Prerow, das Städtchen 
Barth auf dem Festland gegenüber der 
Zingst und Ahrenshoop auf dem Darß, das 
alles soll uns wieder ein Begriff, eine le- 
bendige Wirklichkeit werden. Es ist die 
Welt der Bauernsöhne Klaus Störtebecker 
und seines Gefährten Godecke Michel, die 
Welt der Heimatdichterin Martha Müller- 
Grählert, deren Ostseelied, eines der 
volkstümlichsten Heimatlieder deutscher 
Zunge geworden ist.., „dor is mine Hei- 
mat, dor bün ick to Hus.“ — Eine besinn- 
liche Geographie. 
Gerta Anders: Die Halbinsel Darß und 
Zingst. Carl Hinstorff Verlag, Rostock 1956. 
Hbin., 170 S. Illustriert von H.Holtz-Sommer 
und E. Th. Holtz, Übersichtskarte und zahl- 
reiche Kartenskizzen. 
‘) Heinz Föppel: Meine Bilder vom Darß. 
Petermänken-Verlag, Schwerin 1954 
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Zehn Jahre Nürnberg 


Der Präzedenzifall 


Zu derselben Zeit, da Staatsmänner und 
Regierungen in Noten und Reden zur Suez- 
Krise in feierlichen Worten die Heiligkeit 
der Verträge und des internationalen 
Rechts beschwören, begeht die Welt die 
zehnjährige Wiederkehr des Tages, an dem 
am 1. Oktober 1946 in Nürnberg der bru- 
tale Schlußakt eines außerhalb der Haager 
Konvention von 1907 sowie außerhalb der 
Gesetze und Regeln des Völkerrechts ge- 
führten Krieges vollzogen wurde. Dieses 
in die Form eines Urteils gekleidete Ver- 
dikt der Sieger gegen die Besiegten stellte 
das juristische Gegenstück zur totalitären 
Perversion der militärischen Entartung des 
Krieges dar, Dieser Tatsache sich zu er- 
innern, ist vielleicht angebracht in dem 
Augenblick, in dem das letzte Staatsober- 
haupt des Deutschen Reiches die anachro- 
nistische Siegerzitadelle, wie sie im Span- 
dauer Gefängnis symbolischen Ausdruck 
findet, verläßt. 

Nürnberg hat den endgültigen Beweis da- 
für geliefert, daß der moderne totale Krieg 
auf keiner Seite der in seine Barbarei ver- 
strickten Mächte ein positives Kriegs- und 
Friedensziel zu entwickeln vermag. Jede 
militante Barbarei kann nur noch durch 
einen barbarischen Schlußakkord beendet 
werden, wie er in Nürnberg vollzogen 
wurde. Auf diese Weise müssen totalitäre 
Sieger nach dem äußeren Erfolg ihrer Bar- 
barei versuchen, sich wenigstens den An- 
schein einer nachträglichen Indemnität für 
die von ihnen begangenen Verbrechen zu 
sichern. Henkerstrategie und Henkertribu- 
nal gehören zusammen. Im Ablauf der mo- 
dernen Strategie bilden sie eine untrenn- 
bare Einheit. 

Mit Nürnberg verfolgten die Sieger ein 
doppeltes Ziel. Es ging ihnen sowohl um 
die ex-post-Legalisierung der eigenen Ver- 
brechen, wie um die Schaffung eines pseu- 
dojuristischen Präzedenzfalles für alle auch 
künftig von ihnen unter gleichen Bedin- 
gungen geführten totalen Kriege. Daher 
bestimmte das Londoner Statut vom 
8. August 1945, das die Grundlage des 
Nürnberger Tribunals bildete, selbstherr- 
lich, daß nur die Kriegführung der Besieg- 
ten einer Aburteilung auf Grund der neuen 
Verbrechenstatbestände sein solle. 
Nürnberg war nicht das Ende, sondern der 
eigentliche Auftakt der Barbarei, nämlich 
der neuen Methode der Selbstlegalisierung 


erfolgreicher Kriegsverbrecer. In der Be- 
urteilung Nürnbergs geht es nicht in erster 
Linie um die Feststellung einer unerlaub- 
ten ex-post-factum-Justiz, durch welche der 
Grundsatz „nulla poena sine lege“ in der 
Hand pharisäischer Sieger zur einseitigen 
Rachemaxime „nullum crimen sine poena” 
mißbraucht ist. Er geht um die fundamen- 
tale Rechtsbeurteilung der totalitären Mas- 
senmordplanung, gleichgültig ob das Ver- 
brechen nach oder vor der willkürlichen 
Aufhebung jeder Unterscheidung von Sol- 
daten und Zivilisten — von Siegern oder 
Besiegten — begangen wurde. Wenn wir 
heute gegen Ankläger und Richter dieses 
Tribunals den Einwand des von ihnen ver- 
hinderten und abgewiesenen Grundsatzes 
tu quoque (du auch!) erheben müssen, so 
wahrlich nicht zu dem Zwecke einer ebenso 
einseitigen Rechtfertigung von Kriegs- und 
Menschlichkeitsverbrechen. Vielmehr be- 
trifft der hier erhobene Einwand des tu 
quoque die moralische, rechtliche und ge- 
schichtlichke Kompetenz jenes Siegertribu- 
nals, nach einem auf allen Seiten total ge- 
führten Kriege einseitige Anklagen wegen 
Kriegs- und Menschlichkeitsverbrechen zu 
erheben. Damals gab es nur eine Wahl: 
Entweder gegenseitige Generalamnestie- 
rung aller voreinander oder universale 
Aburteilung aller Beteiligten dieses Krie- 
ges unter Zugrundelegung der gleichen 
Verbrechenstatbestände, 


Indem Nürnberg die Sieger eines totalen 
Krieges zu Richtern und Anklägern über 
die Besiegten erhob, hat es das Völkerrecht 
in seinen Voraussetzungen negiert. Inso- 
fern steht Nürnberg als Warnung und als 
zu widerrufender Irrweg der Rechtsent- 
wicklung im Atomzeitalter vor uns. Es hat 
das Rechtsproblem der Barbarei halbiert, 
indem es den Grundsatz der Gleichheit 
aller vor dem Gesetz zerstörte, Es hat die 
Kriminalität des totalen Krieges weder als 
Rechtsproblem aufgeworfen, noch das Ver- 
brechen der Barbarei selbst gesühnt. Es hat 
nur den totalen Krieg der Verlierer be- 
straft, während es gleichzeitig den Siegern 
ein neues Privileg für die Führung künf- 
tiger totaler Kriege ausstellte und prinzi- 
piell bescheinigte. Seither steht dieser Ver- 
such einseitiger Rechtfertigung der erfolg- 
reichen, d. h. der größeren Verbrecher, ge- 
genüber den unterlegenen, d. h. kleineren 
in der Geschichte. Wenn Kriege grundsätz- 
lich nur noch außergesetzlich und außer- 
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moralisch geführt werden, kann am Ende 
nur der stärkere, d. h. der größere Verbre- 
cher der Endsieger sein. 


Der damit geschaffene Präzedenzfall zwingt 
alle Beteiligten eines morgen total und 
ohne Pardon geführten Krieges, die Stra- 
tegie eines verbrecherischen Sieges um je- 
den Preis und ohne Rücksicht auf recht- 
liche und moralische Schranken zu verfol- 
gen. Nürnberg ist das Tor zur autonomen 
Barbarei. Es hat das Verbrechen zugleich 
zum Maßstab seiner selbst erklärt. Es hat 
dem materialistischen Zeitalter endlich die 
ihm gemäße Form einer materialistischen 
Prädestinationslehre geschaffen. Mit der 
Strategie ist nun auch das Völkerrecht 
entartet. Nicht einmal das schlechte Ge- 
wissen scheint hier bei den Beteiligten 
wirksam gewesen zu sein, da ihrer erfolg- 
reichen Barbarei Nürnberg das Brandmal 
des Massenmords von der Stirn zu nehmen 
versuchte. Die Sieger haben den Anspruch 
erhoben, begangene Schuld zu bestrafen. 
Zehn Jahre nach Nürnberg bleibt festzu- 
stellen, daß sich die Sieger bis heute ihrer 
eigenen Schuld nicht gestellt haben, Man 
sollte sich deshalb hüten, die Heiligkeit 
der Verträge, des Völkerrechts und des 
internationalen Sittengesetzes zu beschwö- 
ren, solange man das geltende Völkerrecht, 
wie im Londoner Statut und im Nürnber- 
ger Urteilsspruch geschehen, als für sich 
selbst nicht verbindlich zu erklären wagt. 


Der Barbarei entgegen 


Auf dieses Buch hat das Weltgewissen 
lange gewartet, nicht zuletzt aber das 
deutsche Volk. Die sachlichen Enthüllungen 
des britischen Juristen Veale könnten ver- 
söhnend und fruchtbar wirken, wenn sich 
die Historiker und Politiker endlich zu den 
eindeutigen Feststellungen des Verfassers 
bekennen würden. Damit würde der ein- 
seitigen und vordergründigen Schulddiskus- 
sion um den Zweiten Weltkrieg ein Ende 
bereitet. Es ehrt den Verfasser der Mut, 
geschichtliche Tatsachen ohne Rücksicht 
auf die damit verbundenen Folgen für die 
Beurteilung der Kriegführung seines eige- 
nen Volkes zu bekennen. „Ich sah die 
Dinge als Jurist und Gescichtsforscher 
mit einem mein Leben lang gepflegten 
Interesse an der Sache des Friedens und 
der internationalen Gerechtigkeit.“ 

Veale ist der erste Jurist, der sich in Eng- 
land nach 1945 mit der geschichtlichen Ver- 
antwortung für die unterschiedslose Mas- 
senvernichtung von Zivilisten und andere 
Formen grausamer und unzivilisierter 
Kriegführung, sowie mit den sogenannten 


Kriegsverbrecherprozessen befaßt hat. Als 
britischer Richter bestreitet er das Recht 
zu solchen Prozessen, „in denen der An- 
kläger gleichzeitig über gegen ihn selbst 
erhobene Anklagen zu Gericht sitzt". 
Veale erklärt, daß solche Siegertribunale 
„sowohl der überlieferten Rechtsprechung 
als auch dem allgemeinen gesunden Men- 
schenverstande widersprechen“. Die am 
schwersten wiegende Kritik an den Nach- 
kriegsprozessen aber geht dahin, „daß sie, 
widerspruchslos hingenommen, für die Zu- 
kunft einer unvorstellbar brutalen und 
rücksichtslosen Kriegführung Tür und Tor 
öffnet. Sehen sich die Führer besiegter Na- 
tionen oder Koalitionen nach Beendigung 
der Feindseligkeiten der automatischen 
Liquidation gegenüber — ob mit oder ohne 
Scheinprozeß —, so müssen sich diese Füh- 
rer notgedrungen aller nur denkbaren Mit- 
tel der Zerstörung und des Terrors bedie- 
nen, die die moderne Wissenschaft sowohl 
auf physischem als auf psychologischem 
Gebiet denen zu bieten hat, deren Leben 
verwirkt ist!” 

Veale gibt einen umfassenden Überblick 
über die Geschichte der unzivilisierten 
Kriegführung und zeigt den langen Weg 
auf, den die Menschheit gehen mußte, um 
von der willkürlichen und ungeregelten 
zur beschränkten und geordneten Krieg- 
führung der letzten 250 Jahre europäischer 
Geschichte zu gelangen. Der Verfasser 
fragt nach den Ursachen des jähen Abstur- 
zes in die Barbarei. Seine breit angelegte 
Untersuchung ist eine willkommene Ergän- 
zung zu den konstruktiven Untersuchungen 
von Carl Schmitt über die Wendungen des 
klassischen Krieges zum raumlos entarte- 
ten bzw. entorteten Kriege der Gegenwart. 
Wir werden im Rahmen unserer Unter- 
suchungen über den Rechtscharakter der 
totalitären Vernichtungsstrategie auf das 
bedeutsame Werk des britischen Juristen 
ausführlich zurückkommen. 

F. J. P. Veale, Der Barbarei entgegen — 
Wie der Rückfall in die Barbarei durch 
Krieg und Kriegsverbrecherprozesse unsere 
Zukunft bedroht. Mit einem Geleitwort 
zur deutschen Ausgabe von Rechtsanwalt 
Dr. Paul Leverkühn, H. H. Nölke Verlag 
Hamburg 1954, mit Sachregister, 336 Seiten. 


Bilanz des Zweiten Weltkrieges 


Das Buch will das komplexe Geschehen des 
Zweiten Weltkrieges im Blickfeld namhaf- 
ter Militärs, Wirtschaftler und Techniker 
von deutscher Seite erfassen. Das auf Ini- 
tiative des Stalling-Verlags zustande ge- 
kommene Werk verzichtet auf eine ein- 
heitliche Meinung der beteiligten Autoren, 
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wodurch das Buch erhöhten dokumentari- 
schen Rang gewinnt. Werner Picht schreibt 
über „Größe und Untergang des deutschen 
Soldaten und das Ende der deutschen 
Wehrmacht“. Deutsche Heerführer berich- 
ten über das militärische Geschehen auf 
den verschiedenen Kriegsschauplätzen, 
über operative Führungsentschlüsse, Erfah- 
rungen und Leistungen an allen Fronten. 
Vervollständigt wird der Überblick durch 
Darlegungen der technischen, wissenschaft- 
lichen, wirtschaftlichen und rüstungsmäßi- 
gen Leistungen, der Agrarwirtschaft sowie 
über Aufgaben und Tätigkeit der den mili- 
tärischen Verbänden angeschlossenen Or- 
ganisationen Todt und RAD. Untersuchun- 
gen über die Methoden der Propaganda 
als Waffe im Kriege, über Rechtsfragen der 
Luftkriegführung, sowie Angaben über die 
Höhe der deutschen Verluste an Front und 
Heimat beschließen den detaillierten Be- 
richt. 

Das Buch ist ohne Zweifel eine wertvolle 
Bereicherung der kriegswissenschaftlichen 
Literatur über den Zweiten Weltkrieg. In- 
soweit es ällerdings in der vorliegenden 
Form „Erkenntnisse und Verpflichtungen 
für die Zukunft” zu vermitteln sucht, er- 
scheint sein Anspruch zu hoch. Eine Ana- 
lyse des Zweiten Weltkrieges vermag die 
seit Hiroshima eingetretene Veränderung 
des Krieges nicht mehr zu fassen. Selbst 
der detaillierte Bericht dieses Buches kann 
daher nicht ausreichen, um als Prognose 
für die atomare Zukunft zu dienen. Aus 
der Bilanz des Zweiten Weltkriegs kann 
erst recht keine Hoffnung auf Rückkehr zu 
einer nichttotalitären Kriegführung im 
Sinne der reinen Konbattantenstrategie ge- 
zogen werden. Die Ausgrenzung des Zwei- 
ten Weltkrieges aus dem Kriegs- und Völ- 
kerrecht durch den Übergang zum totalen 
Vernichtungskrieg führt vielmehr zu der 
Erkenntnis, daß für die Zukunft nicht mehr 
von einer neuen Epoche des Krieges, son- 
dern nur noch von der inzwischen betre- 
tenen Periode des offenen Massenmords 
gesprochen werden kann. 

Bilanz des Zweiten Weltkrieges — Er- 
kenntnisse und Verpflichtungen für die Zu- 
kunft. Gerhard Stalling Verlag Oldenburg 
1953, mit Sachregister, 472 Seiten, DM 19.80. 


Schulderleben und Gewissen 


Psychoanalyse und Psychotherapie stehen 
vor der Aufgabe, die Lebenssituation des 
modernen Menschen angesichts der außer- 
ordentlichen Vermehrung seelischer Er- 
krankungen neu zu untersuchen und zu 
beantworten, Nach Ansicht des Verfassers 
Heinz Häfner besteht für den modernen 


Menschen die Gefahr einer totalen Neu- 
rotisierung. Ihr könne nur durch Einbe- 
ziehung aller Schuld- und Gewissensvor- 
gänge im Tiefenerleben der Einzelnen in 
die Therapie der Heilung selbst begegnet 
werden. Von hier aus ergeben sich für den 
politischen Wissenschaftler — über den 
Bereich der inneren medizinischen und 
anthropologischen Neuroseforschung und 
-behandlung hinaus — Ansatzpunkte auch 
zu einer Art politischer und geistiger Tie- 
fenpsychologie. In einer Zeit totaler Exi- 
stenzbedrohung stehen wir nämlich zuneh- 
mend Formen der Lebensangst und auch 
solchen von Schuldgefühlen und Schuldver- 
drängungen bei Verarbeitung von eigenen 
Lebensproblemen und Schuldtatbeständen 
durch die moderne Barbarei gegenüber. Es 
wäre daher angebracht, einmal zu unter- 
suchen, inwieweit sich die allgemeinen 
Feststellungen Häfners über „Schulderleben 
und Gewissen“ auch im größeren Bereich 
der geistig-geschichtlichken Bewußtseins- 
vorgänge, im Verhalten der modernen Mas- 
sen, bestätigen und widerspiegeln. Wie 
verarbeitet die heutige Generation ihr 
Schuldwissen um die moderne Barbarei? 
Welche Gewissensentlastungen verschafft 
sie sich vor dem Überdruck empfundener 
Mitschuld an der Entwicklung der Welt- 
verhältnisse? 


Obwohl der Verfasser natürlich nicht an 
eine solche Ausdehnung der Untersuchung 
gedacht hat, stellt sich nach der Lektüre 
dieses ausgezeichneten Buches — Häfner 
ist Mitarbeiter des Tübingers Ernst 
Kretzschmer — fast von selbst der Zwang 
zu einer solchen Ausweitung des Themas. 
Es erhebt sich die Frage, in welche trügeri- 
schen Entlastungsventile der Einzelne heute 
flüchtet, um auf dem Umwege über falsche 
Schuldentlastungen und gefährliche Selbst- 
rechtfertigungen und damit gerade zur Fort- 
setzung der gleichen Schuldkette sowie zur 
Überdeckung des von ihm dennoch be- 
ängstigend erlebten Schuldwissens zu ge- 
langen. Im einzelnen wären hier alle die 
falschen Versuche einer psychologischen, 
moralischen, politischen, juristischen und 
militärischen Schuldentlastung vor der 
Barbarei aufzuzeigen, vor allem die ver- 
wirrenden Argumentationsweisen, deren 
man sich jeweils bedient. Es wird und muß 
sich dabei herausstellen, daß der Begriff 
der „totalen Neurose“ des modernen Men- 
schen sich nicht nur im privaten Lebens- 
bereich des Einzelnen, sondern auch im 
öffentlichen Bewußtseinsraum, im politi- 
schen und allgemeinen Verhalten der Mas- 
sen mit entsprechenden Folgen krankhaft- 
neurotischer Reaktionen bestätigt. 
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Wer trägt die Schuld an der allgemeinen 
Verwirrung der Geister? Die Frage wird 
von jedem täglich gestellt. Sie beweist, 
daß wir unter der Last einer nicht beho- 
benen und nicht bekannten Schuldkrise 
leiden. Eine Behebung der politischen Be- 
wußtseinsneurose scheint nur möglich, 
wenn sich die gegenwärtige Generation 
ihrer Schuld stellt, d. h. ihrer Verantwor- 
tung für die Barbarei offen gegenübertritt, 
ohne weiterhin nach billigen Schuldent- 
lastungen Ausschau zu halten. Eine poli- 
tische Tiefenpsychologie müßte ausgedehnt 
werden auf alle Theorien und Praktiken 
der totalitären Strategen und Politiker, um 
darzutun, in welchem Umfange bei ihnen 
die totale Bewußtseinsneurose bereits ein- 
getreten ist, bzw. neurotische Schuldver- 
drängungen durch trügerische Schuldent- 
lastungen stattgefunden haben. Man frage 
also, inwieweit sich diese saturierte und 
bereits an ihrem korrupten Materialismus 
erschlaffte Generation sich im Zustand der 
totalen Neurose befindet. Wir reden über 
Massenmordstrategie und lassen unwider- 
sprochen darüber reden in einer Weise, 
als ob hier bereits Tatbestände vorlägen, 
die noch verantwortbar sind. Wir handeln 
verbrecherisch und halten uns für legal. 
Es geht um die Entlarvung der gefährlichen 
und tendenziösen Ich-Entlastungen, in deren 
Bann die gegenwärtige Generation zu im- 
mer groteskeren Schuldentlastungen bei 
steigenden Schuldgefühlen gerät. Sie ge- 
rät dadurch in die Gefahr einer neuroti- 
schen Einengung ihrer menschlichen Da- 
seinsmöglichkeiten überhaupt und damit 
aller personalen Selbstverwirklichung. 
Dem Menschen des Atomzeitalters ist nicht 
mehr durch Verschleierung dieser Zusam- 
menhänge, sondern nur noch durch deren 
Enthüllung und Bewußtmachung zu helfen. 
Wir haben den vollen Umfang unserer 
geistigen Selbstgefährdung aufzuzeigen. 
Sie besteht darin, daß wir die Barbarei be- 
reits als eine normale, d. h. als eine ge- 
wohnheitsrechtlich verbürgte Form sozia- 
len Miteinanderseins erklären, sie einan- 
der aufzuzwingen und uns einzureden ver- 
suchen. Damit aber wird normales geistiges 
Existieren unter Menschen unmöglich. Die 
Neurose einer in ihrem Bewußtsein bar- 
barisch gewordenen Menschheit nimmt im- 
mer erschreckendere Ausmaße an. Die Stra- 


tegen der geistigen Verwirrung sehen sich 
genötigt, die Menschen in einen immer 
tolleren Wirbel der Selbstbetäubung und 
des Seltbstbetruges zu stürzen, damit sie 
einer normalen Urteilsbildung entzogen 
werden. Von diesen Verwirrungsstrategen 
ist keine freiwillige Begegnung mit der 
Schuld zu erwarten. Zwischen den barbari- 
schen Fronten von Ost und West ist da- 
her eine Therapie im Sinne der Wieder- 
herstellung der auf beiden Seiten zutiefst 
erkrankten Lebens- und Selbstgefühle nur 
möglich, wenn der tiefenpsychologische Zu- 
sammenhang von Schulderleben und Ge- 
wissen den Völkern radikal bewußt ge- 
macht wird. In diesem Sinne brauchen wir 
eine politische Tiefenpsychologie. Das Buch 
Häfners hat auf eine Problematik hinge- 
wiesen, die wir aufgreifen sollten. 

Heinz Häfner, „Schulderleben und Gewis- 
sen“, Beitrag zu einer personalen Tiefen- 
psychologie. Ernst Klett Verlag, Stuttgart 
1956, 182 S. 


Dönitz 


In diesen Tagen hat das letzte Staatsober- 
haupt des Deutschen Reiches, der ehemalige 
Großadmiral Dönitz, die ihm von alliierter 
Seite auferlegte Haft verbüßt und die Frei- 
heit wiedererlangt. In diesem Zusammen- 
hang gewinnt das bereits 1950 herausgege- 
bene Buch über die „Regierung Dönitz” 
(Die letzten Tage des Dritten Reiches) er- 
neut an Aktualität. Sachlich, leidenschafts- 
los, glaubwürdig abgefaßt, blendet die 
Schrift mitten ins Nervenzentrum des zu- 
sammenbrechenden Reiches. In der Bewäl- 
tigung seiner Aufgabe, der Liquidation des 
bereits verlorenen Krieges, erwächst vor 
uns die lautere Gestalt des letzten gesamt- 
deutschen Staatschefs, dessen menschlich- 
charakterliches Format wohl auf keiner 
Seite in Zweifel gezogen werden kann, 
dessen staatsmännische Fähigkeiten jedoch 
in der Begrenztheit des Spielraumes zwi- 
schen dem 1. und 23. Mai 1945 nicht mehr 
zur Entfaltung kommen konnten. — Ein 
ernstes, historisches Dokument. 

Walter Lüdde-Neurath: Regierung Dönitz 
— Die letzten Tage des Dritten Reiches. 
2. Aufl. 1953. Mit reichem Dokumenten- 
anhang. „Musterschmidt” Wissenschaftlicher 
Verlag Göttingen 1950. 
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